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Zusammenfassung 
Das Vernehmlassungsverfahren dauerte vom 2. März bis zum 11. Juni 2018. Im Rahmen der 
Vernehmlassung reichten 107 Teilnehmer eine Stellungnahme ein. Eine grosse Mehrheit be-
grüsst die Revision grundsätzlich (18 Kantone, fünf Parteien und 46 Organisationen). Die 
Standpunkte und Mehrheiten sind jedoch je nach Themenbereich des Vorentwurfs unter-
schiedlich. 

So werden die Vorschläge zum Kostenrecht von fünf Parteien und 37 Organisationen befür-
wortet, während sich 16 Kantone dagegen aussprechen. Was die Bestimmungen zum kol-
lektiven Rechtsschutz betrifft, variieren die Auffassungen innerhalb der Teilnehmerkategorien: 
Acht Kantone, vier Parteien und 23 Organisationen sind dafür, während ein Kanton, zwei Par-
teien und 26 Organisationen dagegen sind. Die Ablehnung des Prozesskostenrechts durch 
die Kantone wird mit der finanziellen Belastung und mit problematischen Aspekten begründet, 
die im Vorentwurf nicht behandelt werden (Höhe der Gerichtskosten und Parteientschädi-
gung). Gegen die Bestimmungen zum kollektiven Rechtsschutz widersetzen sich vor allem die 
Vertreter der Wirtschaft. Zunächst wird insbesondere auf die Abkehr von den Grundprinzipien 
des Zivilverfahrens hingewiesen (individueller Entscheid zur Klage und ein Verfahren für jeden 
Einzelfall). Hervorgehoben werden auch das damit verbundene Risiko und der Druck auf die 
Unternehmen sowie die Missbrauchsrisiken und die politischen Beweggründe, die einige Or-
ganisationen haben könnten. 

Bei den anderen im Vorentwurf behandelten Themen, die vielfältig, von geringerer Tragweite 
und grundsätzlich politisch weniger heikel sind, bestehen unterschiedliche Auffassungen. 
Doch grössere und grundsätzliche Einwände werden nur punktuell in Bezug auf bestimmte 
Vorschläge vorgebracht. Selbst der im Vorentwurf vorgeschlagenen Kompromissfassung des 
Mitwirkungsverweigerungsrechts von Unternehmungsjuristinnen und -juristen, das bereits Ge-
genstand langer Diskussionen und politischer Kontroversen war, stimmen drei Kantone, vier 
Parteien und 20 Organisationen zu, während sich sieben Kantone und neun Organisationen 
dagegen aussprechen. Ebenso werden die Bestimmungen zur Erleichterung der Verfahrens-
koordination (Streitgenossenschaft, Klagenhäufung, Widerklage und Streitverkündungsklage) 
nicht grundsätzlich abgelehnt, auch wenn der eine oder andere Punkt umstritten ist. 

Schliesslich sind die sehr zahlreichen Änderungsvorschläge zu erwähnen, die im Vorentwurf 
nicht enthalten sind. Dazu nur einige Beispiele: Es werden verschiedene Vorschläge zu fami-
lienrechtlichen Verfahren unterbreitet. Ein Vorschlag betrifft internationale Handelsstreitigkei-
ten, und weitere Anregungen beziehen sich auf die Ausweitung der unentgeltlichen Rechts-
pflege.  

 

1 Allgemeines 
Das Vernehmlassungsverfahren zur Revision der Zivilprozessordnung (Verbesserung der Pra-
xistauglichkeit und der Rechtsdurchsetzung) dauerte vom 2. März 2018 bis zum 11. Juni 2018. 
Zur Stellungnahme eingeladen wurden die Kantone, die in der Bundesversammlung vertrete-
nen Parteien, die auf gesamtschweizerischer Ebene tätigen Dachverbände der Gemeinden, 
Städte, Berggebiete und der Wirtschaft sowie weitere interessierte Organisationen.  

Stellung genommen haben alle Kantone, sechs politische Parteien sowie 75 Organisationen 
und weitere Vernehmlassungsteilnehmer. Insgesamt bezieht sich der vorliegende Bericht auf 
107 Stellungnahmen. Die Stellungnahmen sind abrufbar unter https://www.admin.ch/ch/d/ 
gg/pc/ind2019.html. 
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Drei Organisationen haben ausdrücklich auf eine Stellungnahme verzichtet.1 

Im Bericht sind die eingereichten Stellungnahmen zusammengefasst. Zuerst sind die allge-
meinen Bemerkungen aufgeführt (Ziff. 3 und 4), anschliessend die Bemerkungen zu den ein-
zelnen Artikeln (Ziff. 5) und schliesslich die weiteren Vorschläge (Ziff. 6) sowie die Bemerkun-
gen zum erläuternden Bericht (Ziff. 7). Alle eingereichten Stellungnahmen wurden in Tabellen 
(in der Originalsprache) eingeordnet. Dabei wurde die gleiche Struktur wie im vorliegenden 
Bericht verwendet. Diese Tabellen sind abrufbar unter https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/ 
staat/gesetzgebung/aenderung-zpo.html. 

Soweit nicht anders bezeichnet, bezieht sich die Nummerierung der aufgeführten Artikel auf 
den Vorentwurf für eine Änderung der Zivilprozessordnung. 

 

2 Verzeichnis der Vernehmlassungsteilnehmer 
Ein Verzeichnis der Kantone, Parteien, Organisationen und Personen, die an der Vernehm-
lassung teilgenommen haben, findet sich im Anhang. 

 

3 Allgemeine Bemerkungen zum Vorentwurf 
3.1 Grundsätzliche Zustimmung 
Die Teilrevision der Zivilprozessordnung wird von 16 Kantonen2, fünf politischen Parteien3 und 
46 Organisationen4 grundsätzlich begrüsst.  

Eine Organisation schlägt vor, sich auf Vorschläge zu Punkten zu beschränken, bei denen 
nicht nur ein intellektueller, sondern auch ein rechtspolitischer Handlungsbedarf ausgewiesen 
ist.5 Einige Teilnehmer6 werfen die Frage auf, ob die Behandlung des Auftrags zum kollektiven 
Rechtsschutz im gleichen Entwurf sinnvoll ist. 

3.2 Grundsätzliche Ablehnung 
Sechs Kantone7 und eine politische Partei8 lehnen die Teilrevision der Zivilprozessordnung 
gesamthaft ab. Ein Kanton9 hat eine eher negative Haltung und eine Organisation schlägt vor, 
sich auf punktuelle Änderungen zu beschränken10. 

Dabei wird geltend gemacht, die Rechtsprechung habe die aufgeworfenen Probleme weitge-
hend lösen können und die eingereichten Vorschläge hätten eine höhere Arbeitsbelastung für 
die Gerichte und zusätzliche Kosten für die Kantone zur Folge. Ein Kanton11 weist auch auf 

                                                
1  Schweizerischer Gemeindeverband, Schweizerischer Arbeitgeberverband, Schweizerischer Städteverband 
2  AG, AI, BE, BL, BS, FR, GE, GL, GR, JU, NE, SO, TG, TI, ZG, ZH 
3  CVP, FDP, glp, GPS, SP 
4  ACSI, Amcham, CP, DJS, DVSP, economiesuisse, FER, FRC, FVE, Greenpeace, HEV, JBVD, KKJPD, KMU-Forum, Kon-

sumentenschutz, Meier, MV Zürich, Nivalion, OGer SH, Peter, SBS, SBV, scienceindustries, SGAV, SGB, SGHVR, SGV, 
SKG, SLAW, SLV, SMV, SPO, Suisseculture, SVC, SVR, Swico, Swisscom, SwissHoldings, TCS, UBS, UNIBAS, UNIBE, 
UNIFR, UNIL, USPI, VSI 

5  SDRCA 
6  OGer SH, UNIL 
7  LU, NW, OW, SG, SZ, UR  
8  SVP 
9  VS 
10  SVV 
11  LU 
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die Digitalisierung der Justiz und auf das Projekt «Justitia 4.0» hin, welche bei den vorgeschla-
genen Änderungen ebenfalls mitzuberücksichtigen und mit dem Vorentwurf koordiniert weiter-
zuverfolgen seien. 

3.3 Keine grundsätzliche Haltung 
Ein Kanton12 erachtet es aufgrund der Vielfalt der behandelten Themen als sehr schwierig, 
sich gesamthaft festzulegen und hat daher darauf verzichtet. 

3.4 Kritik an unzureichenden Vorschlägen des Vorentwurfs  
Die Vorschläge im Vorentwurf werden in verschiedener Hinsicht als unzureichend beurteilt, 
insbesondere das Prozesskostenrecht zur Erleichterung des Zugangs zum Gericht und die 
Bestimmungen zum kollektiven Rechtsschutz. Diese Standpunkte sind nachstehend in Ziffer 4 
für jedes einzelne Thema aufgeführt. 

Der Vorentwurf wird auch in anderer Hinsicht als unzureichend erachtet: Es werden zahlreiche 
Vorschläge zu Punkten unterbreitet, die im Vorentwurf nicht enthalten sind. Diese sind in Zif-
fer 6 aufgeführt. 

 

4 Stellungnahmen zu den Hauptpunkten des Vorentwurfs 
Der Vorentwurf des Bundesrats umfasst Änderungen zu verschiedenen Hauptpunkten. Jene, 
die sich auf die Prozesskosten und den kollektiven Rechtsschutz beziehen, haben die grösste 
materielle und politische Bedeutung. Im vorliegenden Kapitel werden die allgemeinen Stel-
lungnahmen zu diesen beiden Hauptpunkten und zu einigen weiteren Änderungen dargelegt. 
Zum Kostenrecht, kollektiven Rechtsschutz und Mitwirkungsverweigerungsrecht von Unter-
nehmungsjuristinnen und -juristen wird je eine Zusammenfassung geliefert. Darin sind sowohl 
die Stellungnahmen in den allgemeinen Bemerkungen als in den Bemerkungen zu den einzel-
nen Artikeln berücksichtigt. 

4.1 Kostenrecht 
4.1.1 Stellungnahmen in den allgemeinen Bemerkungen  
Ein Kanton13, fünf Parteien14 und 26 Organisationen15 befürworten die Vorschläge zum Kos-
tenrecht ausdrücklich. Der betreffende Kanton16 weist jedoch auf den zusätzlichen Arbeitsauf-
wand und die erheblichen Mehrkosten hin, die diese Änderungen mit sich bringen. Einige Teil-
nehmer17 legen den Schwerpunkt auf die Änderung bezüglich der Liquidation der Prozesskos-
ten, die wichtiger oder wirksamer sei als der Kostenvorschuss. Ein Teilnehmer18 hat auf eine 
Stellungnahme verzichtet, weil seine Mitglieder unterschiedlicher Auffassung sind. Ein anderer 
Teilnehmer19 lehnt lediglich die vorgeschlagene Bestimmung zum Kostenvorschuss ab. 

14 Kantone20 und drei Organisationen21 lehnen die Änderungen zu den Prozesskosten in ihrer 
Gesamtheit ab.  

                                                
12  VD 
13  ZH 
14  CVP, FDP, glp, GPS, SP 
15  ACSI, Advokaten ZG, Anwälte ZH, DJS, DVSP, EKK, FER, FRC, KMU-Forum, Konsumentenschutz, Meier, MV Zürich, Ni-

valion, Peter, SBS, SGAV, SGHVR, SGV, SLAW, SMV, SPO, Suisseculture, SVC, Swico, Swisscom, UNIBE 
16  ZH 
17  SGAV, SGHVR, SPO  
18  SVR 
19  USPI 
20  BE, BL, BS, FR, GE, GL, JU, LU, OW, SZ, TI, VD, VS, ZG 
21  Amcham, SBV, scienceindustries  
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Die Vorschläge im Vorentwurf werden begrüsst, da die mit den Prozesskosten verbundene 
Hürde beim Zugang zum Gericht anerkannt wird, insbesondere für Personen mit niedrigem 
Einkommen, den Mittelstand sowie für KMU und die Unternehmen. Zu diesem Hindernis 
kommt laut einigen Teilnehmern zusätzlich die mögliche Verpflichtung hinzu, Sicherheit für die 
Parteientschädigung zu leisten.22 Für die beklagte Partei besteht kein Anreiz zu einer Schlich-
tung, da für die klagende Partei mit dem Kostenvorschuss eine hohe Hürde besteht. Die Mög-
lichkeit, tatsächlich gerichtlich verfolgt zu werden, fördert eine bessere Anwendung der Ge-
setze, insbesondere im Bereich der Konsumkredite.23 Ein Vorschuss in Höhe der Hälfte der 
voraussichtlichen Prozesskosten war im Übrigen bei mehreren kantonalen Verfahren bereits 
vor dem Inkrafttreten der ZPO vorgesehen.  

Zahlreiche Teilnehmer, welche die Vorschläge im Vorentwurf begrüssen, verlangen aber wei-
tergehende Regelungen.24 Viele sind der Ansicht, dass die teilweise zu hohen kantonalen Ta-
rife bei den Gerichtskosten oder die Höhe der Anwaltskosten und der Parteientschädigung die 
wirklichen Probleme darstellen. 

So werden ein Bundestarif oder Höchstgrenzen auf Bundesebene für die Gerichtskosten vor-
geschlagen, wobei häufig das SchKG als Beispiel genannt wird.25 Es wird eine Obergrenze 
von 5 oder 10 % der den Gerichten entstandenen Kosten vorgeschlagen.26 Im Weiteren wird 
die Möglichkeit hervorgehoben, die Gerichtskosten abhängig vom Einkommen festzulegen.27 
Ebenso wird für die Zukunft ein Bundestarif für die Parteientschädigung in Betracht gezogen28 
oder vorgeschlagen29. Angeregt wird ausserdem eine Vereinfachung der Verfahren, um den 
Arbeitsaufwand und damit die Anwaltskosten zu verringern.30 Darüber hinaus wird eine wei-
tergehende Befreiung von den Prozesskosten vorgeschlagen, insbesondere bei Rechtsstrei-
tigkeiten im Bereich des Konsumentenschutzes, des Mietrechts oder des Arbeitsrechts.31 So 
schlagen einige Organisationen32 vor, Konsumentenstreitigkeiten von den Gerichtskosten zu 
befreien, gegebenenfalls bis zu einem bestimmten Streitwert. Andere Teilnehmer33 schlagen 
vor, die Obergrenze von 30'000 Franken, bis zu der Arbeitsstreitigkeiten kostenlos sind, anzu-
heben. Wieder andere Teilnehmer34 regen an, dass Streitigkeiten aus Miete von Wohnräumen 
kostenlos sind, unabhängig vom Streitwert35, oder lediglich die in Artikel 243 Absatz 2 Buch-
stabe c ZPO vorgesehenen Verfahren, unabhängig vom Streitwert, und bei den anderen Ver-
fahren bis zu einem Streitwert von 30'000 Franken36. Verlangt wird auch, dass Mieter keine 
Parteientschädigung zu entrichten haben und dass die Kostenregelung für den Urteilsvor-
schlag und den Entscheid der Schlichtungsbehörde gleich gestaltet wird wie im Schlichtungs-
verfahren.37 Schliesslich schlagen mehrere Teilnehmer eine tiefere Grenze für den Vorschuss 
von Gerichtskosten vor (siehe Ziff. 5.16). 

Die Argumente gegen die vorgeschlagenen Änderungen betreffen den höheren Verwaltungs-
aufwand durch das Inkasso der Prozesskosten und die zusätzliche finanzielle Belastung der 
Kantone im Zusammenhang mit den Beträgen, die bei der unterlegenen Partei nicht erhältlich 

                                                
22  DVSP, SGHVR 
23  SBS 
24  SP, glp; ACSI, DJS, EKK, FRC, FSP, Konsumentenschutz, Meier, MV Zürich, Nivalion, SBS, SGHVR, SMV, SPO  
25  glp; BAV, DJS, Meier, SGHVR, SPO 
26  Konsumentenschutz, SPO, Meier 
27  DJS 
28  glp 
29  SGHVR 
30  DJS 
31  ACSI, EKK, FRC, MV Zürich, SBS, SGB, SMV 
32  ACSI, EKK, FRC, SBS 
33  SGB 
34  MV Zürich, SMV 
35  SMV 
36  MV Zürich; SMV in einer ersten Phase 
37  SMV 
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gemacht werden können. Gemäss einem Teilnehmer wurden die finanziellen Auswirkungen 
auf die Kantone nicht analysiert.38 Die vorgeschlagenen Massnahmen werden auch deshalb 
als ungeeignet beurteilt, weil mehrere Verfahrensarten kostengünstig sind (vereinfachtes oder 
summarisches Verfahren, Schlichtungsverfahren) und das eigentliche Problem in der Höhe 
des kantonalen Tarifs besteht. Einige Kantone39 weisen auch darauf hin, dass ihre Tarife mo-
derat sind und dass sie durch die neuen Bestimmungen sanktioniert würden, weil sie deswe-
gen ihre Tarife erhöhen müssten. Ein Teilnehmer40 schlägt stattdessen ebenfalls bundesge-
setzlich vorgesehene Maximaltarife vor. Viele Teilnehmer halten auch fest, dass die Parteikos-
ten (und nicht die Gerichtskosten) das eigentliche Problem sind, da sie den grössten Teil der 
Kosten ausmachen. Ein Kanton41 schlägt vor, dass die Parteien bzw. ihre Anwälte daher an-
gemessen und nicht vollständig entschädigt werden sollen. Erwähnt wird insbesondere, dass 
im Rahmen des SchKG keine Parteientschädigung vorgesehen ist. Die unentgeltliche Rechts-
pflege wird zudem als ausreichend erachtet, um das Kostenproblem im Zusammenhang mit 
dem Zugang zum Gericht anzugehen. 

4.1.2 Zusammenfassung der Stellungnahmen 
In diesem Kapitel sind die Stellungnahmen zusammengestellt, die in den allgemeinen Bemer-
kungen und zu den Artikeln 98 und 111 geäussert wurden. 

Insgesamt begrüssen vier Kantone die Anpassung grundsätzlich: Zusätzlich zum Kanton, der 
sie generell befürwortet, heissen drei weitere Kantone die Artikel 98 und 111 gut.42 Ebenso 
sind fünf politische Parteien43 generell für die Anpassung. Zusätzlich zu den 26 Organisatio-
nen, welche die Anpassung grundsätzlich begrüssen, befürworten sechs die Artikel 98 und 
11144, drei ausschliesslich Artikel 9845 und zwei lediglich Artikel 11146, ohne sich zum jeweils 
anderen Artikel zu äussern. Dies ergibt insgesamt 37 Organisationen, die der Revision zustim-
men. 

Eine Gruppe von Teilnehmern, welche die Änderungen des Kostenrechts nicht vollständig ab-
lehnt, äussert eine eher geteilte oder zurückhaltende Meinung. Ein Kanton47 lehnt Artikel 98 
ab und befürwortet Artikel 111, und zwei Kantone48 sprechen sich gegen Artikel 98 aus, ohne 
sich zu Artikel 111 zu äussern oder die vorgeschlagenen Änderungen generell abzulehnen. 
Eine Organisation49 verzichtet darauf, eine allgemeine Stellungnahme abzugeben, weil die 
Meinungen innerhalb dieser Organisation geteilt sind, während vier andere Organisationen50 
gegen Artikel 98 oder skeptisch sind, aber Artikel 111 befürworten. Zwei Organisationen51 sind 
gegen Artikel 98, ohne sich im Allgemeinen und zu Artikel 111 zu äussern. Eine Organisation52 
hat Vorbehalte und lehnt die Artikel 98 und 111 für das Schlichtungsverfahren ab. Dies ergibt 
insgesamt drei Kantone und acht Organisationen in dieser Kategorie. 

Gegen die Anpassungen des Kostenrechts sind abgesehen von den 14 Kantonen, die sich 
generell gegen diese Bestimmungen ausgesprochen haben, auch zwei Kantone53, die keine 

                                                
38  GE 
39  BL, GE, SZ 
40  BL 
41  GL 
42  AG, AR, SO, ZH 
43  CVP, FDP, glp, GPS, SP 
44  Bisegger, JBVD, Kinderanwaltschaft, SAV, SGB, VKMB 
45  BAV, UNIBAS, WalderWyss 
46  UNIBE, Zürcher 
47  SH 
48  NE, TG 
49  SVR 
50  bauenschweiz, HEV, OGer SH, VSEI 
51  UBS, USPI 
52  Friedensrichter ZH 
53  NW, UR 
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allgemeine Stellungnahme abgegeben haben, aber sowohl Artikel 98 als auch Artikel 111 ab-
lehnen. Ebenso kommen zu den beiden Organisationen, die sich grundsätzlich gegen die be-
treffenden Bestimmungen ausgesprochen haben, vier Organisationen54 hinzu, die gegen die 
Artikel 98 und 111 sind. Dies ergibt insgesamt 16 Kantone und sechs Organisationen. 

4.2 Kollektiver Rechtsschutz: erweiterte Verbandsklage und Gruppenver-
gleich 

4.2.1 Stellungnahme in den allgemeinen Bemerkungen  
Unabhängig von ihrer allgemeinen Haltung zum Vorentwurf bekunden acht Kantone55, vier 
Parteien56 und 22 Organisationen57 ausdrücklich ihre allgemeine Zustimmung zu den Vor-
schlägen zum kollektiven Rechtsschutz. Für eine Partei58 und zehn Organisationen59 geht der 
Vorentwurf nicht weit genug. So wird insbesondere eine Gewinnabschöpfungsklage in Bezug 
auf den mit der widerrechtlichen Handlung erzielten Gewinn vorgeschlagen (siehe Ziff. 5. 67 
und 6.14)60. Nach Auffassung einer Organisation sollte der kollektive Rechtsschutz auch im 
Strafrecht und im Wettbewerbsrecht geprüft werden.61 Ein Teilnehmer62 erhebt zwar keine 
Einwände gegen die vorgeschlagenen Änderungen, ist aber der Ansicht, dass sie nicht an 
bestimmte Bereiche wie die Kultur angepasst sind. 

Demgegenüber lehnen ein Kanton63, zwei Parteien64 und 23 Organisationen65 die Vorschläge 
zum kollektiven Rechtsschutz vollständig ab. Ein Teilnehmer66 befürwortet nur die Änderungen 
im Zusammenhang mit der Verbandsklage.  

Als Argumente für die Vorschläge im Vorentwurf werden die Notwendigkeit solcher kollektiver 
Verfahren und die Unangemessenheit der geltenden Bestimmungen angeführt, wobei einige 
Teilnehmer auf den Bericht des Bundesrats über den kollektiven Rechtsschutz in der Schweiz 
von 2013 verweisen.67 Erwähnt werden ihre positiven Auswirkungen, sowohl für Privatperso-
nen als auch für die KMU: Verfahrensökonomie, gesunder Wettbewerb und Bekämpfung der 
Straflosigkeit des Verantwortlichen, der sonst darauf zählen könnte, dass er nicht belangt wer-
den kann, Anreiz zu korrektem Verhalten und bessere Durchsetzung des materiellen Rechts68 
oder auch Vorteil für den Wirtschaftsstandort Schweiz aufgrund höherer Rechtssicherheit69. 
Als Beispiele angeführt werden insbesondere die laufenden Verfahren gegen das Unterneh-
men Volkswagen und der Konkurs der Bank Lehmann Brothers oder die Affäre um die Billag-
Gebühr.70 Genannt werden auch Verfahren im Bereich des Mietrechts wie Mietzinserhöhun-
gen, Mängel oder Kündigungen, von denen die Mieter des gleichen Gebäudes betroffen sind71, 
oder ein Schaden, den Patientinnen und Patienten durch ein mangelhaftes Medikament erlei-
den72. Mehrere Teilnehmer begrüssten den moderaten Charakter der Vorschläge oder dass 
                                                
54  CP; HGer AG, SVRH, UNIL 
55  JU, NE, SZ, TG, VD, VS, ZG, ZH 
56  CVP, glp, GPS, SP 
57  ACSI, Anwälte ZH, DJS, DVSP, EKK, FRC, Greenpeace, KMU-Forum, Konsumentenschutz, Meier, Nivalion, Peter, SBS, 

SGAV, SGB, SGHVR, SLAW, SPO, SVR, TCS, UNIBE, Zürcher 
58  SP 
59  ACSI, DJS, DVSP, FRC, Konsumentenschutz, Nivalion, SGB, SLAW, SMV, SPO 
60  DVSP, Konsumentenschutz 
61  SGHVR 
62  Suisseculture 
63  LU 
64  FDP, SVP 
65  Amcham, bauenschweiz, CP, economiesuisse, FER, FVE, HEV, KFS, SBV, scienceindustries, SGV, SLV, SVC, SVV, 

Swico, Swisscom, SwissHoldings, UBS, UNIL, USPI, VSEI, VSI, VSIF 
66  SO 
67  ACSI, FRC, TCS 
68  ACSI, DVSP, FRC, Greenpeace, Konsumentenschutz, Meier, SBS, SGAV, SGHVR, SPO  
69  DVSP, Greenpeace, Konsumentenschutz, SGAV 
70  ACSI, FRC, Konsumentenschutz 
71  SMV 
72  DVSP 
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bestimmte Grenzen gesetzt werden, um Missbräuche im Zusammenhang mit solchen Verfah-
ren oder eine starke Zunahme solcher Verfahren zu verhindern, die sich negativ auf die Wirt-
schaft auswirken könnten.73 Damit wird generell die Ablehnung von Klagen nach amerikani-
schem Vorbild zum Ausdruck gebracht.74 Mit dem Vorentwurf werden diese Bedenken berück-
sichtigt, denn er sieht weder einen Strafschadenersatz noch Erfolgshonorare für Anwälte vor. 
Mit den gemässigten Vorschlägen im Vorentwurf lassen sich die Befürchtungen der Wirtschaft 
im Zusammenhang mit möglichen Exzessen im Rahmen von Kollektivverfahren zerstreuen.75 
Das Opt in-System bei der Verbandsklage wird von einer Partei76 und sechs Organisationen77 
bevorzugt. Für eine Organisation ist das opt in-Modell die einzige politisch realistische Option, 
auch wenn dieses System einschränkend ist, zumal die Verbandsklage als unerlässliche Er-
gänzung zum Gruppenvergleichsverfahren betrachtet wird und daher die grösstmögliche Wir-
kung haben muss.78 Ausserdem befürworten sieben Teilnehmer79 das opt in-Modell auch für 
den Gruppenvergleich. Umgekehrt schlägt ein Teilnehmer80 das opt out-Modell für die Ver-
bandsklage vor. 

Angesichts der Ungewissheit über die Auswirkungen solcher Verfahren schlägt ein Teilneh-
mer81 vor, eine Evaluationsklausel in die ZPO aufzunehmen. Die Evaluation wäre fünf Jahre 
nach dem Inkrafttreten vorzunehmen. Ein Kanton82 lehnt die Artikel 89 und 89a ab, ohne sich 
zum Gruppenvergleichsverfahren zu äussern. Umgekehrt lehnen drei Kantone83 den Grup-
penvergleich ab, ohne zu den Artikeln 89 und 89a Stellung zu nehmen. 

Der kollektive Rechtsschutz ist umstritten, weil er bei der Annahme der ZPO abgelehnt wurde 
und es nicht gerechtfertigt sei, auf diesen Entscheid zurückzukommen. Diese Änderungen 
verschlechtern die Position der beklagten Partei, insbesondere der Unternehmen, erheblich84 
und werden beträchtliche negative Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Investitionen ha-
ben. Darunter werden letztlich die Konsumentinnen und Konsumenten leiden, da die Preise 
steigen werden, weil die Kosten der höheren Verfahrensrisiken überwälzt werden.85 Es wird 
auf die Natur dieser kollektiven Instrumente hingewiesen, die typisch für das angloamerikani-
sche Recht sind. Diese Instrumente sind dem Schweizer Recht, das auf der Individualklage 
beruht, fremd. Dieser individuelle Charakter hat zwei Komponenten: Der Entscheid zu klagen 
obliegt vom einzelnen Rechtsinhaber, und in jedem Einzelfall erfolgt aufgrund seiner spezifi-
schen Merkmale ein individueller Entscheid.86 Demgegenüber wird bei der erweiterten Ver-
bandsklage die Klageberechtigung den Verbänden eingeräumt, die aber ihre eigenen Ziele 
verfolgen. Der Gruppenvergleich gehe von zwei fragwürdigen Prämissen aus: Dass das Opfer 
seinen Anspruch geltend machen will und dass für mehrere Fälle identische Lösungen möglich 
sind.87 Ein Medikament kann indessen bei verschiedenen betroffenen Personen unterschied-
lich grosse Schäden verursachen. Befürchtet werden auch die Auswüchse und Missbräuche, 
wie sie in angloamerikanischen Ländern zu beobachten sind. Eine mit dem Gruppenvergleich 
verbundene Klage wird Verantwortliche dazu veranlassen, nur schon aus Angst vor einer Kol-
lektivklage nachzugeben. Dies verleiht einigen Verbänden unverhältnismässig viel Macht und 

                                                
73  CVP, glp; ACSI, FRC, Konsumentenschutz, SGB, SPO, TCS 
74  CVP; Konsumentenschutz, SGB 
75  ACSI, FRC 
76  CVP 
77  ACSI, Konsumentenschutz, SGAV, SGHVR, SPO, TCS 
78  EKK 
79  ACSI, Konsumentenschutz, SGHVR, SLV, SPO, SVC, UNIL 
80  SLAW 
81  KMU-Forum 
82  SZ 
83  AR, OW, UR 
84  bauenschweiz, FER, SBV, SVC 
85  Amcham, SBV, scienceindustries, SwissHoldings 
86  economiesuisse, KFS, SBV, scienceindustries, SLV, SwissHoldings, UBS 
87  economiesuisse, scienceindustries, SwissHoldings 
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öffnet Missbräuchen Tür und Tor. Das opt in-Modell setzt zwar Grenzen, doch führt auch dazu, 
dass die Erledigung von Streuschadensfällen nicht möglich ist. Ausserdem werden die beste-
henden Instrumente der Verfahrenskoordination, gegebenenfalls mit den im Vorentwurf vor-
geschlagenen Verbesserungen88, als ausreichend erachtet. Einige bestehende Strukturen, 
wie der in mehreren Branchen bestehende Ombudsmann, ermöglichen im Übrigen die Beile-
gung kollektiver Streitigkeiten89: So ist beispielsweise im Bereich der Finanzdienstleistungen 
die FINMA verpflichtet, die Kunden kollektiv zu schützen, und ist der Ombudsmann eine seit 
langem bekannte Institution. Erwähnt wird auch der Ombudsmann im Telekommunikationsbe-
reich. Ebenso bietet die Digitalisierung Opfern die Möglichkeit, viel einfacher untereinander 
Kontakt aufzunehmen und sich zusammenzuschliessen. Sie ermöglicht es, über Plattformen 
die Rechtsdurchsetzung zu standardisieren und zu erleichtern und durch die Blockchain-Tech-
nologie könnte die Abtretung von Ansprüchen erleichtert werden.90 Erwähnt werden schliess-
lich auch die Überlastung des Justizsystems und der Umstand, dass Unternehmen eine Viel-
zahl von parallel durchgeführten Einzel- oder Gruppenverfahren, die parallel zu einer Ver-
bandsklage durchgeführt werden, zu bewältigen haben.91 

4.2.2 Zusammenfassung der Stellungnahmen 
Insgesamt acht Kantone92, vier politische Parteien93 und 23 Organisationen94 befürworten die 
Erweiterung des kollektiven Rechtsschutzes. Zu den Teilnehmern, die eine allgemeine Stel-
lungnahme abgegeben haben, kommt eine Organisation95 hinzu, die den Artikeln 89 und 89a 
sowie Artikel 352a ff. zustimmt. 

Zwei Kantone haben eine uneinheitliche Meinung: Der eine96 befürwortet die Artikel 89 und 
89a und lehnt Artikel 352a ff. ab, während der andere97 gegen die Artikel 89 und 89a ist und 
Artikel 352a ff. zustimmt. Ein Kanton98 ist gegen die Artikel 89 und 89a, ohne sich zu Artikel 
352a ff. zu äussern, während drei Kantone99 Artikel 352a ff. ablehnen, ohne Stellung zu den 
Artikeln 89 und 89a zu nehmen. 

Demgegenüber spricht sich ein Kanton100 sowohl gegen Artikel 89 als auch gegen Arti-
kel 352a ff. aus. Zwei politische Parteien101 sind generell gegen die Änderungen im Bereich 
des kollektiven Rechtsschutzes. 24 Organisationen haben ebenfalls ihre generelle Ablehnung 
zum Ausdruck gebracht haben und zwei weitere Organisationen102 sind gegen die Artikel 89 
oder 89a und 352a ff.  

                                                
88  Amcham, economiesuisse, HEV, SBV, scienceindustries, SLV, SVV, Swico, Swisscom, SwissHoldings, UBS, USPI 
89  SVV, Swisscom, SwissHoldings 
90  economiesuisse, scienceindustries, SLV, SwissHoldings 
91  FER, SGV, VSEI, VSI 
92  JU, NE, SZ, TG, VD, VS, ZG, ZH 
93  CVP, glp, GPS, SP 
94  ACSI, Anwälte ZH, DJS, DVSP, EKK, FRC, Greenpeace, KMU-Forum, Konsumentenschutz, Meier, Nivalion, Peter, SBS, 

SGAV, SGB, SGHVR, SLAW, SMV, SPO, SVR, TCS, UNIBE, Zürcher 
95  SMV 
96  SO 
97  BE 
98  SZ 
99  AR, OW, UR 
100  LU 
101  FDP, SVP 
102  KFS, SBV 
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Das opt in bei der Verbandsklage heissen zwei Parteien103 und neun Organisationen104 gut, 
während eine Organisation105 dagegen ist und das opt out befürwortet. Das opt out beim Grup-
penvergleichsverfahren wird von einer Partei106 und elf Organisationen107 abgelehnt oder kri-
tisiert. Von zwei Organisationen108 wird es demgegenüber begrüsst. 

4.3 Verfahrenskoordination: erweiterte Streitgenossenschaft,  
Klagenhäufung, Widerklage und Streitverkündungsklage 

Drei Kantone109, eine Partei110 und sechs Organisationen111 befürworten grundsätzlich die Er-
weiterung der Instrumente für die Verfahrenskoordination.  

Zwei Organisationen112 sind gegen diese Erweiterung.  

Zwei Kantone113 und eine Organisation114 verweisen auf das Problem der parallelen Anwen-
dung verschiedener Verfahrensarten, insbesondere auf die Anwendung unterschiedlicher Ver-
fahrensgrundsätze. 

4.4 Mitwirkungsverweigerungsrecht von Unternehmungsjuristinnen  
und -juristen 

Werden die Stellungnahmen in den allgemeinen Bemerkungen und zu Artikel 160a (siehe 
Ziff. 5.28) zusammengenommen, wird die Änderung von drei Kantonen115, vier politischen Par-
teien116 und 20 Organisationen117 gutgeheissen.  

Sieben Kantone118 und neun Organisationen119 lehnen sie ab.  

Als Argumente zur Unterstützung dieser Änderung werden die Koordination mit ausländischen 
Verfahren und der Verzicht auf den Beizug eines Anwalts für Unternehmen erwähnt. Es wird 
auch hervorgehoben, dass es sich um einen Kompromiss zu einem bereits seit langem disku-
tierten Problem handelt. Hingewiesen wird auf die damit erreichte Gleichstellung von Unter-
nehmensjuristinnen und -juristen sowohl mit in der Schweiz tätigen Anwältinnen und Anwälten 
als auch mit ausländischen Unternehmungsjuristinnen und -juristen mit Geheimhaltungs-
recht.120 Unternehmen mit Sitz in der Schweiz haben Probleme vor ausländischen Gerichten, 
insbesondere vor amerikanischen Gerichten, weil sie eine Vielzahl strategischer oder dem 
Geschäftsgeheimnis unterliegende Daten offenlegen müssen.121 Ausserdem wird diese Mas-
snahme die Tätigkeit von internen Rechtsdiensten erleichtern, indem diese einfacher an Infor-
mationen gelangen und heikle Fragen in einem internen Dokument freier beurteilen können.122 
Im Übrigen wurde diese Massnahme in den letzten Jahren in mehreren Ländern ausserhalb 
des angloamerikanischen Rechtskreises eingeführt.123 Vorbehalte werden sowohl hinsichtlich 
                                                
103  CVP, GPS 
104  ACSI, EKK, Konsumentenschutz, Peter, SGAV, SGHVR, SPO, TCS, WalderWyss 
105  SLAW 
106  GPS 
107  ACSI, FRC, Konsumentenschutz, OGer SH, SGAV, SGHVR, SLV, SPO, SVC, TCS, UNIL 
108  SGAV, TCS 
109  AG, BL, SO 
110  FDP 
111  economiesuisse, KFS, Meier, scienceindustries, Swisscom, SwissHoldings 
112  SVR, VSEI 
113  BL, LU 
114  SVR 
115  BL, BS, ZH 
116  CVP, FDP, glp, SVP 
117  ACC, Amcham, bauenschweiz, economiesuisse, Expertsuisse, Interpharma, KMU-Forum, SBV, scienceindustries, SGAV, 

SGV, SVR, SVV, Swico, Swisscom, SwissHoldings, UBS, USPI, WalderWyss 
118  AR, GE, LU, NE, SO, VD, VS 
119  CP, DJS, JBVD, Meier, OGer SH, SGHVR, SLAW, UNIL, Zürcher 
120  Amcham, economiesuisse, KMU-Forum, scienceindustries, SGV, Swico, Swisscom, SwissHoldings 
121  Amcham, economiesuisse, scienceindustries, Swisscom, SwissHoldings 
122  Amcham, economiesuisse, scienceindustries, Swisscom, SwissHoldings 
123  Amcham, economiesuisse, scienceindustries, SwissHoldings 
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der Schaffung neuer Register geäussert, die zu einer Zunahme der Bürokratie führen könnten, 
als auch bezüglich der zu erwartenden Verkomplizierung der Verfahren.124 

Die Teilnehmer, die sich gegen die Änderung aussprechen, halten die Beschränkung des Ge-
heimnisschutzes auf selbstständige Anwältinnen und Anwälte für gerechtfertigt. Unterneh-
mungsjuristinnen und -juristen sind angestellt und stehen daher gegenüber ihrem Unterneh-
men in einem Subordinationsverhältnis. Die Regelung könnte missbraucht werden, indem sie 
von Unternehmen genutzt wird, um bestimmte Tatsachen zu verbergen, und sie würde die 
Tätigkeit der Justiz erschweren. Ausserdem ist der Rechtsdienst eines Unternehmens nicht 
derart spezifische Einheit, dass sie eine Sonderbehandlung verdient, und die Schaffung einer 
neuen Kategorie "Unternehmungsjurist mit Anwaltspatent" zwischen Anwalt und normalem 
Unternehmungsjurist ist nicht angezeigt.125 Schliesslich ist der Erlass einer Gesetzesbestim-
mung zugunsten einiger weniger Unternehmen, die an Verfahren in den Vereinigten Staaten 
beteiligt sind, nach Ansicht eines Teilnehmers126 übertrieben. 

4.5 Selektive Übernahme der Rechtsprechung des Bundesgerichts und 
Ausbau des Schlichtungsverfahrens  

Die Übernahme bestimmter Entwicklungen in der Rechtsprechung und die punktuellen Anpas-
sungen begrüssen fünf Kantone127, zwei Parteien128 und drei Organisationen129 in ihren allge-
meinen Bemerkungen ausdrücklich. Dagegen sprechen sich eine Partei130 und eine Organi-
sation131 aus.  

Der Ausbau des Schlichtungsverfahrens wird in der allgemeinen Beurteilung des Vorentwurfs 
von drei Kantonen132 und drei Organisationen133 befürwortet. Ein Kanton134 ist dagegen. Ein 
Kanton135 weist auf die damit verbundenen zusätzlichen Kosten hin. 

4.6 Weitere verlangte Änderungen 
Zwei Kantone136, drei politische Parteien137 und neun Organisationen138 stellen in ihren allge-
meinen Bemerkungen fest, dass zusätzlich zu den im Vorentwurf vorgeschlagenen Änderun-
gen weitere Anpassungen erforderlich sind, insbesondere im Familienverfahrensrecht.139 Alle 
weiteren Änderungen, die von den Vernehmlassungsteilnehmern verlangt werden, sind in Zif-
fer 6 aufgeführt. 

 

                                                
124  SVP 
125  CP 
127  AG, GE, SO, VD, ZG 
127  AG, GE, SO, VD, ZG 
128  FDP, SP 
129  Meier, SGV, Swisscom 
130  glp 
131  Zürcher 
132  GL, VD, ZG 
133  SVC, SVFV, Swisscom 
134  SO 
135  JU 
136  SG, ZH 
137  FDP, glp, GPS 
138  AG ZICC, Lenz&Staehelin, OAG, Reiser, SGHVR, SMV, Suisseculture, SVR, SVV 
139  Reiser, SVR 
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5 Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 
5.1 Bemerkungen zum Ersatz eines Ausdrucks 
Zwei Kantone140 und fünf Organisationen141 begrüssen die Absicht des Gesetzgebers zur Ver-
einheitlichung. Dennoch bedauern einige Teilnehmer142, dass der Begriff «Urteil» nicht in der 
gesamten ZPO vollständig und damit auch in Ausdrücken wie beispielsweise «Urteilsbera-
tung» ersetzt wird, und wünschen sich eine entsprechende Anpassung. Ein Teilnehmer143 ist 
der Ansicht, dass diese terminologische Änderung so kurz nach dem Inkrafttreten der ZPO 
Verwirrung auslösen wird,. Ein anderer Teilnehmer144 würde es demgegenüber vorziehen, den 
Begriff «Entscheid» durch den für die Rechtssprache typischen Begriff «Urteil» zu ersetzen, 
womit eine Parallele zur Terminologie des Strafverfahrens gezogen würde. 

Zwei Kantone145 und eine Organisation146 lehnen die vorgeschlagenen Ersetzung ab. Sie ma-
chen geltend, diese sei unnötig, da der aktuelle Begriff für die Rechtsuchenden verständlich 
sei und inzwischen bei den Anwenderinnen und Anwendern hinlänglich bekannt sei, so dass 
eine Änderung Verwirrung auslösen würde. 

5.2 Art. 5 Abs. 1 Bst. j und k 
Ein Kanton147, eine politische Partei148 und sechs Organisationen149 befürworten die Bezeich-
nung einer einzigen kantonalen Instanz für Verbandsklagen und Gruppenvergleichsverfahren. 
Ein Teilnehmer150 legt jedoch Wert darauf, dass im Gesetzestext ausdrücklich festgehalten 
wird, dass es sich bei dieser Instanz um ein oberes Gericht nach Artikel 75 Absatz 2 BGG 
handeln muss. Ein Teilnehmer151 bedauert, dass nur das ordentliche Verfahren vorgesehen 
ist, auch bei Konsumentenstreitigkeiten, und selbst wenn jede einzelne Forderungen einen 
Betrag von unter 30'000 Franken aufweist. Ausserdem schlägt ein Teilnehmer152 vor, die Zu-
ständigkeit der einzigen kantonalen Instanz in Bezug auf arbeits- und mietrechtliche Streitig-
keiten ähnlich wie bei Artikel 6 Absatz 3 zu beschränken. 

Fünf Kantone153 und vier Organisationen154 schlagen die Schaffung einer einzigen nationalen 
Instanz vor, weil damit eine bessere Behandlung von Fällen mit Auswirkungen über die Kan-
tonsgrenzen hinaus erreicht und eine einheitliche Gerichtspraxis ermöglicht wird. Einige dieser 
Teilnehmer155 schlagen vor, dass diese einzige nationale Instanz nicht permanent besteht, 
sondern dass sie ad hoc gebildet wird. 

Fünf Kantone156 und neun Organisationen157 erachten eine einzige Instanz nicht als notwen-
dig, zumal diese Verfahren von den allgemein zuständigen Gerichten behandelt werden kön-
nen und damit das Prinzip der double instance gewahrt wird. Diesbezüglich weisen einige 
Teilnehmer überdies darauf hin, dass die erstinstanzlichen Gerichte besser für die Behandlung 

                                                
140  LU, SO 
141  Bisegger, Friedensrichter ZH, SAV, SGAV, UNIL 
142  LU; glp; SAV, SGAV, UNIL 
143  BS 
144  Bisegger 
145  BS, SZ 
146  SVFV 
147  ZH 
148  glp 
149  ACSI, FRC, SAV, SBS, SGAV, SPO 
150  SLAW 
151  UNIL 
152  BS 
153  AG, SG, SH, VS, ZH 
154  HGer AG, Peter, SGAV, SVRH 
155  AG; HGer AG 
156  BS, FR, GE, SZ, TG 
157  bauenschweiz, DJS, HEV, Meier, OGer SH, SMV, SVC, SVR, VSEI 
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von Sachfragen geeignet sind158 und dass zur Behandlung von Verbandsklagen und Grup-
penvergleichsverfahren keine besonderen Kenntnisse erforderlich sind159. 

Eine Organisation160 schlägt eine paritätische Zusammensetzung der einzigen kantonalen In-
stanz bei Streitigkeiten, die sich aus dem Gleichstellungsgesetz ergeben, vor. 

5.3 Art. 6 Abs. 2 Bst. c sowie Abs. 3, 6 und 7 
Abs. 2 Bst. c 

Zwei Kantone161 und zwei Organisationen162 begrüssen die Verwendung des Begriffs «Rechts-
einheit», da sie diesen als Präzisierung erachten. Die gegenwärtige Formulierung wird dem-
gegenüber von drei Organisationen163 bevorzugt. Eine Organisation164 schlägt vor, die öffent-
lich-rechtlichen Anstalten mit eigener Rechtspersönlichkeit hinzuzufügen. 

Abs. 3 

Während es ein Kanton165, eine Partei166 und acht Organisationen167 begrüssen, dass gemäss 
Absatz 3 das Handelsgericht für arbeits- und mietrechtliche Streitigkeiten nicht zuständig ist, 
wird dies von drei Kantonen168 und vier Organisationen169 abgelehnt. Von diesen sind einige 
Teilnehmer170 der Ansicht, dass der Gesetzgeber, wenn er arbeits- und mietrechtliche Strei-
tigkeiten vor Handelsgericht ausschliessen will, diese Streitigkeiten allgemein von der Defini-
tion der handelsrechtlichen Streitigkeit nach Absatz 2 ausschliessen sollte und nicht nur dann, 
wenn die beklagte Partei als Rechtseinheit im schweizerischen Handelsregister eingetragen 
ist. Darüber hinaus möchten mehrere Organisationen den Ausschluss auf andere Streitigkei-
ten ausweiten.171  

Abs. 6 

Die vorgesehene Kompetenzattraktion zugunsten der ordentlichen Gerichte, wenn das Han-
delsgericht nur für einzelne Klagen zuständig ist, wird von drei Kantonen172, einer politischen 
Partei173 und fünf Organisationen174 begrüsst, da damit die geltende Praxis kodifiziert wird. 
Einige Teilnehmer175 äussern jedoch einen Vorbehalt bezüglich der Vereinbarkeit dieser Re-
gelung mit Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe a ZPO. Andere Teilnehmer176 möchten, dass der 
Wortlaut der Bestimmung auf die aktive einfache Streitgenossenschaft erweitert wird (siehe 
Ziff. 5.8) oder dass das Wahlrecht der klagenden Partei bei einer aktiven Streitgenossenschaft 
zugelassen wird. Zumindest einzelne Teilnehmer177 verlangen Präzisierungen zum Verhältnis 
zur einfachen und zur notwendigen Streitgenossenschaft. 

                                                
158  SZ; Meier, SMV 
159  FR, GE, TG 
160  SKG 
161  AG, SG  
162  HGer AG, SVRH 
163  BAV, Bisegger, SAV  
164  Hochschulen ZH 
165  BE 
166  glp 
167  Bisegger, HGer AG, SAV, SGAV, SGB, SLAW, SMV, SVRH 
168  AG, SG, ZH 
169  BAV, SAV, SGB, WalderWyss 
170  AG, SG, ZH; Bisegger, Friedensrichter ZH, HGer AG, SMV, UNIBE  
171  SVRH, UNIBE 
172  AG, BE, SG 
173  glp 
174  Bisegger, HGer AG, SAV, SGAV, WalderWyss 
175  BE; glp 
176  SG, ZH; Bisegger, SVRH 
177  BezGer Kulm, SLAW 
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Abs. 7 

Drei Organisationen178 befürworten die vorgeschlagenen Änderungen betreffend das verein-
fachte Verfahren. Mehrere Teilnehmer179 sind zwar der Ansicht, dass der Zusammenhang zwi-
schen der Anwendung des vereinfachten Verfahrens und der Zuständigkeit des Handelsge-
richts vom Gesetzgeber geregelt werden muss, schlagen jedoch andere Regelungen vor, um 
Widersprüche innerhalb der ZPO zu vermeiden, insbesondere durch Änderungen von Artikel 5 
ZPO oder von Artikel 243 ZPO. Im Gegensatz dazu vertreten zwei Kantone180 und zwei Orga-
nisationen181 die Auffassung, dass Streitigkeiten, die dem vereinfachten Verfahren unterliegen, 
nicht per se von der Zuständigkeit des Handelsgerichts ausgeschlossen werden sollten. 

5.4 Art. 16a 
Zwei Organisationen182 stimmen den vorgeschlagenen Gerichtsständen für Verbandsklagen 
und Gruppenvergleichsverfahren zu. Im Gegensatz dazu lehnen vier Organisationen die vor-
gesehenen Gerichtsstände183 oder lediglich den in Absatz 2 aufgeführten Gerichtsstand184 für 
Gruppenvergleichsverfahren ab. 

Einige Kantone185 und Organisationen186 sprechen sich dagegen aus, dass hinsichtlich des 
zuständigen Gerichts zwischen Verbandsklagen und Gruppenvergleichsverfahren unterschie-
den wird. Einige Teilnehmer schlagen vor, den Sitz der beklagten Partei als einzigen Gerichts-
stand zu bestimmen187, sofern er wie folgt definiert wird: "... Wohnsitz oder Sitz einer der be-
klagten Parteien"188. Andere Teilnehmer189 befürchten, dass sich Verbandsklagen an be-
stimmten Orten häufen könnten oder dass in der Schweiz nicht geklagt werden könnte, weil 
die Organisation keinen Sitz in der Schweiz hat, und sie lehnen es daher ab, den Sitz der 
beklagten Partei als Gerichtsstand zu bezeichnen. Um diese Probleme zu beheben, machen 
mehrere Teilnehmer190 Vorschläge. Mit einem von den Parteien unabhängigen Gerichtsstand 
(beispielsweise der Handlungsort), könnte das Konzept von Artikel 15 Absatz 2 ZPO übernom-
men werden (Gerichtsstand bei Klagenhäufung)191. Ausserdem wären Gerichtsstandsverein-
barungen zuzulassen.192 

Im Weiteren wird das Verhältnis zum Gerichtsstand bei Klagen aus Miete und Pacht in Frage 
gestellt193: Während ein Teilnehmer194 darauf hinweist, dass in diesen Fällen der Gerichts-
stand am Ort der gelegenen Sache beibehalten wird, verlangt ein anderer Teilnehmer195, dass 
im Gesetzestext ausdrücklich vorgesehen wird, dass der vorgesehene Gerichtsstand unab-
hängig vom Rechtsgrund gilt. 

                                                
178  Bisegger, SAV, SGAV  
179  BE; glp; SVRH, UNIBE, UNIL 
180  AG, SG 
181  HGer AG, WalderWyss 
182  OGer SH, SPO 
183  bauenschweiz, HEV, VSEI 
184  VSI 
185  OW, SZ, UR 
186  SLAW, SVC 
187  OW, SZ, UR; SVC 
188  WalderWyss 
189  BS; ACSI, FRC, Konsumentenschutz 
190  Konsumentenschutz, SBS 
191  UNIBE 
192  UNIBE 
193  LU 
194  SMV 
195  JBVD 
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5.5 Art. 51 Abs. 3 
Gegen diese Änderung werden keine Einwände vorgebracht; von einem Kanton196 und zwei 
Organisationen197 wird sie ausdrücklich begrüsst. Ein Teilnehmer198 schlägt vor, zu präzisie-
ren, dass es sich um den Abschluss des Verfahrens «vor der betreffenden Instanz» handelt. 

5.6 Art. 60a 
Die Prozessüberweisung bei Unzuständigkeit wird von acht Kantonen199, einer politischen Par-
tei200 und zwölf Organisationen201 grundsätzlich befürwortet. Dagegen sprechen sich sechs 
Kantone202, eine Partei203 und sieben Organisationen204 aus. Eine Organisation würde die Re-
gelung mit einigen Änderungen gutheissen205, und ein Kanton erachtet sie als unnötig, ohne 
sie jedoch abzulehnen206. 

Diese neue Möglichkeit entspricht einem praktischen Bedürfnis und ist eine nützliche Alterna-
tive zu Artikel 63 ZPO, insbesondere weil dadurch die Gültigkeit der eingereichten Rechts-
schriften aufrechterhalten wird. Hingegen wird der fehlende Mehrwert gegenüber Artikel 63 
ZPO, wodurch klagende Parteien ausreichend geschützt sind, als Begründung zur Ablehnung 
des Vorschlags angeführt.207 Ausserdem ist es nicht komplizierter, beim zuständigen Gericht 
die Klage einzureichen, als beim angerufenen Gericht die Prozessüberweisung zu verlan-
gen.208 Als Argumente angeführt werden auch der zusätzliche Arbeitsaufwand für die Ge-
richte209 sowie die Erschwerung und Verlängerung der Verfahren210. 

Darüber hinaus werden verschiedene Fragen und Unklarheiten aufgeworfen. So wird eine Re-
gelung für Fälle mit mehreren möglichen zuständigen Gerichten verlangt.211 Einige Teilneh-
mer212 stellen zur Diskussion, ob in solchen Fällen tatsächlich das angerufene Gericht darüber 
entscheiden soll. Dass die Prüfung des angerufenen Gericht auf die offensichtliche Unzustän-
digkeit des Gerichts, an das der Prozess überwiesen werden soll, beschränkt ist, wird von 
mehreren Teilnehmern213 kritisiert oder abgelehnt, weil dies zu Unsicherheiten in der Sache 
und im Verfahren zur Folge hat. Das Verhältnis zwischen Artikel 60a und Artikel 143 Absatz 1bis 
ist nicht klar214, ebenso wenig wie zu Artikel 63 ZPO215. Die vorgeschlagene Änderung von 
Artikel 143 wird ebenfalls als ausreichend beurteilt.216 Die Einzelheiten der Einreichung eines 
Antrags auf Prozessüberweisung sind genauer zu regeln (vor oder nach dem Eintretensent-
scheid, während oder nach der Rechtsmittelfrist, gegebenenfalls mit Hinweis des Gerichts auf 
die Möglichkeit eines Antrags auf Prozessüberweisung).217 Zudem sollte auch die Frist für die 
Einreichung eines Antrags auf Prozessüberweisung geregelt werden.218 Vorgeschlagen wird 
                                                
196  BS 
197  SAV, SGAV 
198  SG 
199  AG, AR, BS, LU, SG, SO, SZ, ZH 
200  SP 
201  DJS, Friedensrichter ZH, HGer AG, JBVD, Kinderanwaltschaft Schweiz, MV Zürich, SAV, SLAW, SMV, SVFV, SVRH, 

WalderWyss 
202  BE, GE, OW, SH, TG, UR 
203  glp 
204  CP, OGer SH, SGAV, UBS, UNIBAS, UNIBE, UNIL 
205  SVR 
206  BL 
207  BE, GE, SH, TG; glp; CP, OGer SH, UNIBAS 
208  BE, GE; glp; OGer SH, UBS, UNIBE 
209  GE, OW, SH, UR; OGer SH, UBS 
210  SH 
211  AR 
212  AR 
213  BS, GE, SG, SH; DJS, JBVD, SAV, SVR, UNIL, WalderWyss 
214  BL; SAV, SVRH 
215  ZH 
216  OGer SH, UNIBE 
217  SG; DJS, MV Zürich, SMV, SVR, WalderWyss 
218  BL, BS, GE, LU, SO; BezGer Kulm, SLAW, UNIL 
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auch die Prozessüberweisung von Amtes wegen, ohne vorgängigen Antrag.219 Im Gesetzes-
text sollte näher ausgeführt werden, dass die Prozessüberweisung nur ein schweizerisches 
Gericht erfolgen kann220, ebenso wie die Anwendung der Bestimmung auf die Schlichtungs-
behörden221. Es werden eingeschränktere Varianten in Betracht gezogen, wie die Beschrän-
kung auf Rechtsmittelinstanzen222 oder auf innerkantonale Prozessüberweisungen223. 

Es wird vorgeschlagen, die Bestimmung in den Artikel 63 ZPO zu integrieren.224 Ausserdem 
wird verlangt, in der italienischen Fassung «rimessione» durch «rinvio» zu ersetzen.225 

5.7 Art. 70 Abs. 2 
Diese Änderung wird von einer Organisation ausdrücklich begrüsst.226 Sie schlägt vor, auf den 
Begriff «déclaration de recours» zu verzichten und stattdessen den Ausdruck « …, à l’excep-
tion de l’appel et du recours.» zu verwenden. Eine andere Organisation227 lehnt die Änderung 
ab: Sollte der Begriff «recours» ausschliesslich in seiner fachlichen Bedeutung verwendet wer-
den, müssten alle Bestimmungen angepasst werden, in denen er in seiner weiten Bedeutung 
verwendet wird. 

5.8 Art. 71 
Abgesehen von der allgemeinen Zustimmung zur Erweiterung der Verfahrenskoordination 
(siehe Ziff. 4.3) wird die Bestimmung zur Streitgenossenschaft grundsätzlich von drei Kanto-
nen228, einer politischen Partei229 und neun Organisationen230 befürwortet. Die Möglichkeit, 
Klagen zu verbinden, die nur wegen des Streitwerts nicht dem gleichen Verfahren unterliegen, 
wird besonders begrüsst.231 Demgegenüber sind zwei Kantone232 und drei Organisationen233 
gegen diese Änderung, hauptsächlich wegen der Zulassung der Verbindung von Ansprüchen, 
die verschiedenen Verfahrensarten unterliegen. Wie auch in Ziffer 4.3 erwähnt, weisen meh-
rere Teilnehmer234 auf das Problem der parallelen Anwendung verschiedener Verfahrensarten 
hin, insbesondere wenn damit die Anwendung unterschiedlicher Prozessgrundsätze verbun-
den ist. Die Tatsache, dass der beklagten Partei bei einer passiven Streitgenossenschaft die 
Vorteile des vereinfachten Verfahrens vorenthalten wird, ist für einige Teilnehmer235 nicht ak-
zeptabel. Nach Auffassung anderer Teilnehmer besteht das Problem auch für die klagende 
Partei: Im Gegensatz zur objektiven Klagenhäufung setzt die Streitgenossenschaft eine Viel-
zahl von Parteien voraus, und jede Partei muss die Möglichkeit haben, in dem für ihren An-
spruch vorgesehenen Verfahren vorzugehen.236 

Ebenso haben einige Teilnehmer237 Bedenken, dass Ansprüche dem vereinfachten Verfahren 
entzogen würden werden. Vorgeschlagen wird die analoge Anwendung von Artikel 247 ZPO 
auf Ansprüche, die aufgrund ihrer Natur im vereinfachten Verfahren zu beurteilen sind238, wie 

                                                
219  BL, SG; SP; SGAV, UNIBE 
220  BS; OGer SH 
221  LU, ZH; Friedensrichter ZH, SVFV 
222  UNIBAS 
223  UNIL 
224  JBVD 
225  TI 
226  SAV 
227  UNIL 
228  BE, BL, SG 
229  glp 
230  ACSI, DVSP, FRC, Konsumentenschutz, SAV, SBS, SLAW, SVV, UNIBAS 
231  BE; glp; ACSI, DVSP, FRC, SBS 
232  BS, ZH 
233  OGer SH, SVR, UNIBE 
234  SG; OGer SH 
235  BS; OGer SH, SVR 
236  SG; UNIBE 
237  BL, OW, UR; UNIBE 
238  BL, BS; SKG 
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dies für die objektive Klagenhäufung und die Widerklage vorgesehen ist. Nach Ansicht einiger 
Teilnehmer239 ist das Verhältnis zu Artikel 93 Absatz 2 ZPO klarzustellen. Die Aussage im 
erläuternden Bericht, wonach die Addition der Streitwerte zur Anwendung des ordentlichen 
Verfahrens führt, sollte in den Gesetzestext aufgenommen werden240, und der Widerspruch 
zwischen dieser Bestimmung und Artikel 93 Absatz 2 ZPO sollte gelöst werden241. Nach An-
sicht einiger Teilnehmer242 sollten die Prozesskosten, insbesondere der Kostenvorschuss, 
nicht anhand der Summe der Streitwerte berechnet werden. 

Im Weiteren wird vorgeschlagen, die Streitgenossenschaft auch zuzulassen, wenn die sachli-
che Zuständigkeit ausschliesslich auf dem Streitwert beruht.243 Im Übrigen sollte präzisiert 
werden, ob auch das gleiche Gericht gemäss Absatz 1 Buchstabe b zuständig ist, wenn für 
verschiedene Klagen aufgrund des Streitwerts unterschiedliche Spruchkörper im gleichen Ge-
richt vorgesehen sind.244 Verdeutlicht werden sollte auch das Verhältnis zu Artikel 6 ZPO245, 
so dass eine Streitgenossenschaft nicht wegen einer handelsgerichtlichen Zuständigkeit un-
zulässig ist. Es wird auf den Zusammenhang mit Artikel 6 Absatz 6 des Vorentwurfs hingewie-
sen, und es wird eine ähnliche Regelung für die aktive Streitgenossenschaft vorgeschlagen, 
wenn nur gewisse Streitgenossen der handelsgerichtlichen Zuständigkeit unterliegen.246 

Einige Teilnehmer werfen Fragen bezüglich der unterschiedlichen Formulierungen in den Ar-
tikeln 71, 81, 90 und 224 auf.247 Mehrere Teilnehmer248 schlagen vor, den Begriff «compétence 
au fond» (sachliche Zuständigkeit) in Absatz 1 Buchstabe b durch den Ausdruck «compétence 
à raison de la matière» zu ersetzen. 

5.9 Art. 81 Abs. 1 und 3 
Ein Kanton249, eine politische Partei250 und vier Organisationen251 befürworten die vorgeschla-
genen Anpassungen. Demgegenüber halten sechs Kantone252 und drei Organisationen253 fest, 
die in der Praxis kaum genutzte Streitverkündungsklage sei unnötig und das Verfahren auf-
wändig: Die vorgeschlagenen Anpassungen würden unter diesem Gesichtspunkt keine Ände-
rung mit sich bringen254, weshalb ebenso die Aufhebung dieses Instruments in Betracht gezo-
gen werden könne255. 

Die Präzisierung im Einleitungssatz wird gutgeheissen256, doch sie stösst auch auf Ab-
lehnung257, weil sie negative Feststellungsklagen oder sogar Verfahrensverschleppungen för-
dert und die Verfahrenseffizienz beeinträchtigt. Ein Teilnehmer schlägt vor, die Streitverkün-
dungsklage auf das vereinfachte Verfahren oder auf Fälle unterschiedlicher sachlicher Zustän-
digkeit auszudehnen.258 Es wird die Frage der unterschiedlichen streitwertabhängigen sachli-

                                                
239  BE, SG 
240  BS; SAV 
241  BS, SG 
242  ACSI, DVSP, FRC, Konsumentenschutz, SBS 
243  SG 
244  SGAV 
245  Bisegger 
246  ZH 
247  BS 
248  JBVD, SAV, UNIL 
249  BE 
250  glp 
251  SGAV, SVC, SVRH, UNIL 
252  BE, OW, SG, SH, UR, ZH 
253  OGer SH, SVC, SVRH 
254  SG, SH; SVRH 
255  OW, SH, UR; SVRH 
256  UNIBE 
257  SAV 
258  SMV 
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chen Zuständigkeit aufgeworfen, und es wird eine Kompetenzattraktion zugunsten des or-
dentlichen Gerichts vorgeschlagen, wenn die Streitverkündungsklage in die Zuständigkeit ei-
nes Handelsgerichts fällt.259 Gewünscht wird auch ein weiterer Begriff des Sachzusammen-
hangs.260 Demgegenüber lehnen einige Teilnehmer261 die Ausweitung auf verschiedene Ver-
fahren nur aufgrund des Streitwerts ab: Im Zusammenhang mit einer Streitverkündungsklage 
hat die beklagte Partei ein grosses Interesse daran, dass gegebenenfalls das vereinfachte 
Verfahren gilt, und es wird nicht geregelt, welche Verfahrensgrundsätze gelten. Ausserdem 
sollte die streitverkündende Partei einen Mindeststreitwert angeben.262. 

Ein Teilnehmer263 weist auf die Rechtsunsicherheit im Zusammenhang mit der Frage hin, ob 
und inwieweit die gleiche sachliche Zuständigkeit gegeben ist, wenn nach dem Gegenstand 
und/oder Streitwert unterschiedliche Spruchkörper im gleichen Gericht vorgesehen sind. Ein 
anderer Teilnehmer264 schlägt vor, die Klage eines Mitbeklagten gegen einen anderen Mitbe-
klagten ebenfalls zu regeln. 

Zwei Teilnehmer265 schlagen vor, in Absatz 1 Buchstabe b den Begriff «compétence au fond» 
(sachliche Zuständigkeit) durch den Ausdruck «compétence à raison de la matière» zu erset-
zen.  

5.10 Art. 82 Abs. 1 
Zwei Kantone266, eine politische Partei267 und sechs Organisationen268 begrüssen es, dass die 
Verpflichtung zur Bezifferung der Streitverkündungsklage gelockert wird. Wie bei Artikel 81 
(siehe oben Ziff. 5.9) wird betont, dass dieses Instrument nutzlos und unwirksam ist269 und es 
aufgehoben werden könnte270. 

Es wird darauf hingewiesen, dass unklar ist, welche Verfahrensgrundsätze zur Anwendung 
kommen, wenn auf Haupt- und Streitverkündungsklage unterschiedliche Verfahrensarten an-
wendbar sind.271 Es sollte ein Mindeststreitwert angegeben werden.272 

Der Wortlaut wird kritisiert273, und es wird die folgende Formulierung vorgeschlagen274: «Les 
conclusions n’ont pas besoin d’être chiffrées si…» oder «Les conclusions ne doivent pas 
nécessairement être chiffrées si…». 

5.11 Art. 89 Abs. 1, Abs. 2 Bst. c und d, Abs. 3 
Abgesehen von den allgemeinen Stellungnahmen zum kollektiven Rechtsschutz (siehe 
Ziff. 4.2.1) wird insbesondere diese Bestimmung von zwei Kantonen275 und 14 Organisatio-
nen276 befürwortet. Mehrere Teilnehmer halten die Befreiung vom Kostenvorschuss (Art. 115a) 

                                                
259  UNIBE 
260  UNIBE 
261  ZH; OGer SH, SVR, UNIBE 
262  ZH 
263  SGAV 
264  UNIL 
265  JBVD, UNIL 
266  BE, SG 
267  glp 
268  JBVD, SAV, SGAV, UNIBAS, UNIBE, UNIL 
269  BE, OW, SH, UR, ZH; UNIBE 
270  OW, SH, UR 
271  SH 
272  ZH; UNIBE 
273  SG; SAV 
274  SAV 
275  SO, ZH 
276  ACSI, DVSP, EKK, FRC, Greenpeace, OGer SH, SAV, SGAV, SGB, SGHVR, SMV, SPO, TCS, UNIBE  
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für unerlässlich277, während andere Teilnehmer die vorgeschlagenen Erleichterungen als un-
zureichend erachten.278 Die Bestimmung wird demgegenüber von einem Kanton279 und zehn 
Organisationen280 abgelehnt. Vorgeschlagen wird auch die ersatzlose Streichung des aktuel-
len Artikels 89 ZPO.281 Ein Teilnehmer282 befürwortet zwar grundsätzlich die Regelung, schlägt 
jedoch vor, die Verbandsklage und das Gruppenvergleichsverfahren im gleichen Kapitel zu 
regeln. Ein anderer Teilnehmer283 ist der Ansicht, dass die Verbandsklage und das Gruppen-
vergleichsverfahren besser koordiniert werden müssen. 

Einige Teilnehmer284 lehnen es ab, dass die Bedingungen unterschiedlich sind, je nachdem, 
ob es sich um eine reparatorische Klage handelt oder nicht. Die Schaffung einer einfachen Ad-
hoc-Struktur, beispielsweise in der Form eines Vereins, wird befürwortet285 und sollte durch 
die vorgesehenen Bedingungen nicht ausgeschlossen werden. Nur so lässt sich vermeiden, 
dass Geschädigte nicht daran gehindert werden, gemeinsam vorzugehen, weil keine Organi-
sation existiert, die ihre Interessen vertritt oder die bereit ist, eine Klage einzureichen.286 Diese 
Auffassung wird umgekehrt in Frage gestellt287, da es zu vermeiden gilt, dass eine Gruppe von 
Laien ohne berufsmässige Vertretung klagen kann. 

Abs. 1 

Die Ausweitung der Klage auf alle Bereiche des Privatrechts wird von mehreren Teilnehmern 
begrüsst.288 Andere Teilnehmer lehnen dies umgekehrt ab289: Sie befürchten insbesondere 
eine Flut von Klagen oder sie verlangen, dass entsprechend der Zielsetzung der Rechtsdurch-
setzung von Massen- und Streuschäden eine Mindestzahl von Geschädigten festgelegt wird. 

Eine drohende oder bestehende Verletzung sollte eine Klage zur Feststellung früherer Verlet-
zungen nicht verhindern, wie im erläuternden Bericht richtig festgehalten ist.290 

Die vorgesehene Voraussetzung der Eignung zur Wahrung der Interessen der Personen-
gruppe (Bst. c) wird von mehreren Teilnehmern befürwortet.291 Gleichzeitig handelt es sich 
nach Ansicht mehrerer Teilnehmer292 jedoch um ein ungenaues Kriterium: Sowohl für die be-
troffenen Personen als auch für die beklagte Partei wird es schwierig vorherzusehen sein, 
welche Organisation zur Klage geeignet sind, so dass lange und aufwändige Verfahren unver-
meidbar sind. Diese Voraussetzung wird für das Gericht auch schwer anzuwenden sein, vor 
allem bei einer Ad-hoc-Organisation ohne früherer Aktivitäten, auf die sich das Gericht bei 
seinem Entscheid abstützen kann.293 Im Weiteren sollte das Verhältnis zu Artikel 352f Absatz 
1 Buchstabe e geklärt werden.294 Es wird ein staatliches Akkreditierungssystem vorge-
schlagen295 oder ein gerichtliches Zertifizierungsverfahren entsprechend den bestehenden 
Mechanismen in den Vereinigten Staaten und in Kanada.296 Aus den gleichen Gründen wird 

                                                
277  ACSI, DVSP, Greenpeace, TCS 
278  GPS; SGB 
279  SZ 
280  bauenschweiz, KFS, SBV, SGV, SLV, SVC, SVV, UBS, VSEI, VSI 
281  SGV 
282  Meier 
283  UNIBE 
284  SGHVR 
285  Peter, SLAW 
286  SLAW 
287  BE; SVR 
288  BE; DJS, SGB, VKMB 
289  SBV, SGV, SVC, VSEI, VSI 
290  JBVD 
291  BE; WalderWyss 
292  ZH; JBVD, SGHVR, SVR, UNIL 
293  UNIBE 
294  Peter 
295  SGHVR 
296  EKK 
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auch ein separates Vorverfahren vorgeschlagen, das sich auf die Zulässigkeit der Klage be-
zieht297, insbesondere damit die Klageberechtigung der Organisation in einem frühen Stadium 
festgelegt wird. Die Natur des Entscheids über die Eignung sollte klar festgelegt werden, 
ebenso wie die Anfechtungsmöglichkeiten, wenn die Eignung verneint wird.298 Schliesslich 
wird eine Angleichung an die strikteren Bedingungen von Artikel 89a Absatz 1 Buchstabe d 
vorgeschlagen299, vor allem angesichts der Voraussetzung der nationalen oder regionalen Be-
deutung, die dem Gericht eine objektive Beurteilungsgrundlage gibt. 

Mehrere Teilnehmer300 begrüssen insbesondere die Beschränkung auf nicht gewinnorientierte 
Organisationen (Bst. a). Andere Teilnehmer301 sind umgekehrt gegen diese Beschränkung o-
der kritisieren sie: Sie machen geltend, diese Bedingung bewirke eine Ungleichbehandlung 
gegenüber gewinnorientierten Unternehmen, sie garantiere die Erreichung der gewünschten 
Ziele nicht und führe zu Missbräuchen, da eine nicht gewinnorientierte Organisation unter Um-
ständen ein grosses Vermögen, indirekt Gewinne an strebe und gegebenenfalls politischen 
Einfluss ausüben wolle. Deshalb wird eine Obergrenze des Eigenkapitals von 100'000 Fran-
ken vorgeschlagen.302 

Es wird die Vertretung durch eine Anwältin oder einen Anwalt verlangt303, um ausreichende 
Kenntnisse und Kompetenzen zu gewährleisten. Dies könnte beispielsweise in einem neuen 
Buchstaben d umgesetzt werden.304 

Falls Artikel 89 ZPO nicht in der geltenden Fassung belassen wird, wird ein restriktiverer An-
satz vorgeschlagen305: die Festlegung einer Mindestzahl Betroffener (z. B. 50 oder 100), die 
Verpflichtung der klagenden Organisation, in der Klage die Namen der vertretenen Personen 
aufzuführen, und die schriftlichen Vollmachten dieser Personen einzureichen (siehe den kon-
kreten Vorschlag in Ziff. 6.42), die Beschränkung auf unerlaubte – gegebenenfalls vorsätzlich 
begangene – Handlungen gemäss und die Entschädigung von zu Unrecht eingeklagter Per-
sonen. 

Abs. 2 

Das Hinzufügen der reparatorischen Klage (Bst. d) wird von einem Teilnehmer begrüsst.306 
Sie wird aber auch abgelehnt307, weil die Legitimation von Organisationen zu selbstständigen 
Klagen weder der Rechtssicherheit noch dem Rechtsfrieden dienen. Ein Teilnehmer308 ver-
langt, dass dieser Buchstabe gestrichen oder anders formuliert wird, um die Verbindung zwi-
schen der allgemeinen Verbandsklage und der in Artikel 89a vorgesehenen reparatorischen 
Klage zu verdeutlichen. 

Das Erfordernis des schützenswerten Interesses bei der Feststellungsklage wird kritisiert309, 
weil ein solches Interesse für in den spezialgesetzlichen Verbandsklagen nicht vorausgesetzt 
ist und mit dieser Voraussetzung möglicherweise verhindert wird, dass ein Verband die Wider-
rechtlichkeit eines Handelns ohne Kostenfolgen und beträchtlichen Aufwand für die Schadens-
substantiierung. 

                                                
297  OGer SH, SLAW, WalderWyss 
298  OGer SH 
299  UNIBE 
300  GPS; ACSI, DJS, DVSP, Greenpeace, Peter, SGAV, SGB, SPO, TCS, VKMB 
301  SVC, VSEI, WalderWyss 
302  VSI 
303  BE; SVRH 
304  BE 
305  SVC, VSI 
306  Peter 
307  SVV 
308  UNIBE 
309  SLAW 
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5.12 Art. 89a 
Abgesehen von den allgemeinen Stellungnahmen zum kollektiven Rechtsschutz (siehe oben 
Ziff. 4.2) wird diese Bestimmung von zwei Kantonen310 und 14 Organisationen311 befürwortet. 
Die Bestimmung wird von drei Kantonen312 und 12 Organisationen313 abgelehnt. Einige Teil-
nehmer314, die im Grundsatz nicht gegen den kollektiven Rechtsschutz sind, sehen keinen 
Vorteil dieser Klage im Vergleich zu den bestehenden Instrumenten und ziehen andere Instru-
mente wie den Musterprozess vor. Einige Teilnehmer, welche die reparatorische Klage befür-
worten315, bedauern, dass sich der Vorentwurf darauf beschränkt, das bestehende Instrument 
der Verbandsklage zu erweitern, und hätten sich ein spezielles Instrument gewünscht, um 
Ansprüche einer Gruppe geltend zu machen (siehe den konkreten Vorschlag in Ziff. 6.15). 

Die allgemeine Verbandsklage nach Artikel 89 und die reparatorische Verbandsklage nach 
Artikel 89a sollten einheitlichen Bedingungen unterliegen, je nach Stellungnahme entweder 
denjenigen von Artikel 89a316 oder denjenigen von Artikel 89317. Es wird eine Koordination mit 
dem Gruppenvergleichsverfahren verlangt: Erforderlich ist insbesondere, dass ähnliche Be-
dingungen für den Vergleich, der im Rahmen einer Verbandsklage abgeschlossen wird, und 
das Gruppenvergleichsverfahren gelten Genehmigung durch ein Gericht, öffentliche Verhand-
lung, separates Verfahren für die Festsetzung der Einzelansprüche, Wechsel zum opt out)318. 

Dem opt in-Modell stimmen drei Teilnehmer319 ausdrücklich zu. Hinzu kommen die zustim-
menden Stellungnahmen in den allgemeinen Bemerkungen (Ziff. 4.2). Einige Teilnehmer er-
achten dieses Prinzip jedoch als zu einschränkend, insbesondere um Fälle von Streuschäden 
zu regeln. Deshalb schlagen sie das opt out-Modell oder zumindest eine Gewinnabschöp-
fungsklage vor.320 In ähnlicher Weise wird die Rechtskraftwirkung der Verbandsklage für Ein-
zelansprüche bevorzugt.321 Hingewiesen wird auch auf den Widerspruch zwischen einem opt 
in-Modell, das einen Auftrag der vertretenen Personen voraussetzt, und der Klage «in eigenem 
Namen» der Organisation, die auf der Geschäftsführung ohne Auftrag beruht.322 

Ein Teilnehmer ist der Ansicht, dass für einen Fall nur eine einzige Verbandsklage und nicht 
mehrere erlaubt sein sollten.323 Es wird kritisiert, dass das Verbandsklageverfahren auch die 
Entscheidung über Einzelansprüche umfasst, im Vergleich mit dem separaten Verfahren zur 
Ausrichtung von Einzelentschädigungen, das für Gruppenvergleiche vorgesehen ist.324 

Nach Auffassung mehrerer Teilnehmer325 muss das Verfahren soweit wie möglich erleichtert 
werden: So sollten insbesondere so wenig formale Anforderungen wie möglich gestellt wer-
den326, oder die Anforderungen an die Begründung und den Beweis sollten verringert werden, 
wenn die Ähnlichkeit der Ansprüche dies erlaubt327. 

                                                
310  SO, ZH 
311  ACSI, DVSP, EKK, Greenpeace, Nivalion, OGer SH, SAV, SGAV, SGB, SGHVR, SMV, SPO, TCS, UNIBE 
312  BE, LU, SZ 
313  bauenschweiz, HEV, KFS, SBV, SGV, SLV, SVC, SVV, UBS, USPI, VSEI, VSI  
314  BE 
315  DJS, DVSP, Konsumentenschutz, Meier, SGB, SPO  
316  UNIBE 
317  SGAV 
318  Meier 
319  GPS; Peter, WalderWyss 
320  SLAW 
321  UNIBE 
322  UNIBE 
323  Meier 
324  Meier 
325  Konsumentenschutz, Nivalion, OGer SH, SGB, SPO, TCS 
326  TCS 
327  Nivalion, OGer SH 
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Ein Teilnehmer ist der Ansicht, dass sich die Zulässigkeit der reparatorischen Verbandsklage 
auf die Geltendmachung von Ansprüchen die auf einheitlichen Rechtsgründen und Tatsachen 
beruhen, beschränken sollte.328 

Abs. 1 

Die Voraussetzungen von Absatz 1 sollten als Eintretensvoraussetzungen immer – und nicht 
nur «grundsätzlich», wie dies im erläuternden Bericht festgehalten ist – geprüft werden.329 

Der Ausschluss der Genugtuung wird von drei Organisationen kritisiert.330 Ein Teilnehmer331 
schlägt vor, die Formulierung «prétentions pécuniaires de ses membres découlant de l’atteinte 
illicite» zu verwenden, um den Gegenstand der Klage zu bezeichnen. 

Absatz 1 Buchstabe a sollte nach Ansicht eines Teilnehmers gestrichen werden, da er in einem 
opt in-Modell keinen Sinn macht.332 Wenn diese Voraussetzung beibehalten wird, sollte sie 
Gegenstand einer vorgelagerten Zulassungsprüfung sein, bei welcher der Streitgegenstand 
definiert wird (Rechtsverletzung, Personengruppe und Ersatzansprüche).333 Die Verwendung 
des Begriffs «Ersatzanspruch» in Buchstabe a ist verwirrend, weil die Verbandsklage gerade 
zu einem Verfahren führen soll, in dem das Gericht prüft, ob ein solcher Ersatzanspruch be-
steht oder nicht.334 Die Anwendung dieser Voraussetzung wäre daher problematisch sein.335 
Eine summarische Prüfung oder eine Glaubhaftmachung sollte ausreichen, um die Zulässig-
keit festzustellen336, da anschliessend bei der Sachprüfung eine umfassende materielle Prü-
fung vorgenommen wird. 

Der Umstand, dass der allfällige Prozessgewinn entweder überwiegend dieser Personen-
gruppe zukommt oder ausschliesslich in deren Interesse verwendet wird (Abs. 1 Bst. b), wird 
von einem Teilnehmer337 begrüsst, da dies die Durchführung solcher Klagen erleichtern wird. 
Hingegen erachten mehrere Teilnehmer diese Voraussetzungen als problematisch338 und 
schlagen teilweise ihre Streichung vor339: Die Organisation erhält einen viel weitreichenderen 
Status als jenen, der sich aus einer Prozessstandschaft ergibt, und die Voraussetzungen, un-
ter denen sie den Prozessgewinn für sich beanspruchen kann, sind nicht klar.340 Mit der vor-
geschlagenen Regelung wissen Einzelpersonen nicht, in welchem Umfang sie entschädigt 
werden; im Unterschied zum Gruppenvergleich können sie die Gruppe nicht verlassen, wenn 
das Ergebnis bekannt ist.341 In gleicher Weise regt ein Teilnehmer342 an, das Kriterium der 
überwiegenden Zuweisung genauer auszuführen343, und andere Teilnehmer344 kritisieren die 
Zuweisung des Prozessgewinns an die Organisation, sofern er ausschliesslich im Interesse 
der betroffenen Personen verwendet wird, da dies zu weit geht und dem Zweck der Klage für 
eine Personengruppe widerspricht. Ein Teilnehmer345 verlangt, dass die Angehörigen der Per-
sonengruppe in diesem Fall in geeigneter Weise informiert werden. Schliesslich sind nach 

                                                
328  WalderWyss 
329  WalderWyss 
330  SGHVR, SPO, UNIBE 
331  SKG 
332  SLAW 
333  SLAW 
334  UNIBE 
335  ZH; SVR 
336  Peter, SLAW, UNIL 
337  DVSP 
338  VD; BezGer Kulm, SLAW, UNIL, WalderWyss 
339  SLAW, WalderWyss 
340  UNIL 
341  VD 
342  UNIL 
343  SZ, VD; SGHVR 
344  SZ; SGHVR, WalderWyss 
345  EKK 
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Auffassung eines Teilnehmers346 die Pflicht der Organisation zur Wahrung der Interessen der 
betroffenen Personen und die dazu notwendigen Massnahmen im Gesetz zu regeln. 

Angesichts der in Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 2 vorgesehenen Ermächtigung durch eine Mehr-
heit der Angehörigen der Personengruppe sollte näher ausgeführt werden, was unter der Er-
mächtigung durch die betroffenen Angehörigen der Personengruppe gemäss Absatz 1 Buch-
stabe c zu verstehen ist.347 Festgelegt werden könnten eine Mindestzahl von Personen348 und 
der Zeitpunkt, bis zu dem die Organisation ermächtigt werden kann349. So wird als Zeitlimit die 
Einreichung der Klage durch die Organisation vorgeschlagen.350 Die Schriftform wird von ei-
nem Teilnehmer351 als erforderlich erachtet und sollte nach Ansicht eines anderen Teilneh-
mers352 geregelt werden. Andere Teilnehmer353 dagegen betonen, wie wichtig ein einfaches 
Verfahren ist, und begrüssen es, dass die Form der Ermächtigung nicht auf die Schriftform 
beschränkt ist. Im Übrigen könnten im Bericht die anderen möglichen Formen erläutert und 
die Mitteilung in elektronischer Form erwähnt werden, insbesondere das Online-Formular. 
Schliesslich ist nach Auffassung eines Teilnehmers gesetzlich zu regeln, dass die Ermächti-
gung unwiderruflich ist und dass sie sich spezifisch auf die Führung eines konkreten Prozes-
ses bezieht.354 

Die vorgeschlagenen Voraussetzungen für die Eignung der Organisationen zur Geltendma-
chung von Ersatzansprüchen (Abs. 1 Bst. d) sind nach Ansicht eines Teilnehmers angemes-
sen.355 Nach Auffassung anderer Teilnehmer356 sind sie sehr streng oder unnötig, so dass ihre 
Streichung vorgeschlagen wird357. Diese Bedenken beziehen sich insbesondere auf die Bil-
dung von Ad-hoc-Organisationen, die nicht verunmöglicht werden sollte, ansonsten Konstel-
lationen möglich sind, in denen mangels Organisation keine Klage erhoben wird. Die Ermäch-
tigung durch eine Mehrheit der Angehörigen der Personengruppe sollte daher gestrichen wer-
den, da sie für Ad-hoc-Organisationen schwierig zu realisieren ist.358 Ausserdem ist sie un-
tauglich, um die Geeignetheit einer Organisation nachzuweisen, und schwierig anzuwenden, 
weil häufig unklar ist, wie viele Personen insgesamt betroffen sind.359 Im Weiteren wird das 
Eignungskriterium der gesamtschweizerischen Bedeutung als übermässig einschränkend be-
urteilt, da kantonale oder regionale Organisationen durchaus Klagen dieser Art erheben könn-
ten.360 Die Voraussetzung der Eignung wird auch als eher ungenau und schwierig in ihrer An-
wendung beurteilt.361 Dass an diese Eignung höhere Anforderungen als in Artikel 89 gestellt 
sind, sollte terminologisch aus dem Gesetzestext hervorgehen (oder zumindest erläutert wer-
den362), indem beispielsweise in den beiden Bestimmungen unterschiedliche Begriffe verwen-
det werden. Im Weiteren wird das Erfordernis der Tätigkeit, das bereits in Ziffer 2 abgedeckt 
ist, als nicht notwendig erachtet, weil das Kriterium der gesamtschweizerischen Bedeutung 

                                                
346  WalderWyss 
347  UNIBE 
348  Peter 
349  Meier, Peter 
350  WalderWyss 
351  WalderWyss 
352  GE 
353  ACSI, FRC 
354  WalderWyss 
355  Peter 
356  glp; SGAV, SLAW 
357  glp; SGAV 
358  Meier 
359  WalderWyss 
360  UNIL 
361  ZH; SVR, UNIL 
362  JBVD, UNIL 
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(Abs. 1 Bst. d Ziff. 1) ausreichend ist.363 Auch das Verfahren über die Anerkennung oder Nicht-
anerkennung der Eignung zur Geltendmachung der Ersatzansprüche sollte besser geregelt 
werden und das Rechtsmittel im Falle der Nichtanerkennung festgelegt werden.364 

Ein Teilnehmer365 schlägt vor, das Verfahren für das opt in in Anlehnung an das französische 
System zu erleichtern. Dieses gibt dem Gericht die Möglichkeit, die Kriterien für die Gruppen-
zugehörigkeit, die zu entschädigenden Schäden und die Entschädigungskriterien festzulegen, 
was den Entscheid zum Beitritt der Gruppe erleichtert. Der Teilnehmer schlägt vor, dass der 
Nachweis der Zustimmung zum Beitritt zur Gruppe sowie des Bestehens und des Anteils des 
Schadens nicht Sache der Organisation sind und dass die Organisation genau die gleichen 
Rechte wie Einzelpersonen in Einzelverfahren geltend machen kann. 

Abs. 2 

Diese Bestimmung wird von einer Organisation366 befürwortet. Sie muss mit Absatz 1 Buch-
stabe c koordiniert werden367: Es muss möglich sein, die Organisation nach dem Zeitpunkt der 
Information zu ermächtigen. Die Information verursacht einen erheblichen administrativen Auf-
wand und sollte über das Gericht erfolgen.368 Ausserdem ist der Begriff «angemessen» nicht 
ausreichend definiert, und eine mangelnde Information zieht keine Sanktion nach sich.369 Die 
Information muss vor der Klage und nicht «spätestens mit der Einreichung» der Klage und 
auch nicht nach der Einreichung der Klage erfolgen, wie dies im erläuternden Bericht festge-
halten ist.370 

Wie bei Absatz 3 wird auf die Problematik des Verhältnisses zwischen der Verbandsklage und 
Individualklagen hingewiesen.371 

Abs. 3 

Diese Bestimmung wird von zwei Organisationen372 befürwortet: Die Sistierung von Individu-
alverfahren wäre problematisch und eine geringe Anzahl von parallelen Verfahren ist akzep-
tabel. Der Entscheid über die Kosten in Einzelverfahren sollte nicht dem Ermessen des Ge-
richts überlassen werden.373 

Die Rechtskraftwirkung des Entscheids im Verbandsklageverfahren auf Einzelklagen sollte 
klarer geregelt werden374, insbesondere im Zusammenhang mit der Rechtshängigkeit. Es 
sollte nur innerhalb einer bestimmten Frist möglich sein, sich der Verbandsklage anzuschlies-
sen375, beispielsweise innerhalb von drei Monaten seit Kenntnis der Einreichung der Klage. 
Die Möglichkeit für Angehörige der Personengruppe, sich an der Verbandsklage zu beteiligen, 
sollte geregelt werden376, ebenso wie die Modalitäten der Wiederaufnahme von Individualver-
fahren im Falle des Scheiterns der Verbandsklage377. 

                                                
363  UNIBE 
364  Meier 
365  EKK 
366  TCS 
367  JBVD, Peter 
368  SLAW 
369  UNIL 
370  WalderWyss 
371  UNIL 
372  Peter, SLAW 
373  SLAW 
374  BezGer Kulm, Peter, UNIBE 
375  JBVD, WalderWyss 
376  Meier 
377  Meier 
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Im Gesetz ist zu präzisieren, dass ein Klagerückzug «angebrachtermassen» und somit ohne 
Abstandsfolge geschieht.378 Der Begriff «se joindre» ist nicht passend, da es sich verfahrens-
rechtlich nicht um eine «jonction» (=Vereinigung) handelt.379 

5.13 Art. 90 
Vier Kantone380, eine politische Partei381 und drei Organisationen382 stimmen der vorgeschla-
genen Änderung der Bestimmungen zur Klagenhäufung grundsätzlich zu. Abgelehnt wird sie 
von vier Kantonen383 und zwei Organisationen384. Eine Alternative würde darin bestehen, die 
derzeitigen Voraussetzungen beizubehalten und deren Anwendung bei sachlich zusammen-
hängenden Ansprüchen auszuschliessen.385 

Kritisiert wird die Voraussetzung der gleichen sachlichen Zuständigkeit.386 Sie wirft auch Fra-
gen auf, wenn aufgrund des Streitwerts der Ansprüche unterschiedliche Spruchkörper inner-
halb des Gerichts vorgesehen sind.387 Mehrere Teilnehmer388 kritisieren, dass die Vorausset-
zung des sachlichen Zusammenhangs eingeführt werden soll, da dies die Möglichkeiten ein-
schränkt, verschiedene Ansprüche in einem einzigen Verfahren zu regeln. Der Ausschluss der 
Klagenhäufung bei summarischen und besonderen familienrechtlichen Verfahren (Abs. 2), 
wird von einigen Teilnehmern389 begrüsst, von anderen Teilnehmern390 jedoch abgelehnt. Vor-
geschlagen wird auch die Möglichkeit, zusammenhängende familienrechtliche Ansprüche ku-
mulieren zu können.391 

Am ausgiebigsten befassten sich die Teilnehmer mit der Zulassung der Häufung von Ansprü-
chen, die unterschiedlichen Verfahren unterliegen: Dazu wurden zahlreiche Fragen aufgewor-
fen und viel Kritik geübt.392 Insbesondere die Beibehaltung des sozialen Untersuchungsgrund-
satzes, wie dies in Absatz 3 vorgeschlagen wird, wird von vielen Teilnehmern in Frage gestellt 
oder abgelehnt.393. Auch die Häufung von Ansprüchen, von denen nur einzelne einem vorgän-
gigen Schlichtungsverfahren unterliegen, wird als noch zu lösendes Problem betrachtet394, 
ebenso wie der Fall, wenn nur für einzelne Ansprüchen Kostenlosigkeit vorgesehen ist395. Das 
vom Gericht anzuwendende Verfahren sollte geregelt werden.396 Während einige Teilneh-
mer397 die Beibehaltung des für jeden Anspruch separat und vor der Zusammenrechnung der 
Streitwerte geltenden Verfahrens befürworten, schlagen andere Teilnehmer398 vor, die Anwen-
dung des ordentlichen Verfahrens vorzusehen. 

Wenn ein sachlicher Zusammenhang allgemeine Zulassungsvoraussetzung sein soll, so ist 
nach Ansicht eines Teilnehmers399 dieses Erfordernis in Artikel 15 Absatz 2 ZPO für die örtli-
che Zuständigkeit obsolet und zu streichen. 

                                                
378  UNIBE 
379  JBVD 
380  BE, BL, BS, LU 
381  glp 
382  SAV, SGB, SLAW 
383  OW, SG, UR, ZH 
384  OGer SH, SVR 
385  UNIFR 
386  UNIFR 
387  SGAV 
388  SG, ZH; SAV, SGAV, UNIBAS, UNIFR, WalderWyss 
389  BE; glp; UNIFR 
390  BS 
391  UNIFR, UNIL 
392  BE, BL, GE, LU, OW, SG, SH, UR; HGer AG, OGer SH, UNIBE, UNIFR 
393  BE, BL, BS, GE, LU, OW, SG, SH, ZH; glp; CP, HGer AG, OGer SH, SGAV, SVRH, UNIBAS, UNIBE, WalderWyss 
394  GE; UNIBAS 
395  UNIBAS 
396  GE 
397  OW, UR 
398  SG; SAV 
399  UNIBE 
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Mehrere Teilnehmer400 schlagen vor, in Absatz 1 Buchstabe b der französischen Fassung den 
Begriff «compétence au fond» durch den Ausdruck «compétence à raison de la matière» zu 
ersetzen. Der Begriff «cause» in Absatz 3 sollte näher ausgeführt werden, da er sich sowohl 
auf das gesamte Verfahren als auch auf bestimmte Ansprüche beziehen kann.401 

5.14 Art. 96 
Die vorgeschlagene Klarstellung wird von einem Kanton402 und drei Organisationen403 aus-
drücklich befürwortet. Es wird auch vorgeschlagen, die Kosten der betreibungs- und konkurs-
rechtlichen Summarverfahren in der ZPO zu regeln.404 

Das Festhalten an der kantonalen Tarifautonomie ist umstritten (siehe auch die allgemeinen 
Stellungnahmen zur Kostenregelung, Ziff. 4.1). Ein Teilnehmer begrüsst dieses Vorgehen405 
und schlägt sogar vor, sämtliche Gebühren der betreibungs- und konkursrechtlichen Summar-
verfahren der kantonalen Tarifautonomie zu überlassen406. Im Gegensatz dazu schlägt ein 
Teilnehmer vor, einen Bundestarif festzulegen.407 Andere Teilnehmer befürworten die Einfüh-
rung eines Rahmentarifs408 oder schlagen eine Höchstgrenze von 15 % des Streitwerts vor 
erster Instanz und der Hälfte im Rechtsmittelverfahren vor, mit Ausnahme der Kosten der Be-
weisführung.409 Ausserdem wird eine Obergrenze von 10 % der Gebühren vorgeschlagen.410 
Bei der Kostenverteilung wäre bei natürlichen Personen auch ihren wirtschaftlichen Verhält-
nissen Rechnung zu tragen.411 Schliesslich könnte das Bundesrecht die Vorhersehbarkeit der 
Kostenhöhe verbessern, indem die von den Kantonen festzulegende Bandbreite der Kosten 
bis zu einem bestimmten Streitwert begrenzt wird.412 

5.15 Art. 97 
Zehn Organisationen413 befürworten die Ausweitung der Aufklärung über die Prozesskosten 
auf die von einem Anwalt vertretenen Parteien und auf die Möglichkeiten der Prozessfinanzie-
rung durch Dritte. 15 Kantone414 und 13 Organisationen415 sprechen sich dagegen aus. Ein 
Teilnehmer416 lehnt lediglich die Ausweitung auf anwaltlich vertretene Parteien ab. Ein anderer 
Teilnehmer417 schlägt eine Kann-Vorschrift vor. Die Teilnehmer, die diese Änderung ablehnen, 
sind der Ansicht, dass diese Aufgabe nicht Sache des Gerichts ist, zumal es sich um Angebote 
privater Anbieter handelt. Im Übrigen würden die Informationen zu spät abgegeben. Ausser-
dem haben anwaltlich vertretene Parteien keinen Informationsbedarf. Es stellt sich auch die 
Frage, welche Konsequenzen eine Unterlassung durch das Gericht hat.  

                                                
400  JBVD, SAV, UNIFR, UNIL 
401  UNIL 
402  BS 
403  JBVD, OGer SH, SGAV 
404  OGer SH 
405  OGer SH 
406  OGer SH 
407  JBVD 
408  SMV, SVV, WalderWyss 
409  Anwälte ZH, DJS 
410  SP 
411  Anwälte ZH, DJS 
412  WalderWyss 
413  DVSP, JBVD, Konsumentenschutz, MV Zürich, Nivalion, SGB, SLAW, SPO, UNIBE, VKMB 
414  AR, BE, BL, BS, GE, LU, NW, OW, SG, SO, SZ, TG, UR, VD, ZH 
415  CP, Meier, OGer SH, SAV, SGAV, SGHVR, SVR, SVRH, SVV, UBS, UNIBAS, UNIL, Zürcher 
416  glp 
417  SZ 
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Diskutiert wird der Zeitpunkt dieser Aufklärung. Die Aufklärung durch das Gericht würde nach 
der Klageeinleitung erfolgen, was an sich zu spät ist.418 Die Aufklärung sollte im Schlichtungs-
verfahren419 oder auf Anfrage hin vor der Einleitung des Verfahrens420 erfolgen. Die Aufklä-
rungspflicht gilt auch für die Schlichtungsbehörden421, und es wird vorgeschlagen, sie im Ge-
setz ebenfalls aufzuführen422. Es muss auf jeden Fall geregelt werden, ob die Schlichtungsbe-
hörden an die Aufklärungspflicht gebunden sind, gegebenenfalls auch, falls sie von dieser 
Pflicht ausgenommen sind.423 

5.16 Art. 98 
Abgesehen von den allgemeinen Stellungnahmen zur Kostenregelung (siehe oben Ziff. 4.1) 
wird diese Bestimmung von drei Kantonen424, zwei politischen Parteien425 und 23 Organisati-
onen426 befürwortet. Mehrere Teilnehmer schlagen vor, die Obergrenze des Kostenvorschus-
ses bei weniger als der Hälfte der mutmasslichen Gerichtskosten festzulegen: ein Drittel427, 
ein Fünftel428 oder 5-10 %429. Für Verfahren zur einvernehmlichen privaten Schuldenbereini-
gung und für den gerichtlichen Nachlassvertrag wird eine Begrenzung auf die Kosten der kom-
menden Verhandlung vorgeschlagen.430 Für das vereinfachte Verfahren431, das Verfahren zur 
Feststellung des neuen Vermögens (Art. 265a SchKG)432 und für das Mietrecht433 zumindest 
teilweise wird ebenfalls ein vollständiger Verzicht auf einen Kostenvorschuss vorgeschlagen. 
Gemäss einem Teilnehmer434 reicht die vorgeschlagene Erleichterung bei Verbandsklagen 
nicht aus, da der entscheidende Punkt darin besteht, dass die Kosten selbst begrenzt sind. 
Teilweise wird eine Erweiterung der Leistung von Sicherheiten (Art. 99 ZPO) verlangt435, um 
das so entstandene Inkassorisiko zu mindern. 

15 Kantone436 und zehn Organisationen437 lehnen diese Änderung ab. Einige Teilnehmer sind 
skeptisch gegenüber diesem Vorschlag.438 Ein Teilnehmer schlägt einen völligen Wegfall des 
Vorschusses bei natürlichen Personen und eine Pflicht zum Vorschuss der gesamten Ge-
richtskosten für juristische Personen vor.439 Ein anderer Teilnehmer schlägt vor, dass jede 
Partei die Hälfte der Kosten vorschiesst.440 

Unklar ist, ob sich die Bestimmung auf sämtliche Kostenposten gemäss Artikel 95 Absatz 2 
ZPO bezieht441: Gilt sie für Kosten der Beweisführung (Art. 102 ZPO)442, und ist sie angesichts 

                                                
418  SLAW, WalderWyss 
419  MV Zürich, Nivalion 
420  Meier 
421  SMV 
422  MV Zürich 
423  SVFV 
424  AG, AR, ZH 
425  GPS, SP 
426  ACSI, Advokaten ZG, BAV, Bisegger, DJS, DVSP, FRC, JBVD, Kinderanwaltschaft, Konsumentenschutz, MV Zürich,  

Nivalion, SAV, SBS, SGAV, SGB, SLAW, SPO, Suisseculture, SVR, UNIBAS, VKMB, WalderWyss 
427  DJS 
428  SP 
429  Konsumentenschutz, Meier, SGB, SPO 
430  SBS 
431  Anwälte ZH, DJS 
432  SBS 
433  MV Zürich 
434  SPO 
435  JBVD 
436  BL, BS, FR, GE, LU, NE, NW, SH, SZ, TG, TI, UR, VD, VS, ZG 
437  bauenschweiz, CP, Friedensrichter ZH, HGer AG, OGer SH, SVRH, UBS, UNIL, USPI, VSEI  
438  HEV, SBV 
439  Zürcher 
440  FR 
441  LU 
442  BS, FR 
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der speziellen Vorschriften für die Kostenverteilung (vgl. Art. 207 ZPO) für das Schlichtungs-
verfahren passend443? In Frage gestellt und diskutiert wird auch der Zusammenhang mit den 
Kostenregelungen im SchKG.444 Um aufzuzeigen, dass die Schlichtungsgebühr und die Kos-
ten der Beweisführung nicht unter die Bestimmung fallen, sollte der Begriff «Gerichtskosten» 
durch den Begriff «Entscheidgebühr» ersetzt werden.445 

Für bestimmte Verfahren werden von verschiedenen Teilnehmern Ausnahmen von der vorge-
schlagenen Bestimmung verlangt. So sollte für das Schlichtungsverfahren ein Vorschuss in 
Höhe aller Kosten vorgesehen werden.446 Dasselbe gilt im summarischen Verfahren und für 
Rechtsmittelverfahren447 oder in Verfahren mit gemeinsamen Gesuchstellern (insbesondere 
Scheidung auf gemeinsames Begehren)448. Schliesslich wird auch eine Ausnahme für die 
Fälle erwähnt, in denen eine Sicherheit verlangt werden kann (vgl. Art. 99 ZPO).449 

Nach Ansicht anderer Teilnehmer sollten die Gerichte von Fall zu Fall über die Höhe des Vor-
schusses entscheiden450, und im Gesetz könnten Bewertungskriterien wie die finanzielle Situ-
ation der klagenden Partei festgelegt werden451. 

Was die Terminologie anbelangt, sollte die Schlichtungsbehörde im Gesetzestext ausdrücklich 
erwähnt werden.452 

Absatz 2 zum Vorschuss in einem Gruppenvergleich wird von einigen Teilnehmern453 aus-
drücklich befürwortet und von anderen Teilnehmern454 demgegenüber abgelehnt. 

5.17 Art. 101 Abs. 2 
Ein Kanton455 und drei Organisationen456 begrüssen die vorgeschlagene Änderung. Ein Kan-
ton457 und vier Organisationen458 lehnen sie ab oder bezweifeln ihren Nutzen, insbesondere 
weil die geregelte Situation selten auftritt. Viel eher sollte das System der Rechtsmittelfristen 
flexibler gestaltet werden; derzeit gelten gesetzliche Fristen, die weder sistiert noch erstreckt 
werden können (siehe den konkreten Vorschlag in Ziff. 6.58).459 Nach Ansicht einiger Teilneh-
mer460 ist die Bestimmung auch zu wenig klar, und es wird auf die abweichende (und zufrie-
denstellende) Regelung im BGG hingewiesen461. 

Eine bereits laufende Frist zur Klageantwort könnte sistiert werden, und das Gericht müsste 
die beklagte Partei über das Gesuch um Sicherheitsleistung informieren, damit sich diese 
überhaupt dazu äussern kann.462 Systematisch sollte die Regelung nach Auffassung einiger 
Teilnehmer in den Bestimmungen über die Rechtsmittel463 oder in Artikel 99 ZPO464 verortet 

                                                
443  BS 
444  GL; Meier 
445  GL 
446  GL, ZH; Friedensrichter ZH, SVFV 
447  GL 
448  SH 
449  ZH 
450  Konsumentenschutz, Meier, SPO 
451  Konsumentenschutz, Meier 
452  SVFV 
453  SBS, SLAW 
454  TI; HEV 
455  ZH 
456  Advokaten ZG, JBVD, UNIL 
457  BS 
458  OGer SH, SGAV, SVR, WalderWyss 
459  WalderWyss 
460  TI 
461  UNIL 
462  WalderWyss 
463  BS 
464  OGer SH 
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werden. Terminologisch wird für die deutsche Fassung der Ausdruck «Gesuch um Sicherheits-
leistung» vorgeschlagen.465 

Das Erfordernis einer Nachfrist in Absatz 3 ist unnötig und könnte gestrichen werden.466 Die 
allgemeinen Möglichkeiten für die Erstreckung und die Wiederherstellung von Fristen sind aus-
reichend. 

5.18 Art. 106 Abs. 1, 1bis und 3 
Vier Organisationen467 befürworten die vorgeschlagenen Änderungen. Die in Absatz 1bis vor-
gesehene Ausnahme zugunsten der beklagten Partei wird von drei Kantonen468 und vier Or-
ganisationen469 abgelehnt: Der Ermessensspielraum des Gerichts gemäss Artikel 107 ZPO 
darf nicht eingeschränkt werden. Die beschriebene Situation ist in der Praxis selten, und der 
mit dieser Ergänzung der geltenden Praxis verbundene Nutzen ist nicht nachgewiesen. Der 
Vorschlag in Absatz 3, die solidarische Haftung auf notwendige Streitgenossenschaften zu 
beschränken, wird ebenfalls von sieben Kantonen470 und vier Organisationen471 abgelehnt: 
Dem Gericht müssen alle Möglichkeiten zum Erhalt der Zahlung der Gebühren erhalten blei-
ben, und die geltende Kann-Vorschrift bietet die erforderliche Flexibilität. Die Präzisierung zur 
Kostenverteilung nach Massgabe der Beteiligung der einzelnen Parteien wird ebenfalls zu-
rückgewiesen.472 

Ein Teilnehmer473 schlägt vor, in Absatz 1 die Formulierung «sofern deren wirtschaftliche Ver-
hältnisse es zulassen» hinzuzufügen. Ein anderer Teilnehmer schlägt vor, in Absatz 1bis die 
möglichen Fälle mit der Abweisung und der Gutheissung der Klage zu ergänzen.474 

Der in Absatz 1bis hinzugefügte Vorbehalt zugunsten der beklagten Partei sollte nach Ansicht 
einiger Teilnehmer475 in Artikel 107 ZPO platziert werden: Das Gericht verfügt immer über 
einen Ermessensspielraum, und es handelt sich bereits um einen Anwendungsfall gemäss 
Absatz 1 Buchstabe f dieser Bestimmung. Im Übrigen ist der Bezug zu Artikel 107 Absatz 1 
Buchstabe b nicht klar.476 Die Formulierung könnte verbessert werden477, und die Vorausset-
zung, dass die beklagte Partei durch ihr Verhalten keinen Anlass zur Klage gegeben hat, 
könnte näher ausgeführt werden478. 

Für ein besseres Verständnis und eine höhere Rechtssicherheit sollte in Absatz 3 die Schlich-
tungsbehörde ausdrücklich aufgeführt werden.479 

5.19 Art. 107 Abs. 1 Bst. g 
Zwei Organisationen480 begrüssen diese Änderung. Eine Organisation481 ist dagegen. 

                                                
465  LU 
466  ZH; SVR 
467  Advokaten ZG, Anwälte ZH, SGAV, SLAW 
468  SG, SZ, ZH 
469  OGer SH, SVR, UNIBAS, WalderWyss 
470  BS, OW, SG, SZ, UR, VD, ZH 
471  CP, OGer SH, SVR, WalderWyss 
472  SVR, WalderWyss 
473  Anwälte ZH 
474  BS 
475  BS; WalderWyss 
476  BS 
477  GE 
478  JBVD 
479  Friedensrichter ZH, SVFV 
480  SGHVR, SPO 
481  SVC 
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5.20 Art. 109 Abs. 1 
Fünf Organisationen482 befürworten diese Bestimmung. Eine Organisation483 erachtet die Än-
derung als entbehrlich, da es sich beim Gruppenvergleich augenscheinlich um einen Vergleich 
handelt. Eine Bestimmung zur Kostenverteilung wäre für jene Fälle erforderlich, in denen der 
Gruppenvergleich scheitert.484 

5.21 Art. 111 Abs. 1 und 2 
Abgesehen von den allgemeinen Stellungnahmen zu den Vorschlägen im Zusammenhang mit 
den Kosten (siehe Ziff. 4.1) wird diese Bestimmung von vier Kantonen485, zwei politischen 
Parteien486 und 20 Organisationen487 ausdrücklich befürwortet. 14 Kantone488 und vier Orga-
nisationen489 lehnen sie ab. Die Zustimmung wird mit dem finanziellen Risiko begründet, das 
auf der obsiegenden klagenden Partei lastet: Die Tatsache, dass sie das Risiko der Zahlungs-
unfähigkeit der beklagten Partei tragen muss, ist unangemessen und stellt ein erhebliches 
Klagehindernis dar. Die Ablehnung wird mit dem finanziellen Risiko für den Staat und mit dem 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand und den Mehrkosten begründet, welche die neue Lösung 
zur Folge hat. Es wird auch darauf hingewiesen, dass in anderen Staaten keine vergleichbaren 
Bestimmungen bestehen.490 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Staat Probleme mit der Vollstreckung im Ausland haben 
könnte.491 So schlagen einige Teilnehmer vor, eine Ausnahme vorzusehen, wenn die Kosten-
forderung im Ausland geltend gemacht werden muss.492 Vorgeschlagen werden auch Ausnah-
men in vergleichbaren Situationen, wie beispielsweise bei einem unbekannten Wohnsitz oder 
wenn es aus anderen Gründen unwahrscheinlich ist, den Betrag zu erhalten.493 Erwähnt wird 
ausserdem das Problem der Kosten für die Geltendmachung geringer Beträge, insbesondere 
der Kosten des Schlichtungsverfahrens.494 

Es muss auch eine Ausnahme im vereinfachten Verfahren, im summarischen Verfahren und 
im Rechtsmittelverfahren vorgesehen werden495, im gleichen Umfang wie für den Kostenvor-
schuss: Aufgrund des tiefen Kostenniveaus in vereinfachten und summarischen Verfahren ist 
das Risiko für die klagende Partei tragbar. Eine solche Ausnahme wird auch für das Schlich-
tungsverfahren496 sowie für Prozesse vor einem Handelsgericht und für Rechtsöffnungsver-
fahren497 verlangt.  

Der Staat sollte den von der klagenden Partei geleisteten Vorschuss einbehalten können, 
wenn sie Kosten im Zusammenhang mit anderen Verfahren schuldet.498 

In Absatz 1 wird die Formulierung « … mit den geleisteten Vorschüssen der kostenpflichtigen 
Partei verrechnet.» für den ersten Satz der Bestimmung vorgeschlagen.499 Im dritten Satz 

                                                
482  Advokaten ZG, Friedensrichter ZH, JBVD, SGAV, SVFV 
483  WalderWyss 
484  WalderWyss 
485  AG, AR, SH, SO 
486  GPS, SP 
487  Advokaten ZG, bauenschweiz, Bisegger, HEV, JBVD, Kinderanwaltschaft, KMU-Forum, Konsumentenschutz, Nivalion, O-

Ger SH, SAV, SBS, SGAV, SGB, SLAW, Suisseculture, UNIBE, VKMB, VSEI, Zürcher 
488  BL, BS, FR, GE, LU, NW, OW, SZ, TI, UR, VD, VS, ZG, ZH 
489  CP, HGer AG, SVRH, UNIL 
490  BS 
491  BS, TI 
492  ZH; SVRH, Zürcher 
493  ZH 
494  SVFV, SVRH 
495  GL 
496  Friedensrichter ZH, SVFV 
497  ZH 
498  TI 
499  UBS 
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sollte in der deutschen Fassung der Begriff «kostenpflichtige Partei» (statt «Person») verwen-
det werden.500 

5.22 Art. 115a 
Eine politische Partei501 und 14 Organisationen502 befürworten diese Bestimmung. Mehrere 
Teilnehmer verlangen, dass für die Kostenbefreiung ein höherer Streitwert festgelegt wird503, 
wobei sie darauf hinweisen, dass die Verfahrenskosten für Organisationen mit geringen finan-
ziellen Mitteln entscheidend sind. So wird vorgeschlagen, die Grenze bei einer, zwei oder fünf 
Millionen Franken festzulegen oder gar keine Grenze vorzusehen.504 

Elf Kantone505 und 16 Organisationen506 lehnen diese Bestimmung ab. Es ist nicht gerechtfer-
tigt, diese Organisationen gegenüber Einzelpersonen zu bevorzugen: Sie können die betref-
fenden Kosten selbst finanzieren und hätten auf jeden Fall Anspruch auf unentgeltliche 
Rechtspflege. Die Kosten können unter den Angehörigen der Gruppe aufgeteilt werden. Der 
Streitwert ist nicht zwangsläufig hoch und entspricht nicht automatisch der Summe der einzel-
nen Ansprüche. Ausserdem kann dies auch zu Missbräuchen führen. Im Übrigen sind es die 
Gemeinwesen, welche die finanzielle Belastung tragen, die sich aus einer solchen Befreiung 
ergibt. Ein Teilnehmer schlägt vor, das Schlichtungsverfahren angesichts des verlangten 
Höchstbetrags der Gebühren von der Befreiung auszunehmen.507 

Dass eine Verbandsklage besser geeignet sein muss als eine individuelle Klage, ist im Zu-
sammenhang mit den allgemeinen Voraussetzungen der Klage eine eher unklare, schwer an-
wendbare und problematische Voraussetzung.508 

5.23 Art. 118 Abs. 2 
Drei Kantone509 und acht Organisationen510 begrüssen diese Änderung. Die Ausweitung ge-
genüber der Rechtsprechung des Bundesgerichts wird befürwortet. Es handelt sich um ein 
Verfahren, das entscheidend sein kann, um einen Prozess zu führen oder zu vermeiden. Die 
Partei sollte nicht wegen fehlender Mittel darauf verzichten müssen. Die Regelung könnte für 
alle Hilfsverfahren zur Unterstützung oder Beschleunigung des Rechtsschutzes zur Anwen-
dung kommen.511 

Einzelne Teilnehmer512 verlangen Einschränkungen oder Abschwächungen. Es geht darum, 
einen Missbrauch dieses Verfahrens oder seine Verwendung als «Versuchsballon» zu Lasten 
der Allgemeinheit zu verhindern. Andere Teilnehmer würden einer Änderung zustimmen, die 
mit der Rechtsprechung des Bundesgerichts übereinstimmt.513 

Fünf Kantone514 und zwei Organisationen515 lehnen diese Änderung ab. Die vorsorgliche Be-
weisführung, in vielen Fällen ein Gutachten, wird auf Kosten des Steuerzahlers vorgenommen, 
ohne dass die Möglichkeit besteht, einen Teil oder den gesamten Betrag von der beklagten 

                                                
500  WalderWyss 
501  SP 
502  ACSI, DVSP, EKK, FRC, JBVD, Konsumentenschutz, Meier, Peter, SBS, SGB, SGHVR, SLAW, SPO, TCS  
503  SP; ACSI, DVSP, EKK, FRC, Konsumentenschutz, Meier, SBS, SGB, SLAW, SPO, TCS 
504  SP; ACSI, DVSP, EKK, FRC, Konsumentenschutz, Meier, SBS, SGB, SPO, TCS 
505  AG, BE, BL, BS, LU, NE, OW, SZ, UR, VD, ZH 
506  bauenschweiz, BezGer Kulm, HEV, KFS, OGer SH, SAV, SBV, SGAV, SGV, SLV, SVC, SVR, UNIL, VSEI, VSI, Walder-

Wyss 
507  Friedensrichter ZH 
508  BS, LU, SZ, VD, ZH; OGer SH, Peter, SLAW, SVR 
509  AR, SG, TI 
510  Bisegger, JBVD, Kinderanwaltschaft, Meier, SAV, SGAV, SGHVR, SPO 
511  Meier 
512  BL, GE 
513  BE; glp 
514  LU, OW, UR, VS, ZH 
515  SVV, Swico 
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Partei zurückzuerhalten, weil es sich nicht um einen Prozess handelt. Eine Ablehnung ist nicht 
möglich, auch wenn der Fall keine Erfolgsaussichten hat. Die Rechtsprechung des Bundesge-
richts setzt gerechtfertigte Grenzen. 

5.24 Art. 125 Bst. b 
Zwei Organisationen516 stimmen dieser Änderung zu. Im Einklang mit den Ausführungen im 
erläuternden Bericht verlangt ein Teilnehmer517 einen eingeschränkten Geltungsbereich für 
Fälle der kollektiven Rechtsdurchsetzung mittels Klagenhäufung bei Massenschäden. 

Vier Kantone518, eine politische Partei519 und vier Organisationen520 sind gegen diese Ände-
rung. Es muss dem freien Ermessen des Gerichts überlassen werden, ob die Klagen zu tren-
nen sind. Im Übrigen wird eine Trennung nur vorgenommen, wenn dies den Prozess verein-
facht. Die hinzugefügte Voraussetzung ist daher unnötig. Eine Trennung, die auf die Durch-
führung eines einzigen Verfahrens abzielt, das als Muster für die anderen Klagen dient, sollte 
in allen Fällen möglich sein. 

5.25 Art. 127 Abs. 1 
Eine Organisation521 befürwortet den Vorschlag. In der Botschaft sollte ausgeführt werden, ob 
und wie der eine Überweisung ablehnende Entscheid eines Gerichts angefochten werden 
kann.522 

Fünf Kantone523 und fünf Organisationen524 begrüssen die mit dem Vorschlag verbundene Ab-
sicht oder lehnen die Änderung nicht ausdrücklich ab, äussern aber Vorbehalte gegen den 
Vorschlag, da dieser Komplikationen und Unsicherheit zur Folge haben kann, die das Verfah-
ren in die Länge ziehen könnten. Das zuständige Gericht sollte im Gesetz oder von einer zu 
diesem Zweck benannten Stelle festgelegt werden. Nach welchem Verfahren findet der Mei-
nungsaustausch statt? Was sind sachliche Gründe? Wer entscheidet im Streitfall? Muss sich 
das Gericht aktiv nach rechtshängigen Verfahren bei anderen Gerichten erkundigen? Ein Teil-
nehmer525 schlägt vor, die Überweisung auf Fälle des kollektiven Rechtsschutzes zu beschrän-
ken. Für andere Fälle soll es bei der geltenden Regelung bleiben. Ein anderer Teilnehmer regt 
an, darüber nachzudenken, ob es wirklich Sinn macht, dass Überweisungen auch über 
Sprachgrenzen hinweg möglich sind.526 

Sechs Kantone527 und vier Organisationen528 sind gegen den Vorschlag. Sie weisen ebenfalls 
auf Anwendungsschwierigkeiten und Unsicherheiten hin. Eine Überweisung gegen den Willen 
des empfangenden Gerichts oder eine Überweisung an ein später angerufenes Gericht wird 
abgelehnt529, oder es wird auf die Probleme hingewiesen: Wie wird das Gericht bestimmt, an 
das die Überweisung erfolgen soll? Kann eine Ablehnung aus sachlichen Gründen angefoch-
ten werden? 

                                                
516  SGAV, SGHVR 
517  SZ 
518  BE, BL, BS, ZH 
519  glp 
520  CP, SVR, UNIBE, WalderWyss 
521  SGHVR 
522  SGHVR 
523  BE, BL, LU, SH, VD 
524  BezGer Kulm, Bisegger, OGer SH, SGAV, SLAW 
525  OGer SH 
526  Bisegger 
527  BS, OW, SG, UR, ZG, ZH 
528  CP, SVR, UNIL, WalderWyss 
529  WalderWyss 
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Nach Ansicht eines Teilnehmers obliegt die Pflicht zur sachlichen Begründung dem überwei-
senden Gericht und nicht dem die Überweisung ablehnenden Gericht.530 Nach Auffassung 
eines anderen Teilnehmers muss das Gericht, an das die Überweisung erfolgen soll, seine 
Zustimmung erteilen.531 In jedem Fall ist die Zustimmung des Erstklägers vorzusehen. Eine 
Koordination mit Artikel 28 des Lugano-Übereinkommens wird gewünscht.532 

5.26 Art. 143 Abs. 1bis 

Fünf Kantone533 und neun Organisationen534 befürworten diese Bestimmung. Ein Kanton weist 
darauf hin, dass die Regelung seinem geltenden Recht entspricht und eine Harmonisierung 
mit der Strafprozessordnung ermöglicht.535 

Sechs Kantone536, eine politische Partei537 und zwei Organisationen538 lehnen die Bestimmung 
ab. Artikel 63 ZPO wird als ausreichend erachtet, und die neue Bestimmung führt zu Unsicher-
heit. Was ist beispielsweise unter «irrtümlich» zu verstehen? Es ist nicht Aufgabe des Gerichts, 
für die Partei das zuständige Gericht zu ermitteln: Diese Regelung ist dem Zivilprozess fremd. 
Sie fördert ein unüberlegtes Vorgehen, und die Gerichte müssen den dadurch verursachten 
Zusatzaufwand übernehmen. 

Ein Teilnehmer verlangt, dass Eingaben auch als rechtzeitig zugestellt gelten, wenn sie bei 
einer anderen unzuständigen Behörde (z. B. bei einer KESB) und nicht bei einem Gericht ein-
gereicht werden.539 Ein anderer Teilnehmer regt an, den Begriff «irrtümlich» zu streichen, weil 
es schwierig ist, einen solchen Irrtum nachzuweisen.540 Weitere Teilnehmer möchten Fälle 
einbeziehen, bei denen die Nichtzuständigkeit des Gerichts nicht offensichtlich ist.541 

Mehrere Teilnehmer542 hinterfragen das Verhältnis zwischen Artikel 60a respektive dem gel-
tenden Artikel 63 ZPO und weisen auf Widersprüche hin. Bedarf es für die Prozessüberwei-
sung eines Antrags oder erfolgt diese von Amtes wegen? Das angerufene Gericht muss das 
zuständige Gericht bestimmen, was mit zusätzlichem Aufwand und Schwierigkeiten verbun-
den ist, während die klagende Partei diese Wahl nach Artikel 60a und Artikel 63 ZPO treffen 
muss.543 

Einige Teilnehmer544 schlagen vor, dass es sich bei der Bestimmung zumindest um eine Kann-
Vorschrift handelt und dass sie auf die Überweisung an Zivilgerichte beschränkt wird. Andere 
Teilnehmer545 verlangen, sich auf Gerichte innerhalb der Schweiz oder im gleichen Kanton zu 
beschränken sowie festzulegen, ob die Überweisung vom Gericht, an das sie erfolgen soll, 
bestritten oder angefochten werden kann und wie Konflikte zu lösen sind. Da es für das ange-
rufene Gericht schwierig ist, das zuständige Gericht zu bestimmen, sollte es sich darauf be-
schränken, seine Nichtzuständigkeit festzustellen oder die Sache an das von der klagenden 
Partei bezeichnete Gericht zu überweisen, wie in Artikel 60a546, oder die Sache selbst an das 

                                                
530  OGer SH 
531  UNIL 
532  SGAV 
533  FR, LU, SG,SZ, TG 
534  Bisegger, OGer SH, SGAV, SGHVR, SLAW, SMV, SPO, SVFV, WalderWyss 
535  SZ 
536  BE, BS, OW, SH, SO, UR 
537  glp 
538  CP, SVR 
539  SGAV 
540  SLAW 
541  Bisegger, SGHVR, WalderWyss 
542  AG, BS, GE, OW, SG; BezGer Kulm, HGer AG, SVR 
543  GE 
544  BE, SG; glp; SVRH 
545  BS; OGer SH 
546  FR, LU 
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zuständige Gericht zu überweisen, wenn diese Zuständigkeit offensichtlich oder eindeutig er-
kennbar ist.547 Geregelt werden sollten im Weiteren die Einhaltung von Fristen und der Erhalt 
der Rechtshängigkeit.548 Ein Teilnehmer schlägt vor, das Wort «unverzüglich» zu streichen, 
da es in der Regel notwendig sein wird, bei der klagenden Partei nachzufragen, ob tatsächlich 
ein Irrtum vorliegt.549 

Die Schlichtungsbehörde sollte im Gesetzestext ausdrücklich erwähnt werden.550 

5.27 Art. 149 
Ein Kanton551 und vier Organisationen552 stimmen der vorgeschlagenen Änderung zu. 

Eine Organisation553 lehnt die Änderung ab. 

Der Begriff «endgültig» könnte gestrichen werden, da es nicht gerechtfertigt ist, den Entscheid 
über die Wiederherstellung der Frist dem ordentlichen Rechtsmittelsystem zu entziehen.554 

Der Begriff «Gericht» könnte ersetzt werden, um klarzustellen, dass nicht das Gericht in seiner 
Vollbesetzung entscheiden muss.555 Die Formulierung könnte verbessert werden, indem prä-
zisiert wird, dass «im letzteren Fall die Berufungs- und Beschwerdemöglichkeiten beste-
hen».556 

5.28 Art. 160a 
Zu dieser Bestimmung wurden allgemeine Bemerkungen angebracht, die oben in Ziffer 4.4 
dargelegt sind. Die Stellungnahmen, die in den Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln ge-
äussert wurden, sind im Folgenden zusammengefasst. 

Drei Kantone557, vier politische Parteien558 und zehn Organisationen559 befürworten diese Be-
stimmung. Die gegenwärtig unklare Rechtslage hinsichtlich der Frage, ob Unternehmungsju-
ristinnen und -juristen den Rechtsanwälten von Artikel 321 StGB erfasst werden, muss vom 
Gesetzgeber gelöst werden.560 Die vorgebrachten Argumente sind mit den Argumenten im 
allgemeinen Teil vergleichbar (siehe Ziff. 4.4), insbesondere die Nachteile für Schweizer Un-
ternehmen in Verfahren im Ausland und der Schutz der Tätigkeit des unternehmensinternen 
Rechtsdienstes, der in der Lage sein muss, die Vertraulichkeit gegenüber den Mitarbeitenden 
zu gewährleisten und sich in den von ihnen verfassten Dokumenten frei zu äussern. Es ist 
auch zu vermeiden, dass Unternehmen gezwungen sind, einen Anwalt einzuschalten, um die 
Vertraulichkeit zu gewährleisten. Einige Teilnehmer561 schlagen vor, ähnliche Regelungen in 
anderen Verfahrensgesetzen zu erlassen, wie beispielsweise im Verwaltungsverfahrensge-
setz und in der Strafprozessordnung. 

                                                
547  TG; OGer SH 
548  OGer SH 
549  SG 
550  SG 
551  SG 
552  JBVD, SGAV, SVRH, UNIL 
553  BezGer Kulm 
554  UNIL 
555  SG 
556  JBVD 
557  BL, BS, ZH 
558  CVP, FDP, glp, SVP 
559  ACC, bauenschweiz, Expertsuisse, Interpharma, SBV, SGAV, SVR, UBS, USPI, WalderWyss 
560  Expertsuisse 
561  Expertsuisse, UBS, WalderWyss 
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Sieben Kantone562 und sieben Organisationen563 lehnen diese Bestimmung ab. Die Unterneh-
men müssen wie die anderen Rechtssubjekte behandelt werden. Die unterschiedlichen Best-
immungen im Ausland und die Auswirkungen auf die Schweizer Unternehmen sind kein aus-
reichendes Argument, um die ZPO zu ändern. Die Frage könnte höchstens auf der Ebene der 
internationalen Rechtshilfe gelöst werden. Es ist widersprüchlich, das Unternehmen als Partei 
der Mitwirkungspflicht zu unterstellen und gleichzeitig eine Ausnahme für seinen Rechtsdienst 
vorzusehen. Überdies ist die Situation nicht mit der Situation eines Anwalts vergleichbar, der 
in einem Vertrauensverhältnis zu seinen Mandanten steht und nicht Partei ist, weil er von die-
sen unabhängig ist. Ausserdem unterliegt er den Standesregeln und einer Aufsicht. Im Ge-
gensatz dazu ist der Unternehmungsjurist in einem Unterordnungsverhältnis zu einer Partei 
und unterliegt ihren Anweisungen. Im Weiteren könnte sein Mitwirkungsverweigerungsrecht 
bei einer Organhaftungsklage dazu führen, dass die Gegenpartei keine Beweise vorbringen 
kann, denn in einem solchen Fall die vom Rechtsdienst erstellten Protokolle oder die von ihm 
erteilten Weisungen die einzigen verfügbaren Beweise. Schliesslich könnte die Regelung je 
nach der internen Organisation des Unternehmens zu Ungleichbehandlungen führen. 

Einige Teilnehmer564 schlagen vor, Buchstabe b zu streichen, oder sie kritisieren die Regelung, 
weil die Voraussetzung der berufsspezifischen Tätigkeit des Anwalts gemäss Buchstabe a 
ausreichend ist und Anforderungen an die Qualität des Rechtsdienstes für dessen Mitwir-
kungspflicht nicht zielführend sind. 

Ein Teilnehmer565 schlägt vor, juristisch ausgebildete Personen der Schadensdienste von 
Rechtsschutzversicherungen einzubeziehen. Diese Juristinnen und Juristen stehen ebenfalls 
in Kontakt mit den Kundinnen und Kunden und haben eine ähnliche Beziehung zu diesen 
Personen wie eine Anwältin oder ein Anwalt. 

In der französischen Fassung sollte statt des Begriffs «spécifique» der Begriff «typique» ver-
wendet werden.566 Die Begriffe «Parteien» und «Dritte» sollten in der Botschaft inhaltlich um-
schrieben werden.567 

5.29 Art. 177 
Zwei Kantone568 und elf Organisationen569 befürworten diese Bestimmung. Privatgutachten 
spielen in der Praxis eine wichtige Rolle, insbesondere bei handels- und baurechtlichen Strei-
tigkeiten. Diese Änderung ermöglicht es dem Gericht, Privatgutachten beweisrechtlich frei zu 
würdigen, statt sie nicht als Beweismittel berücksichtigen zu können. 

Fünf Kantone570, eine politische Partei571 und sechs Organisationen572 lehnen diese Bestim-
mung ab. Die Beurteilung der Beweiskraft von Privatgutachten ist mit zahlreichen Problemen 
verbunden, insbesondere weil der Sachverständige im Auftrag einer Partei tätig ist. Dies 
schafft grosse Rechtsunsicherheit und ist für das Gericht unter Umständen mit erheblichem 
Aufwand verbunden, wobei dem betreffenden Beweismittel letztlich gar kein Beweiswert zu-
kommen kann. Die Ausgangslage ist klarer, wenn Privatgutachten von vornherein nicht als 
Urkunden gelten. Sie haben einen Wert als sehr fundierte Parteiaussage, unterliegen der Be-
urteilung durch das Gericht und können ein Gerichtsgutachten entkräften. Da Privatgutachten 

                                                
562  AR, GE, LU, NE, SO, VD, VS 
563  DJS, JBVD, Meier, OGer SH, SGHVR, SLAW, UNIL 
564  BL, BS; SVR 
565  SVV 
566  WalderWyss 
567  BS 
568  AG, SG 
569  AG ZICC, Bisegger, HEV, Kinderanwaltschaft, SAV, SGAV, SGV, SLAW, UBS, UNIBAS, WalderWyss 
570  BL, SZ, TG, VS, ZH 
571  glp 
572  BezGer Kulm, CP, Meier, SMV, UNIBE, Zürcher 
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ausserdem kostspielig sind, schafft die Regelung je nach den finanziellen Möglichkeiten der 
Partei Ungleichheit und verstärkt das Ungleichgewicht im Rahmen von Streitigkeiten, bei de-
nen sich eine der Parteien in einer schwachen Position befindet (Vermieter und Mieter, Er-
werbsausfallversicherung und Versicherter). Die Beweiskraft eines Gutachtens kann nur durch 
eine Beurteilung seines Inhalts ermittelt werden, was für ein Gericht ohne besondere Fach-
kenntnisse sehr schwierig ist. Die andere Partei hat daher keine andere Wahl, als ihrerseits 
ein Privatgutachten vorzulegen. Doch wenn jede Partei ein Privatgutachten erstellen lässt, be-
steht die Gefahr, dass sich der Prozess zu einer Schlacht zwischen privaten Sachverständigen 
entwickelt. 

Es werden restriktivere Alternativen vorgeschlagen. Ein Teilnehmer573 regt an, das Privatgut-
achten nur im Einzelfall als Beweismittel (und nicht als Urkunde) zuzulassen, wenn sonst der 
Beweis nicht erbracht werden kann oder zur Entkräftung von Gerichtsgutachten. Andere Teil-
nehmer574 schlagen vor, das Privatgutachten nur als Beweismittel zuzulassen, wenn die Par-
teien ihre Einwilligung geben oder wenn es von beiden Parteien gemeinsam in Auftrag gege-
ben wurde: Unter diesen Voraussetzungen befindet sich der Sachverständige in einer neutra-
leren Position. 

Ein Teilnehmer575 schlägt eine andere systematische Einbettung (z. B. Art. 189bis) vor. In der 
Botschaft sollte näher ausgeführt werden, dass das Gericht die Möglichkeit hat, den Privatgut-
achter als Zeugen zu befragen.576 

5.30 Art. 198 Abs. 1 Bst. f und i sowie Abs. 2 
Ein Kanton577 und vier Organisationen578 begrüssen den Verweis auf Artikel 7 in Absatz 1 
Buchstabe f. 

Fünf Kantone579, eine politische Partei580 und 17 Organisationen581 befürworten die vorge-
schlagene Änderung in Absatz 1 Buchstabe f und in Absatz 2 bezüglich Streitigkeiten nach 
den Artikeln 5 und 6 ZPO. Diese Massnahme entlastet die Gerichte und entspricht einem prak-
tischen Bedürfnis. Sie beseitigt auch ungeklärte Fragen bezüglich der sachlichen Zuständig-
keit des Friedensrichters.582 Bei komplexen Immaterialgüterrechtsfällen wird es für die Schlich-
tungsbehörde allerdings häufig schwierig sein, auf der blossen Basis eines Schlichtungsge-
suchs die Erfolgsaussichten der Klage abzuschätzen und den Parteien einen fundierten Ver-
gleichsvorschlag zu unterbreiten. Sollten aufgrund der einfacheren Prozesseinleitung mehr 
Fälle anhängig gemacht werden, wird der Aufwand für die Schlichtungsbehörden zuneh-
men.583 Im Entwurf könnte die Regelung auch für Fälle vorbehalten werden, für die sie geeig-
net und beabsichtigt ist, namentlich für die Geltendmachung von urheberrechtlichen Ansprü-
chen, während sie für andere Fälle ausgeschlossen würde, wie beispielsweise für Streitigkei-
ten im summarischen Verfahren oder für die Einsetzung eines Sonderprüfers.584 

Einzelne Teilnehmer schlagen vor, für die Problematik der Verjährungsunterbrechung in Arti-
kel 135 OR zu regeln, entweder weil sie den Vorschlag im Vorentwurf ablehnen585 oder weil 

                                                
573  Meier 
574  SG, SZ; SVV 
575  SG 
576  WalderWyss 
577  LU 
578  SGAV, SGHVR, SVFV, SVR 
579  AG, BS, LU, SG, ZH 
580  glp 
581  AG ZICC, Bergamin, Bisegger, Friedensrichter ZH, HGer AG, Lenz&Staehelin, OGer SH, SAV, SGAV, Suisseculture, 

SVFV, SVR, SVRH, TCS, UBS, UNIBAS, UNIL 
582  Friedensrichter ZH 
583  BS 
584  OGer SH 
585  OGer SH 
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sie eine Ergänzung zur vorgeschlagenen Änderung anbringen586, um den Gläubiger nicht zu 
zwingen, eine «Pseudoklage» zu erheben. 

Einige Teilnehmer schlagen vor, in Absatz 2 auch Artikel 7587 oder Artikel 8588 ZPO zu erwäh-
nen. 

Zwei Kantone589 und eine Organisation590 sind gegen die Änderung von Absatz 1 Buchstabe f 
und von Absatz 2. Ein Teilnehmer591 lehnt die Änderung ausschliesslich im Zusammenhang 
mit Artikel 5 ab. Für die Schlichtungsbehörde wird es schwierig sein, in Fällen zu schlichten 
oder zu entscheiden, wenn sie mit der Materie nicht gut vertraut ist. Es wäre besser, eine 
Schlichtung vor der einzigen Instanz selbst vorzusehen.592 Es ist auch nicht gerechtfertigt, eine 
Schlichtung ausschliesslich mit dem Zweck vorzusehen, dem Gläubiger die Möglichkeit zur 
Verjährungsunterbrechung zu geben.593 

Ein Teilnehmer594 verlangt, dass verdeutlicht wird, ob das Wahlrecht nur einmal oder mehr-
mals zur Verfügung steht und ob die Regelung auch im internationalen Verhältnis wirkt. 

Absatz 2 sollte in Artikel 199 untergebracht werden595 und kann einfacher formuliert werden596. 

5.31 Art. 206 Abs. 4 
Zehn Kantone597 und zehn Organisationen598 befürworten diesen Vorschlag. Er verstärkt die 
Erscheinungspflicht, und derartige Fälle sind zahlreich, insbesondere wenn die Schlichtung 
kostenlos ist. Der Umstand, dass für die Auferlegung einer Ordnungsbusse keine zusätzlichen 
Voraussetzungen mehr verlangt werden, wird begrüsst. Ein Teilnehmer schlägt vor, das Ma-
ximum der Ordnungsbusse auf 2'000 Franken festzusetzen.599 

Eine politische Partei600 und sechs Organisationen601 lehnen den Vorschlag ab. Er ist unnötig 
und das geltende Recht (vgl. Art. 128 und Art. 206 ZPO) ist ausreichend. Säumnis bei einer 
Verhandlung kommt nicht häufig vor und erfordert keine neue Regelung. Die Regelung sollte 
sich zumindest auf Fälle von Missbrauch beschränken.602 

Ein Teilnehmer603 erachtet die Bestimmung als unzureichend, wenn die beklagte Partei von 
vornherein ankündigt, dass sie nicht erscheinen wird: In einem solchen Fall sollte die Behörde 
auf die Durchführung einer Verhandlung verzichten können. Nach Ansicht eines anderen Teil-
nehmers604 ist die Busse das falsche Instrument: Die säumige Partei sollte der anderen Partei 
die unnötigen Kosten ersetzen müssen. Gegebenenfalls kann dies auch anhand einer pau-
schalierten Entschädigung erfolgen. 

                                                
586  SG, ZH; SVRH 
587  Bisegger, JBVD 
588  AG ZICC 
589  GE, OW 
590  SGHVR 
591  BL 
592  GE 
593  SGHVR 
594  UBS 
595  Bergamin; SKG 
596  Bergamin 
597  BS, GE, LU, NE, SG, SH, SO, SZ, TI, ZH 
598  Friedensrichter ZH, HEV, OGer SH, SGAV, SGHVR, SVFV, SVV, UBS, UNIBAS, UNIL 
599  SZ 
600  glp 
601  CP, JBVD, MV Zürich, SAV, SMV, WalderWyss 
602  JBVD 
603  NE 
604  WalderWyss 
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Es sollte genauer ausgeführt werden, dass nur das unentschuldigte Fernbleiben von der 
Schlichtungsverhandlung eine Ordnungsbusse zur Folge hat605, um beispielsweise der Situa-
tion einer beklagten Partei Rechnung zu tragen, die mit einer querulatorischen konfrontiert ist. 
Die Beschwerdemöglichkeit gegen eine solche Busse muss geregelt werden606, und im kos-
tenlosen Schlichtungsverfahren muss wegen Artikel 113 ZPO auch das Beschwerdeverfahren 
kostenfrei sein607. Ein erfolgreiches Ergebnis der Schlichtung könnte dadurch gefördert wer-
den, dass der Behörde die Möglichkeit eingeräumt wird, die Parteien nochmals vorzuladen.608 

Was die Systematik anbelangt, ist zu prüfen, ob diese Regelung nicht besser in Artikel 128 
ZPO oder Artikel 204 ZPO einzugliedern wäre.609 Im Gesetzestext sollte wie im erläuternden 
Bericht verdeutlicht werden, dass die Partei bestraft wird, wenn sie nicht persönlich erscheint 
und sich nicht vertreten lässt, sofern sie die Möglichkeit dazu hat.610 In den Gesetzestext sollte 
auch die Voraussetzung der vorgängigen Androhung aufgenommen werden.611 

5.32 Art. 209 Abs. 4 
Ein Kanton612 und drei Organisationen613 befürworten diese Änderung ausdrücklich. 

Nach Ansicht von zwei Teilnehmern ist die vorgesehene Änderung dahingehend zu präzisie-
ren, dass sich der Vorbehalt nur auf Fristen prozessualer und nicht materieller Natur beziehen 
soll.614 

5.33 Art. 210 Abs. 1 und Bst. c 
Zwölf Kantone615, eine politische Partei616 und neun Organisationen617 stimmen diesem Vor-
schlag zu. Hervorgehoben wird die Möglichkeit, die Prozesse einfach und wirksam zu been-
den, insbesondere in bestimmten Bereichen wie beispielsweise im Arbeitsrecht. Einige Teil-
nehmer618 schlagen einen höheren Betrag vor, und ein anderer Teilnehmer619 hält es für sinn-
voll, bei urheberrechtlichen Streitigkeiten keine Obergrenze vorzusehen. Ein Teilnehmer620 
weist jedoch darauf hin, dass es für eine nicht anwaltlich vertretene Partei schwierig ist, die 
Angemessenheit des Entscheidvorschlags abzuschätzen, was mit der vorgeschlagenen Än-
derung bedeutendere finanzielle Folgen hat. Es wird aber auch die Meinung geäussert, dass 
die Erhöhung vertretbar ist, weil eine Partei den Entscheidvorschlag ohne Angabe von Grün-
den ablehnen kann. Im Rahmen solcher Streitwerte nimmt die Komplexität im Allgemeinen 
auch nicht zu. Eine einheitliche Lösung auf Bundesebene wird gegenüber der Möglichkeit ei-
ner Kompetenzdelegation an die Kantone bevorzugt.621 

Einige Teilnehmer622 stimmen der Änderung mit Vorbehalten zu. In mehreren Kantonen sind 
die Friedensrichter, die als Schlichtungsbehörde fungieren, Laien. Da das Schlichtungsverfah-
ren nicht geregelt ist, werden die Verfahrensgrundsätze oft nicht eingehalten. 

                                                
605  SVV, UBS 
606  LU; MV Zürich, SMV 
607  MV Zürich, SMV 
608  GE 
609  LU 
610  SGHVR 
611  UNIBAS 
612  SG 
613  SGAV, UNIBAS, UNIL 
614  SGAV, UNIBAS 
615  AG, AR, BL, BS, FR, GE, LU, OW, SG, SH, SZ, VS 
616  glp 
617  ACSI, FRC, Friedensrichter ZH, Meier, OGer SH, SBS, SMV, SVFV, WalderWyss 
618  SBS, WalderWyss 
619  Suisseculture 
620  Meier 
621  SVFV 
622  BS; SVR 
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Zwei Kantone623 und eine Organisation624 lehnen den Vorschlag ab. Das Schlichtungsverfah-
ren ist nicht geeignet, um über Streitigkeiten von grösserer finanzieller Tragweite zu entschei-
den, insbesondere angesichts der Beweislage. Zudem besteht auch kein praktisches Bedürf-
nis, da von der Möglichkeit des Entscheidvorschlags selten Gebrauch gemacht wird, insbe-
sondere im Mietrecht. Gewisse Teilnehmer625 sind auch der Ansicht, dass eine Verdoppelung 
des Höchstbetrags nichts bringt: Entweder wird der Status quo beibehalten oder die Ober-
grenze wird vollständig aufgehoben. 

5.34 Art. 224 Abs. 1 und 2bis  
Fünf Kantone626, eine politische Partei627 und sechs Organisationen628 begrüssen die in Ab-
satz 1 vorgeschlagene Ausdehnung der Widerklage. Konnexe Ansprüche müssen widerkla-
geweise geltend gemacht werden können, unabhängig davon, ob das ordentliche oder das 
vereinfachte Verfahren zur Anwendung gelangt. Dies dient der Verfahrensökonomie. Ein Teil-
nehmer629 stimmt dieser Ausdehnung nur zu, wenn die Verfahrensart ausschliesslich vom 
Streitwert abhängt. 

Vier Kantone630 und vier Organisationen631 lehnen den Grundsatz der Ausdehnung der Wider-
klage in der vorgeschlagenen Form ab. Unter anderem wird kritisiert, dass die neue Bestim-
mung die Rechtsprechung des Bundesgerichts bestätigt, wonach bei einer Teilklage eine ne-
gative Feststellungswiderklage über den gesamten Anspruch zulässig ist632: Es sollte nicht 
möglich sein, eine Teilklage einzig aufgrund des Streitwerts durch eine Widerklage vom ver-
einfachten Verfahren auszunehmen. Ein Teilnehmer633 schlägt vor, die Widerklage nur zuzu-
lassen, wenn die Hauptklage dem ordentlichen Verfahren unterliegt oder wenn die ursprüng-
lich klagende Partei die Widerklage akzeptiert: Die Widerklage unterliegt dann dem für die 
Hauptklage anwendbaren Verfahren. 

Die Voraussetzung des sachlichen Zusammenhangs wird für sich allein genommen von einer 
Organisation634 befürwortet. Zwei Kantone635 und fünf Organisationen636 lehnen sie ab. Wenn 
der sachliche Zusammenhang zu einer allgemeinen Voraussetzung der Widerklage wird, ist 
er als Voraussetzung für den Gerichtsstand (vgl. Art. 14 Abs. 1 ZPO) nicht mehr erforderlich.637 

Einzelne Teilnehmer638 verlangen, dass das anwendbare Verfahren geregelt wird, insbeson-
dere da das Bundesgericht entschieden hat, dass Artikel 94 Absatz 1 ZPO nicht so ausgelegt 
werden kann, dass jenes Verfahren zur Anwendung gelangt, das für den Anspruch mit dem 
höchsten Streitwert anwendbar ist. 

Nach Ansicht mehrerer Teilnehmer639 muss Absatz 1 besser formuliert werden. 

                                                
623  SO, TG 
624  HEV 
625  SGHVR, SPO 
626  AG, BE, BL, LU, SH 
627  glp 
628  Bisegger, HGer AG, JBVD, SAV, SVRH, UNIL 
629  SGAV 
630  BS, OW, SZ, ZH 
631  HGer AG, OGer SH, SKG, SVR 
632  BS, SZ; SVR, UNIBAS 
633  SKG 
634  OGer SH 
635  SG, ZH 
636  SAV, SGAV, UNIBAS, UNIL, WalderWyss 
637  UNIBE 
638  BE; UNIL 
639  AG, SG, SO; SVRH 
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Eine politische Partei640 und eine Organisation641 befürworten die in Absatz 2bis vorgesehene 
Anwendung von Artikel 247 ZPO. 

Neun Kantone642 und sieben Organisationen643 lehnen die in Absatz 2bis vorgesehene Anwen-
dung von Artikel 247 ZPO ab oder sind zumindest kritisch. Die Kritik richtet sich vor allem 
gegen die Anwendung mehrerer Prozessmaximen in einem einzigen Verfahren, was zahlrei-
che Schwierigkeiten zur Folge hat und grundsätzlich im Widerspruch zur Logik des Zivilpro-
zesses steht. Das Verfahren wird viel komplexer, insbesondere im Bereich der Beweisführung. 
Wie soll beispielsweise mit einer Tatsachenbehauptung umgegangen werden, die sowohl im 
Zusammenhang mit einem Anspruch im vereinfachten Verfahren als auch einem anderen An-
spruch im ordentlichen Verfahren steht? In diesem Zusammenhang wird auch auf Unter-
schiede bei der Kostenlosigkeit oder der Notwendigkeit eines Schlichtungsverfahrens hinge-
wiesen, beispielsweise bei Mietstreitigkeiten. Teilweise wird jedoch eingeräumt, dass in fami-
lienrechtlichen Verfahren teilweise im gleichen Verfahren unterschiedliche Prozessgrundsätze 
angewandt werden. 

Ein Teilnehmer644 schlägt vor, dass für die Verfahrensart das Verfahren massgebend sein soll, 
das für die Hauptklage gilt. 

5.35 Art. 236 Abs. 4 
Fünf Kantone645 und vier Organisationen646 stimmen der vorgeschlagenen Änderung zu. Aus 
Sicht eines Teilnehmers647 sollte jedoch die Rechtsmittelinstanz über einen Aufschub der Voll-
streckung entscheiden, wobei der Aufschub mit einem begründeten Gesuch zu beantragen 
ist. 

Es wird auf die Voraussetzungslosigkeit im Vergleich zu Artikel 315 Absatz 5 ZPO hingewie-
sen, in dem die Aufschiebung der Vollstreckung vorsorglicher Massnahmen voraussetzt, dass 
ein nicht leicht wiedergutzumachender Nachteil droht. Es wird verlangt, dass der Aufschub 
auch von Amtes wegen angeordnet werden kann648, vor allem zugunsten juristischer Laien 
oder in Verfahren im Zusammenhang mit dem Grundbuch. Auch müsste klargestellt werden, 
ob der Aufschub der Vollstreckung als Reaktion auf nach Absatz 3 angeordnete Massnahmen 
erfolgt oder ob er unabhängig davon beantragt werden kann.649 Zudem sollte klargestellt wer-
den, in welchen Fällen ausnahmsweise der Aufschub zu gewähren ist650, und es sollte die 
Möglichkeit vorgesehen werden, von der unterliegenden Partei eine Sicherheitsleistung zu 
verlangen651. Im Rechtstext könnte das Verhältnis zwischen der erstinstanzlichen Behörde und 
der Rechtsmittelbehörde wie im BGG geklärt werden, das die Frage in Bezug auf die Rechts-
mittelinstanz und das Bundesgericht regelt.652 Schliesslich sollte das Verhältnis zu Artikel 239 
Absatz 2bis geklärt werden.653 

Ein Kanton654 und zwei Organisationen655 sprechen sich gegen die vorgeschlagene Änderung 
aus. Die derzeit bestehenden Möglichkeiten sind ausreichend, namentlich mit der Beschwerde 
                                                
640  glp 
641  Bisegger 
642  BE, BL, BS, GE, LU, OW, SH, SZ, ZH 
643  OGer SH, SGAV, SVR, SVRH, UNIBAS, UNIBE, WalderWyss 
644  GE 
645  AG, BS, OW, SG, SH 
646  OGer SH, SGAV, SGHVR, UNIBE 
647  UNIBE 
648  AG, SH; OGer SH 
649  SH; OGer SH 
650  OW; UNIBE 
651  UNIBE 
652  TI; Zürcher 
653  UNIBE 
654  TI 
655  SVR, Zürcher 
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beim Bundesgericht, bei dem ein Gesuch um Gewährung der aufschiebenden Wirkung gestellt 
werden kann.656 Für einen solchen Entscheid muss die Rechtsmittelinstanz zuständig sein, 
während das erstinstanzliche Gericht die Möglichkeit haben muss, eine Frist anzusetzen, in-
nerhalb der die unterliegende Partei leisten muss.657 

Aus systematischer Sicht müsste die Bestimmung im Kapitel über die Rechtsmittel eingefügt 
werden.658 

5.36 Art. 239 Abs. 2 und 2bis 
Abs. 2 

Drei Kantone659 und vier Organisationen660 stimmen der Festlegung einer gesetzlichen Frist 
für die Begründung des Entscheids zu. Dies entspricht einem praktischen Bedürfnis. 

Neun Kantone661 und sechs Organisationen662 lehnen die Änderung ab. Es ist nicht erwiesen, 
dass ein Problem bei den Fristen besteht. Die Regelung erhöht die Arbeitsbelastung des Ge-
richts, vor allem, wenn die Mitarbeitenden Teilzeit angestellt sind. Zudem ist die Bestimmung 
unnötig, da es sich um eine reine Ordnungsfrist handelt, die Gerichte dem Gebot der Verfah-
rensbeschleunigung unterstehen und bereits die Möglichkeit besteht, eine Verzögerung zu rü-
gen. Subsidiär wird eine Frist von sechs Monaten vorgeschlagen.663 Ohne sich gegen die Än-
derung zu stellen, kritisieren einige664 auch den zusätzlichen Personalbedarf und finanziellen 
Aufwand, die sich daraus ergeben. 

Die Frist von vier Monaten ist etwas willkürlich665 und in einigen Fällen vielleicht zu kurz666. 
Umgekehrt werden kürzere Höchstgrenzen von drei Monaten667 oder von zwei Monaten für 
die summarischen Verfahren668 vorgeschlagen. 

Damit die Bestimmung wirksam ist und nicht toter Buchstabe bleibt, ist eine Sanktionierung 
notwendig.669 

Abs. 2bis 

Zwei Kantone670, eine Partei671 und sieben Organisationen672 begrüssen die Bestimmung zur 
Vollstreckbarkeit eines ohne Begründung eröffneten Entscheids oder zum Aufschub der Voll-
streckung. Die Regelung entspricht einem praktischen Bedürfnis und schliesst eine Lücke in 
der ZPO. Es ist auch richtig, die Kompetenz dem erstinstanzlichen Gericht zuzuweisen, denn 
die Rechtsmittelinstanz ist weniger dazu gut in der Lage, da sie den Fall nicht bearbeitet hat 
und dessen Begründung nicht kennt. 

Ein Teilnehmer673 spricht sich gegen die Möglichkeit aus, die Vollstreckung aufzuschieben. 
Ein anderer674 begrüsst zwar das im ersten Satz vorgesehene Prinzip der Vollstreckbarkeit, 

                                                
656  TI; Zürcher 
657  SVR 
658  SH 
659  AR, SG, SO 
660  BezGer Kulm, JBVD, Kinderanwaltschaft, SGHVR 
661  BL, BS, LU, SH, SZ, TG, UR, VD, ZG 
662  OGer SH, SGAV, SVC, UNIBAS, UNIBE, WalderWyss 
663  BL 
664  FR 
665  UNIBE 
666  BS, TG, VD; BezGer Kulm, UNIBE 
667  SGAV, UNIBAS 
668  SO 
669  SGHVR 
670  AG, BS 
671  glp 
672  JBVD, OGer SH, SGAV, SGHVR, UBS, UNIBE, WalderWyss 
673  BezGer Kulm 
674  SG 
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lehnt jedoch das Vollstreckungsverfahren während der Frist für die Begründung ab. Zudem 
wird auf einen Widerspruch zum ersten Satz hingewiesen, in dem der Grundsatz der bedin-
gungslosen Vollstreckbarkeit verankert ist675. Schliesslich sollten Kriterien analog zu jenen bei 
den vorsorglichen Massnahmen gelten676. 

Drei Kantone677 und drei Organisationen678 sprechen sich gegen die Möglichkeit der Vollstre-
ckung von ohne Begründung eröffneten Entscheiden aus. Diese Änderung bringt keinen Mehr-
wert. Zudem lässt sich diese Bestimmung schlecht mit jener in Artikel 315 Absatz 1 ZPO, ge-
mäss welcher die Einreichung der Berufung die Vollstreckung aufschiebt, sowie mit den Arti-
keln 325 und 336 ZPO vereinbaren. Bei der vorgeschlagenen Regelung müsste die unterlie-
gende Partei unter Umständen Eingriffe in ihr Vermögen oder im Fall einer juristischen Person 
gar die Konkurseröffnung hinnehmen und zwar gestützt auf einen nicht begründeten Ent-
scheid, der möglicherweise wieder aufgehoben wird, ohne dass Gewähr für den Ersatz des 
Schadens besteht. Zudem ist der Ablauf des Verfahrens zwischen der Eröffnung des Ent-
scheids und dessen Begründung nicht klar, vor allem bezüglich der zur Verfügung stehenden 
Rechtsmittel. Die vom erstinstanzlichen Gericht angeordnete vorzeitige Vollstreckung ist nicht 
notwendig, wenn der Entscheid bereits vollstreckbar ist, und die Partei wird ihr diesbezügliches 
Interesse schwer nachweisen können.679 Die Bestimmung wird auch kritisiert, weil sie zu Mehr-
arbeit für die Gerichte führt.680 

Ein Teilnehmer681 schlägt vor, in jedem Fall den Aufschub der Vollstreckung von Gesetzes 
wegen sowie die Möglichkeit für die Parteien vorzusehen, die vorzeitige Vollstreckung zu ver-
langen. 

Die Art des Entscheids (Entscheid oder prozessleitende Verfügung), die Pflicht, ihn zu begrün-
den, und die Möglichkeit seiner Anfechtung mit Berufung oder Beschwerde sollten näher be-
stimmt werden.682 

Im Zusammenhang mit berufungsfähigen Entscheiden ist die Situation problematisch, da eine 
Berufung grundsätzlich aufschiebende Wirkung hat.683 Der Gesetzestext sollte so verstanden 
werden und auch klar zum Ausdruck bringen, dass er nicht für Entscheide gilt, gegen die ein 
Rechtsmittel mit Suspensivwirkung zur Verfügung steht684, wie auch aus dem erläuternden 
Bericht hervorgeht685. 

Ausserdem stösst die Bestimmung auf Kritik:686 Der Gesetzestext ist unklar und schlecht for-
muliert, ein Entscheid ist grundsätzlich bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist nicht vollstreckbar 
und im Wortlaut werden die Begriffe «vollstreckbar» und «vorzeitige Vollstreckung» verwendet 
und die Bestimmung steht nicht im Einklang mit Artikel 236 Absatz 4. Das zuständige Gericht 
sollte im Gesetzestext bezeichnet werden: Wenn es sich um das erstinstanzliche Gericht han-
delt, ist dieses in Bezug auf seinen eigenen Entscheid als befangen zu betrachten.687 

                                                
675  SGAV 
676  UBS 
677  OW, TI, ZH 
678  BezGer Kulm, SVC, SVR 
679  TI 
680  FR 
681  BezGer Kulm 
682  BS 
683  SG, ZH; JBVD, UNIBE, UNIL 
684  SGAV, UNIBE 
685  ZH; glp 
686 BS, SG; SVR, UNIBE 
687  UNIBE 
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Schliesslich sollte der Antrag nicht nur während der Frist für die Begründung zulässig sein, 
sondern bis das begründete Urteil effektiv vorliegt688. 

5.37 Art. 241 Abs. 4 
Zwei Kantone689 und vier Organisationen690 begrüssen die vorgeschlagene Änderung. 

Vier Kantone691 und drei Organisationen692 sprechen sich gegen die vorgeschlagene Ände-
rung aus. Es ist nicht gerechtfertigt, von der Rechtsprechung des Bundesgerichts abzuwei-
chen. Eine Verbesserung ist nicht erkennbar und das derzeit verfügbare Rechtsmittel der Re-
vision genügt. Die Frist für die Revision ist länger und so könnten die Formmängel vor der 
gleichen Instanz geltend gemacht werden. Die Unzulänglichkeiten der derzeitigen Situation, 
die mit den beschränkten Revisionsgründen und dem fehlenden Devolutiveffekt zusammen-
hängen, sind nicht entscheidend. Eine neue Rechtsmittelmöglichkeit schiebt das Verfahrens-
ende und die Vollstreckung eines Vergleichs hinaus und das Verhältnis zur Revision ist nicht 
klar. Die Kombination von zwei Rechtsmitteln ist ebenfalls nicht wünschenswert. Ein Teilneh-
mer693 sieht eine viel grössere Notwendigkeit, die Frage in Artikel 242 ZPO zu regeln, und 
würde auch eine Regelung für diese Bestimmung begrüssen. Ein anderer694 schlägt vor, in 
Artikel 328 Absatz 1 Buchstabe c ZPO die in diesem Fall möglichen, vom Bundesgericht an-
erkannten Revisionsgründe, abgesehen von den Willensmängeln, aufzuführen. 

Eine ähnliche Bestimmung wird für das Schlichtungsverfahren (Art. 208 ZPO) oder in Arti-
kel 242 ZPO verlangt.695 

Angesichts des absoluten Novenverbots wird die Angemessenheit der Beschwerde als 
Rechtsmittel in Frage gestellt696. 

In terminologischer Hinsicht steht die Verwendung des Begriffs «Abschreibungsentscheid» im 
Widerspruch zum Titel des 6. Kapitels «Beendigung des Verfahrens ohne Entscheid.»697 Und 
im italienischen Wortlaut sollte für «Beschwerde» der Begriff «reclamo» verwendet werden.698 

5.38 Art. 243 Abs. 3 
Zwei Kantone699 und zwei Organisationen700 stimmen der Änderung grundsätzlich zu. Es wird 
eine Ausnahme vorgeschlagen, indem die Anwendung von Artikel 247 vorgesehen wird, wenn 
der Anspruch aufgrund seiner Natur dem vereinfachten Verfahren untersteht.701 

Zwei Organisationen sind der Ansicht, das vereinfachte Verfahren sei vor dem Handelsgericht 
durchaus möglich.702 

Hinsichtlich der Formulierung und der Systematik schlägt ein Teilnehmer703 vor, die Frage ent-
weder in den Artikeln 5, 6 und 8 oder in Artikel 243 zu regeln, aber nicht an beiden Orten 

                                                
688  WalderWyss 
689  AG, BS 
690  BezGer Kulm, Friedensrichter ZH, SGHVR, SVR 
691  BL, LU, SG, TI 
692  CP, SGAV, UNIBE 
693  SG 
694  UNIBE 
695  AG, BS, SG; BezGer Kulm, SVR  
696  AG 
697  BS, SG 
698  TI 
699  AG, SG 
700  HGer AG, SKG 
701  SKG 
702  Anwälte ZH, WalderWyss 
703  UBS 
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gleichzeitig. Ein Vorschlag sieht vor, Artikel 6 in die Liste von Artikel 243 Absatz 3 aufzuneh-
men und im Gesetzestext die Anwendung des ordentlichen Verfahrens vorzusehen.704 Dieser 
Vorschlag ist im Zusammenhang mit dem Standpunkt zu sehen, der zu Artikel 6 Absatz 7 ge-
äussert wurde und gemäss dem die Zuständigkeit des Handelsgerichts beibehalten werden 
soll (siehe Ziff. 5.3). Ein Teilnehmer705 macht einen ähnlichen Vorschlag, möchte jedoch die 
Zuständigkeit des Handelsgerichts beibehalten und somit das ordentliche Verfahren nur auf 
die Verfahren nach Artikel 6 Absatz 4 ZPO anwenden. 

5.39 Art. 249 Bst. a Ziff. 5 
Zwei Organisationen706 begrüssen die vorgeschlagene Änderung ausdrücklich. 

5.40 Art. 250 Bst. c 
Drei Kantone707 und sieben Organisationen708 befürworten diese Änderungen ausdrücklich. 
Ein Teilnehmer709 schlägt vor, in Ziffer 6 die Klage des Verwaltungsrats gegen die Gesellschaft 
um Recht auf Auskunft hinzuzufügen, um den Wortlaut an die neuere Rechtsprechung des 
Bundesgerichts anzupassen. 

5.41 Art. 265 Abs. 4 
Sieben Kantone710 und sechs Organisationen711 begrüssen die vorgeschlagene Änderung. In 
familienrechtlichen Verfahren ist sie besonders nützlich.712 Die Bestimmung setzt jedoch vo-
raus, dass der ablehnende Entscheid beschwerdefähig ist, was gemäss der Rechtsprechung 
des Bundesgerichts nicht der Fall ist, namentlich in Bezug auf das Handelsgericht.713 Es wird 
vorgeschlagen, der Partei im Fall der Verweigerung der superprovisorischen Massnahmen 
eine Frist einzuräumen, damit sie sich entscheiden kann, ob sie das Gesuch um vorsorgliche 
Massnahmen aufrechterhalten möchte.714 Im Fall einer teilweisen Ablehnung des Gesuchs ist 
die Regelung ebenfalls nicht praktikabel.715 Zudem wird auf praktische Probleme hingewie-
sen716: Die Beschwerde verlängert das Verfahren und schafft ein paralleles Verfahren für die 
superprovisorischen Massnahmen, bei dem es sich in gewisser Weise um ein Geheimverfah-
ren handelt, da die Gegenpartei keine Kenntnis davon hat. 

Fünf Kantone717, eine Partei718 und acht Organisationen719 lehnen die Änderung ab. Auch hier 
wird darauf hingewiesen, dass die Beschwerdemöglichkeit ausgeschlossen oder sehr be-
schränkt ist720: Die Einführung einer solchen Möglichkeit stünde im Widerspruch zur Dringlich-
keit der vorsorglichen Massnahmen und würde zu einem nicht erwünschten parallelen Verfah-
ren führen. Eine besondere Regelung für die wenigen denkbaren Fälle ist nicht angebracht. 
Zudem lässt es sich nicht rechtfertigen, dass eine Partei, die sich zulasten des Gehörsan-
spruchs einen Überraschungseffekt zunutze machen möchte, einen derart weitgehenden 
Schutz geniesst. Die Bestimmung ist auch schwierig anzuwenden: Hat die gesuchstellende 

                                                
704  AG, SG; HGer AG 
705  SVRH 
706  SGAV, SGHVR 
707  AG, SG, SO 
708  Bisegger, HGer AG, Reiser, SGAV, SGHVR, SVRH, WalderWyss 
709  WalderWyss 
710  AG, BL, BS, FR, OW, SH, UR 
711  Bisegger, HGer AG, Kinderanwaltschaft, SGAV, SVR, WalderWyss 
712  Kinderanwaltschaft 
713  AG, FR, OW, SH; HGer AG 
714  OW, UR 
715  BS; SVR 
716  SH 
717  BE, GE, LU, SG, ZH 
718  glp 
719  BezGer Kulm, CP, OGer SH, SGHVR, SVRH, UNIBAS, UNIL, Zürcher  
720  BE, GE, LU, SG, ZH; glp; BezGer Kulm, OGer SH, SGHVR 
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Partei mit ihrem Gesuch um vorsorgliche Massnahmen nicht den Aufschub der Eröffnung be-
antragt, müsste das Gericht, welches die superprovisorischen Massnahmen ablehnt, sie fra-
gen, ob sie sich der Eröffnung und der Vorladung zur Verhandlung widersetze. Alternativ 
könnte die Eröffnung oder Nichteröffnung an die Gegenpartei bei Vorliegen von wichtigen 
Gründen im Ermessen des Gerichts liegen.721 

Eine Bestimmung zu den Beschwerdemöglichkeiten wird als notwendig erachtet, da in der 
derzeitigen Praxis eine Beschwerde grundsätzlich ausgeschlossen ist.722 Es müsste geprüft 
werden, ob eine Beschwerde ohne Eröffnung an die Gegenpartei möglich ist.723 Die Nichter-
öffnung durch die Beschwerdeinstanz muss speziell geregelt werden.724 Die vor der einzigen 
kantonalen Instanz beurteilten Streitigkeiten sollten ausgeschlossen werden, da in diesen Fäl-
len eine Beschwerde an das Bundesgericht nicht möglich ist.725 Der Zeitpunkt, bis zu dem der 
Antrag gestellt werden kann, sollte festgelegt werden.726 Je nach Stellungnahme wird verlangt, 
dass der Antrag gleichzeitig mit dem Gesuch um vorsorgliche Massnahmen727 oder direkt nach 
dem Entscheid728 gestellt wird. Die Zustellung des Beschwerdeentscheids an die Gegenseite 
und der Zeitpunkt dieser Zustellung sollten geregelt werden, ebenso wie die Tatsache, dass 
die Gegenpartei nicht am Beschwerdeverfahren teilnimmt.729 

In der Botschaft sollte klargestellt werden, dass die Bestimmung für die handelsgerichtlichen 
Verfahren nicht gilt, da keine Beschwerde an das Bundesgericht zur Verfügung steht.730 Für 
das Familienrecht sollte eine Ausnahme vorgesehen werden, denn in diesen Verfahren sollten 
die Parteien nach der Anrufung eines Gerichts rasch davon Kenntnis haben.731 

Die Natur des Entscheids und die Art des Rechtsmittels, das dagegen zur Verfügung steht, 
werden in Frage gestellt.732 In terminologischer Hinsicht ist zu berücksichtigen, dass der Ent-
scheid bei direkter Abweisung des Gesuchs auch mit Berufung angefochten werden kann (vgl. 
Art. 308 Abs. 1 Bst. b ZPO), nicht nur mit Beschwerde, wie im Gesetzestext angegeben ist.733 

5.42 Art. 266 Bst. a 
Zwei Organisationen734 begrüssen die vorgeschlagene Änderung ausdrücklich. 

Eine Organisation735 spricht sich gegen die vorgeschlagene Änderung aus. Für alle sollte die 
gleiche Regelung gelten. 

5.43 Art. 295 Abs. 2 
Acht Kantone736, eine Partei737 und vier Organisationen738 begrüssen die vorgeschlagene Än-
derung. Sie beseitigt eine Unsicherheit, die durch die Rechtsprechung des Bundesgerichts 
geschaffen wurde, und stellt auch für Unterhaltsklagen volljähriger Kinder die angemessene 
Regelung dar. 

                                                
721  Zürcher 
722  BE, FR; Bisegger, UNIBE, WalderWyss 
723  AG 
724  SGAV 
725  SVRH 
726  AG; HGer AG 
727  SG; OGer SH 
728  WalderWyss 
729  BL 
730  AG 
731  BE 
732  BS; SVR 
733  BE 
734  SGAV, SGHVR 
735  SVC 
736  AR, BE, BL, BS, FR, OW, SG, ZH 
737  glp 
738  Kinderanwaltschaft, OGer SH, SGAV, SGHVR  
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Ein Kanton739 lehnt die vorgeschlagene Änderung ab. 

Aus dem Gesetzestext sollte ausdrücklich hervorgehen, dass der Untersuchungsgrundsatz 
(vgl. Art. 296 Abs. 1 und 3 ZPO) für mündige Kinder nicht gilt und stattdessen Artikel 247 
ZPO740 anwendbar ist und somit neben der erweiterten Fragepflicht auch der soziale Untersu-
chungsgrundsatz greifen muss.741 

Gesetzgebungstechnisch könnte die Änderung statt in einen neuen Absatz 2 in den derzeit 
geltenden Absatz aufgenommen werden.742 

5.44 Art. 296 
Eine Organisation743 unterstützt die Änderung und eine andere744 schlägt für die französische 
Fassung vor, den Begriff «recherche» zu verwenden. 

5.45 Art. 314 Abs. 1 und 2 
Drei Kantone745, eine Partei746 und sechs Organisationen747 begrüssen die Verlängerung der 
Berufungsfrist auf 30 Tage. Zwei Kantone748 und fünf Organisationen749 unterstützen die Zu-
lassung der Anschlussberufung. Diese Ausnahmen sind nachvollziehbar, obwohl sie system-
widrig sind. Es stellt sich die Frage, ob nicht auch für andere besondere Verfahren eine Frist-
verlängerung angebracht wäre.750 Ein Teilnehmer751 vertritt sogar die Auffassung, die 30-tä-
gige Frist sollte für alle summarischen Verfahren vorgesehen werden. 

Neun Kantone752 und vier Organisationen753 stellen sich gegen die Fristverlängerung und fünf 
Kantone754 und eine Organisation755 lehnen die Zulassung der Anschlussberufung ab. Denn 
angesichts der konfliktgeladenen und emotional belastenden Situationen sollten familienrecht-
liche Verfahren rasch beendet werden. Eine Ausnahme von den kurzen Fristen des summari-
schen Verfahrens ist somit nicht gerechtfertigt. Ein Teilnehmer756 würde hingegen eine Ver-
längerung auf 30 Tage für alle Verfahren unterstützen. Die neuen Regelungen werden auch 
zu einer Mehrbelastung der Gerichte führen. 

Die gleichen Regeln könnten auch für die Entscheide zu vorsorglichen Massnahmen im Schei-
dungsverfahren gelten.757 Es sollten auch die Fälle berücksichtigt werden, in denen die Ehe-
schutzmassnahmen oder die vorsorglichen Massnahmen im Scheidungsverfahren beschwer-
defähig sind (Streitwert unter 10'000 Franken), und gegebenenfalls sollte Artikel 321 Absatz 2 
ZPO angepasst werden.758 

                                                
739  LU 
740  BE, BL, OW, SG; glp; OGer SH 
741  BE; glp 
742  BE; glp 
743  SGHVR 
744  UNIL 
745  BS, FR, SG 
746  glp 
747  Kinderanwaltschaft, Reiser, SAV, SGAV, SGHVR, UNIL 
748  FR, SG 
749  Kinderanwaltschaft, SAV, SGAV, SGHVR, UNIL 
750  SG 
751  WalderWyss 
752  AG, BL, LU, OW, SZ, TG, UR, VD, ZH 
753  BezGer Kulm, CP, OGer SH, SVR 
754  BL, LU, TG, VD, ZH 
755  SVR 
756  SZ 
757  FR, SG; UNIL 
758  UNIL 
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5.46 Art. 317 Abs. 1bis 
Fünf Kantone759, eine Partei760 und fünf Organisationen761 begrüssen die vorgeschlagene Än-
derung und die Absicht, der Bundesgerichtspraxis entgegenzutreten. Die Änderung dient vor 
allem dem Kindeswohl und ermöglicht es, im Rechtsmittelverfahren aufgrund der aktuellen 
Situation der Parteien zu entscheiden. Einige Teilnehmer762 schlagen vor, die Bestimmung auf 
die Verfahren auszudehnen, in denen der soziale Untersuchungsgrundsatz gilt. 

Ein Kanton763 und eine Organisation764 sprechen sich gegen die vorgeschlagene Änderung 
aus. Die derzeitige Regelung hat sich bewährt, auch für die Verfahren, für welche der unein-
geschränkte Untersuchungsgrundsatz gilt. Die Regelung könnte für jene Fälle vorgesehen 
werden, in denen der Sachverhalt von Amtes wegen zu erforschen ist.765 

5.47 Art. 328 Abs. 1 Bst. d 
Drei Organisationen766 stimmen der vorgeschlagenen Änderung ausdrücklich zu. 

5.48 Art. 352a ff.: Gruppenvergleiche 
Abgesehen von den allgemeinen Stellungnahmen zum kollektiven Rechtsschutz (siehe 
Ziff. 4.2) unterstützen ein Kanton767, eine Partei768 und zehn Organisationen769 insbesondere 
dieses Instrument. Das Bestehen einer Verbandsklage parallel zum Gruppenvergleich wird für 
dessen Effizienz als unerlässlich erachtet. 

Fünf Kantone770 und zwölf Organisationen771 lehnen den Gruppenvergleich ab. Einige bemän-
geln, dass zur Klage berechtigten Verbänden gestattet wird, einen Gruppenvergleich auszu-
handeln und abzuschliessen772: Dadurch wäre ihre Neutralität nicht mehr gegeben, was das 
Vergleichsverfahren und dessen Akzeptanz bei allen Beteiligten beeinträchtigen könnte. Eini-
ge773 betrachten den Gruppenvergleich als Druckmittel und weisen auf das damit verbundene 
Erpressungspotenzial hin. 

Eine Partei774 und acht Organisationen775 kritisieren das opt out-Modell bei diesem Instrument. 
Insbesondere die Kombination mit der Verbandsklage, die auf einem opt in-Modell beruht, wird 
als unzweckmässig erachtet. Denn die schädigende Person würde es vorziehen, eine Klage 
abzuwarten, die nur die daran beteiligten Personen umfasst, und wäre bei einer grösseren 
Zahl von Geschädigten nicht zu einem Vergleich bereit. Es wird auch darauf hingewiesen, die 
Rechtsdurchsetzung müsse dem Einzelnen überlassen bleiben, ausser die Verbände über-
zeugen die einzelnen Betroffenen, sich dem Vergleich anzuschliessen.776 Andere hingegen 
begrüssen das opt out-System für den Gruppenvergleich.777 

                                                
759  AG, BL, BS, FR, SG 
760  glp 
761  DJS, SGAV, SGHVR, SMV, SVR 
762  BL, BS, SG; DJS, SVR 
763  ZH 
764  UNIL 
765  UNIL 
766  SGAV, SGHVR, UNIL 
767  BE 
768  GPS 
769  ACSI, DVSP, Greenpeace, JBVD, SGAV, SLAW, SMV, SPO, TCS, WalderWyss 
770  AR, LU, OW, SO, UR 
771  bauenschweiz, HEV, KFS, SBV, SGV, SLV, SVC, SVV, VSEI, VSI, UBS, USPI 
772  KFS, SLV 
773  bauenschweiz, SBV, USPI 
774  GPS 
775  ACSI, KFS, Konsumentenschutz, SGHVR, SLV, SPO, SVC, UNIL 
776  SGHVR, SPO, SVC, UNIL 
777  SGAV, TCS 
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Aus Sicht einiger778 müssten die Verfahren der Verbandsklage und des Gruppenvergleichs 
besser aufeinander abgestimmt werden. 

Mehrere Teilnehmer779 sind der Ansicht, das im Vorentwurf vorgesehene Verfahren sei zu 
wenig praxisorientiert oder passe weder materiell noch systematisch in unser Rechtssystem. 
Zwei Kantone780 und eine Organisation781 befürchten insbesondere, dass gewisse Kantone 
nicht über die notwendigen Ressourcen zur Bewältigung dieser umfangreichen Verfahren ver-
fügen. 

5.49 Art. 352a 
Zu dieser Bestimmung gingen keine besonderen Bemerkungen ein. Die diesbezüglichen Be-
merkungen sind allgemeiner Natur und grundsätzlich in Ziffer 5.48 enthalten. 

5.50 Art. 352b 
Allgemein bedauern ein Kanton782 und eine Organisation783, dass nicht klar zwischen Zuläs-
sigkeitsvoraussetzungen für den Vergleich und dessen formellen und inhaltlichen Vorausset-
zungen unterschieden wird, da die Anforderungen von Artikel 352b in Artikel 352f Absatz 1 
Buchstabe a wiederholt werden. Aus ihrer Sicht erschwert zudem die Tatsache, dass die for-
mellen und inhaltlichen Voraussetzungen uneinheitlich über den Vorentwurf verstreut sind (vgl. 
Art. 352c, 352d, 352f), deren Lesbarkeit und Auslegung. 

In Bezug auf Absatz 2 Buchstabe a verlangt ein Teilnehmer784 die Klarstellung, dass die tat-
sächlichen und rechtlichen Fragen der Rechtsverletzung für die gesamte Gruppe der betroffe-
nen Personen im Wesentlichen gleich zu beurteilen sind. Dennoch wünscht er, dass sich jede 
betroffene Person ohne Schwierigkeiten am Verfahren beteiligen kann, d. h. ohne dass eine 
vertiefte Prüfung jedes Einzelfalls vorgenommen wird (Abs. 2 Bst. b). Schliesslich warnt er vor 
einer Überschneidung der Anforderungen in den Buchstaben a und b von Absatz 2. 

Bezüglich Absatz 2 Buchstabe c und d sind einige785 der Ansicht, die Anforderungen seien zu 
wenig genau gefasst. Es werden mehrere Vorschläge zur Auslegung des Ausdrucks «zu leis-
tende maximale Entschädigungssumme sowie ihre Aufteilung» gemacht: Ein Teilnehmer786 
schlägt vor, sich bei der Handhabung und Aufteilung des Vergleichsbetrags an die Bestim-
mungen zum Nachlassvertrag im Schuldbetreibungs- und Konkursrecht zu halten. Ein ande-
rer787 fragt sich, ob nicht eine Aufteilung nach Massgabe der individuellen Schadenssummen 
vorgesehen werden sollte. Im Übrigen sprechen sich zwei Teilnehmer788 für eine weite Ausle-
gung des Begriffs aus, welche die Gewinnherausgabe, die ungerechtfertigte Bereicherung o-
der auch die Möglichkeit nicht ausschliesst, einen Schuldenerlass abzuschliessen. 

Die Erwähnung der Kostentragung in Absatz 2 Buchstabe g wird von einem Teilnehmer789 als 
sinnvoll erachtet. 

Schliesslich fragt sich ein Teilnehmer790, ob die Art und Weise geregelt werden müsste, wie 
die Aushandlung abläuft, und schlägt vor, sich an Standards zu halten. Zudem wird angeregt, 

                                                
778  Meier, SAV, SGHVR, SPO, UNIBE, WalderWyss 
779  LU; bauenschweiz, OGer SH, UNIBE, UNIL, USPI, VSEI 
780  OW, UR 
781  OGer SH 
782  BE 
783  UNIBE 
784  BE 
785  BE; Peter 
786  UNIL 
787  BE 
788 Peter, WalderWyss 
789  Peter 
790  JBVD 
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von der Person des Verhandlungsleiters, die Unterzeichnung einer Erklärung zu verlangen, 
mit der sie sich verpflichtet, sich an den Europäischen Verhaltenskodex für Mediatoren zu 
halten.791 

5.51 Art. 352c 
Diese Bestimmung hat nur wenige Reaktionen ausgelöst. Einige Teilnehmer792 sind der An-
sicht, das Erfordernis von Namen und Adressen der betroffenen Personen (Abs. 2 Bst. c) gehe 
zu wenig weit. Während der eine793 vorschlägt, im Hinblick auf das Erfordernis in Artikel 352f 
Absatz 1 Buchstabe d Angaben zur mutmasslichen Gruppengrösse zu verlangen, zieht es der 
andere794 es vor, dass die Kontaktdaten in digitaler Form eingereicht werden. Umgekehrt lehnt 
ein Teilnehmer795 das Erfordernis in Absatz 2 Buchstabe c ab, weil dies auf Seiten der Parteien 
einen grossen Aufwand verursache und folglich die Erfolgschancen des Antrags bedrohe. 

Im Übrigen verlangt ein Teilnehmer796 eine Klärung der Beziehung zur Genehmigungsvoraus-
setzung in Artikel 352f Absatz 1 Buchstabe a und schlägt vor, den Inhalt des Genehmigungs-
antrags getrennt von den Genehmigungsvoraussetzungen zu regeln. 

5.52 Art. 352d 
Ein Teilnehmer797 hält es für problematisch, dass in jedem Fall eine Verhandlung durchgeführt 
werden soll, da diese gemäss dem Vorentwurf sämtlichen betroffenen Personen offenstehen 
solle, was logistische Probleme mit sich bringe; es wird deswegen die Möglichkeit eines schrift-
lichen Verfahrens oder einer Beschränkung der Teilnahme verlangt. 

Ein Teilnehmer798 regt an zu prüfen, ob eine konkretere Regelung des Akteneinsichtsrecht 
erforderlich ist, beispielsweise im Hinblick auf geschützte Websites. 

Ein Teilnehmer799 merkt zu Absatz 2 an, dass die Formulierung «angemessen zu informieren» 
genügend Raum für eine Auslegung auch im Hinblick auf Benachrichtigungen im Ausland zu-
lasse. Ein anderer Teilnehmer800 findet, dass die Gerichte die Möglichkeit haben sollten, ge-
gebenenfalls die betroffenen Personen sowie die Öffentlichkeit selber zu informieren, weshalb 
Abs. 2 als «Kann»-Bestimmung ausgestaltet werden soll. 

Ein Teilnehmer801 lehnt ab, dass die betroffenen Personen vor der Verhandlung Eingaben ein-
reichen können (Abs. 3) und sich somit an der Verhandlung als Partei beteiligen. Die Organi-
sation handle für sämtliche Betroffene als Partei und das rechtliche Gehör werde bereits im 
Rahmen der Vergleichsverhandlungen gewährt. Es sei auch unklar, was für Eingaben noch 
erforderlich sein sollten. Die Behandlung der Betroffenen als Partei stehe zudem im Wider-
spruch zur vorgeschlagenen Rechtsmittelordnung, wonach diesen kein Rechtsmittel zustehe. 
Auch ein weiterer Teilnehmer802 hält den Begriff der «Eingaben» für unklar. 

Mehrere Teilnehmer803 merken an, die Formulierung im erläuternden Bericht zu Absatz 4, wo-
nach «ein eingeschränkter Untersuchungsgrundsatz gelte», sei unpräzis, und sie regen an, 
die an anderer Stelle verwendete Formulierung «Es stellt den Sachverhalt von Amtes wegen 

                                                
791  JBVD 
792  BE, Peter 
793  BE 
794  Peter 
795  Konsumentenschutz 
796  BE 
797  OGer SH 
798  Peter 
799  Peter 
800  WaldesWyss 
801  BE 
802  WalderWyss 
803  BL, BS; SVR 
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fest» vorzuziehen. Ein Teilnehmer804 hält die Anordnung des uneingeschränkten Untersu-
chungsgrundsatzes für prüfenswert. Er meint, die Gruppenmitglieder sollten Beweisanträge 
stellen können (was allerdings mit Blick auf Art. 8 ZGB/Art. 152 ZPO keiner expliziten Rege-
lung bedürfe). Ein anderer Teilnehmer805 hält die Ausführungen im erläuternden Bericht zum 
Dispositionsgrundsatz für missverständlich; das Gericht dürfe den Vergleich zwar ablehnen, 
ihn aber nicht abändern. 

Ein Teilnehmer806 merkt sodann an, dass das Verfahren als Verfahren der freiwilligen Gerichts-
barkeit subsidiär den Vorschriften über das summarische Verfahren unterstellt werden solle. 

5.53 Art. 352e 
Die vorgeschlagene Koordination mit anderen Verfahren wird zwar begrüsst,807 für mehrere 
Teilnehmer808 ist es aber als unklar, wie die betroffenen Gerichte Kenntnis vom Gruppenver-
gleichsverfahren erhalten würden. Ein Teilnehmer809 erwähnt die Möglichkeit einer zentralen 
Meldestelle – beispielsweise beim Bundesamt für Justiz – für Gruppenvergleichsverfahren. Er 
verlangt sodann, die Sistierung auf Verfahren zu beschränken, an denen eine im Gruppenver-
gleich bezeichnete Person beteiligt ist. Es wird auch die Frage aufgeworfen, was gilt, wenn 
einzelne Verfahren dennoch weitergeführt werden.810 

Ein Teilnehmer811 hält es für erforderlich, in Absatz 2 auch den Fall zu nennen, in dem ein 
Gruppenvergleich nach Artikel 352h widerrufen wurde. Gemäss einem weiteren Teilnehmer812 
wäre sodann eine präzisere Regelung des Zeitpunkts der Wiederaufnahme von Individualver-
fahren zu erwägen. 

In Bezug auf die Wirkungen eines Gruppenvergleichs erachtet es ein Teilnehmer813 für not-
wendig, im Gesetzestext klarzustellen, dass etwaige Zugeständnisse sowie sämtliche Einga-
ben samt Beilagen der Parteien im Gruppenvergleich beziehungsweise in den Verhandlungen 
im Fall eines späteren Verfahrens (z.B. bei einem opt out oder einem Widerruf des Gruppen-
vergleichs) nicht verwendet werden dürfen. 

5.54 Art. 352f 
Gemäss einem Teilnehmer814 ist zu prüfen, das Gericht von von Gesetzes wegen zu ermäch-
tigen, den Parteien Änderungsvorschläge zu machen, da es fraglich ist, ob sich eine solche 
Kompetenz bereits aus Artikel 124 ZPO ableiten lässt. 

Ein Teilnehmer815 schlägt vor, dass in Absatz 1 Ingress von einer «vorgeworfenen» Rechts-
verletzung gesprochen werden soll. 

Ein gleiche Teilnehmer816 kritisiert, dass die Wirkung der Genehmigung für sämtliche Perso-
nen gemäss Absatz 1 Ingress und Absatz 2 zu weit geht, da denkbar ist, dass verschiedene 
Personen mit unterschiedlichen Interessen von der gleichen Rechtsverletzung betroffen sind; 
es wird deswegen vorgeschlagen, dass der Gruppenvergleich nur Personen erfasst, deren 

                                                
804  Peter 
805  WalderWyss 
806  BE 
807  SLAW 
808  BL; BS; OGer SH 
809  OGer SH 
810  BL, BS 
811  WalderWyss 
812  Peter 
813  WalderWyss 
814  Peter 
815  OGer SH 
816  OGer SH 
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Interessen bei der Aushandlung des Gruppenvergleichs durch eine Organisation im Sinne von 
Artikel 89 vertreten waren. 

Der gleiche Teilnehmer817 ist sodann der Ansicht, dass die im erläuternden Bericht erwähnte 
Prüfung der materiellen Angemessenheit vom Wortlaut von Absatz 1 nicht korrekt erfasst wird 
und die entsprechenden Prüfungskriterien nicht klar sind. 

Ein Teilnehmer818 schlägt vor, in Absatz 1 Buchstabe b statt des Begriffs des «Schadens» den 
Begriff der «Folgen der Rechtsgutverletzung» zu verwenden. 

Mehrere Teilnehmer819 bemängeln, dass unklar ist und präzisiert werden muss, welche unab-
hängige Instanz die Entschädigung bestimmen soll (Abs. 1 Bst. c). Ein Teilnehmer820 hält es 
sodann für erforderlich, dass das Verfahren für die Bemessung der Entschädigung mindestens 
in den Grundzügen im Vergleich geregelt wird. Ein weiterer Teilnehmer821 schlägt vor, dass 
die Gruppenvergleiche in der Mehrzahl der Fälle direkt den Betrag und die Art der Entschädi-
gung festlegen sollen und eine Kommission nur ausnahmsweise vorgesehen sein soll, wenn 
die Entschädigungen im Voraus nicht mit hinreichender Sicherheit abgeschätzt werden kön-
nen; im Ergebnis soll das Verfahren auf einer opt in- oder opt out-Lösung basieren, zumal auch 
die vorgesehene Frist von Artikel 352g Absatz 2 eher kurz ist. 

Ein Teilnehmer822 bemängelt, dass es mit dem Prinzip der Rechtssicherheit nicht vereinbar ist, 
in Absatz 1 Buchstabe d keine Minimalzahl vorzuschreiben, welche bestimmt, wann die 
Gruppe «genügend gross» ist. 

Mehrere Teilnehmer823 bemängeln, dass nicht klar ist, was der Unterschied der Voraussetzung 
nach Absatz 1 Buchstabe e und derjenigen nach Artikel 89 Absatz 1 Buchstabe c ist. Aufgrund 
der Komplexität solcher Verfahren wäre gemäss einem dieser Teilnehmer824 eine Regelung 
vorzuziehen, wonach beide Parteien sich in einem Gruppenvergleichsverfahren von Anwältin-
nen und Anwälten vertreten lassen müssen. 

Der gleiche Teilnehmer825 merkt zu Absatz 1 Buchstabe b und f an, dass aufgrund des grossen 
Ermessens des Gerichts die Parteien nur schwer voraussehen könnten, ob ihre Regelung ge-
nehmigungsfähig ist. Es werden klarere Anforderungen an die Art und Weise der Verwendung 
der Entschädigungen und an das Verfahren zur Geltendmachung von Entschädigungen an-
geregt. 

Das System des opt out nach Absatz 2 wird sodann von mehreren Teilnehmern826 kritisiert 
und stattdessen ein System des opt in verlangt. Nach Ansicht einiger Teilnehmer827 steht ers-
teres System im Widerspruch zur Möglichkeit des opt in bei den Verbandsklagen und es wird 
befürchtet, dass eine beklagte Unternehmung dann keinerlei Interesse hat, einen Gruppenver-
gleich zu schliessen, sondern eher eine Klage von Verbänden abwarten würde, die dann nur 
diejenigen umfasst, die sich der Klage anschliessen. Weil Ziel der Vorlage gerade die Reduk-
tion der Verfahren sei, müsse diese Frage vertieft geklärt werden und wenn tatsächlich zu 

                                                
817  OGer SH 
818  Walder Wyss 
819  ACSI, FRC 
820  WalderWyss 
821  DCS 
822 JBVD 
823  BE; Peter 
824  BE 
825  BE 
826  ACSI, FRC, Konsumentenschutz, SPO 
827  ACSI, FRC, DCS 
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einem opt in-System übergegangen werde, so müsste eine mindestens zweimalige Informa-
tion und eine Frist zum Anschluss von mehr als drei Monaten vorgesehen werden.828 

Es wird auch die Frage aufgeworfen, was im Falle des opt out mit dem individuellen Klagerecht 
der Geschädigten geschieht; es seien diesbezüglich Präzisierungen in der Vorlage oder im 
erläuternden Bericht vorzunehmen.829 

Es wird angemerkt, dass Absatz 3 eine Information über den Beitritt enthalten müsse, wenn 
ein opt in statt ein opt out vorgesehen werde.830 

5.55 Art. 352g 
Ein Teilnehmer831 verlangt die Streichung der Formulierung «oder unter Verwendung des ... 
Formulars», da auch dieses unterzeichnet werden muss und damit ohnehin die verlangte 
Schriftlichkeit auch erfüllt ist. 

Zwar wird die Austrittsmöglichkeit begrüsst und auch für erforderlich gehalten.832 Ein Teilneh-
mer weist jedoch darauf hin, dass der Beweis, bisher keine Kenntnis von der Betroffenheit 
gehabt zu haben (Abs. 3), schwierig sein kann; es sei zu erwägen, die Beweislast anders zu 
regeln.833 Gemäss einem anderen Teilnehmer834 muss wohl ein verspäteter Austritt zulässig 
sein, weil keine Pflicht zur Konsultation öffentlich zugänglicher Medien besteht. Für den Austritt 
soll daher eine angemessene Maximalfrist vorgesehen werden, deren Ablauf die Verwirkung 
des Austrittsrechts zur Folge hat. 

5.56 Art. 352h 
Ein Teilnehmer835 merkt an, dass die Widerrufsfrist dem Umstand nicht Rechnung trägt, dass 
auch nach Ablauf der Austrittsfrist noch ein Austritt erklärt werden kann (vgl. Art. 352g). 

Es wird die Frage aufgeworfen, ob nur eine Quote nach Köpfen vereinbart werden kann oder 
auch eine Quote nach Wertanteilen an der Entschädigungssumme und ob die Formulierung 
von Absatz 2 sprachlich korrekt ist.836 

5.57 Art. 352i 
Ein Teilnehmer837 lehnt die vorgeschlagene Regelung, wonach der Genehmigungsentscheid 
nicht angefochten werden kann, ab, da dies den Grundsätzen des Zivilverfahrensrechts wider-
spreche und auch in der Schiedsgerichtsbarkeit eine Möglichkeit zur Überprüfung des Verfah-
rens bestehe. Auch ein weiterer Teilnehmer838 zeigt sich diesbezüglich kritisch und stellt die 
Frage, ob nicht analog zu Artikel 241 Absatz 4 ebenfalls ein Rechtmittel vorgesehen werden 
muss und ob beispielsweise bei Einwirken auf den Gruppenvergleich durch eine strafbare 
Handlung der gänzliche Ausschluss von Revisionsgründen opportun ist. 

Ein anderer Teilnehmer begrüsst demgegenüber, dass nur gegen Nichtgenehmigungsent-
scheide ein Rechtsmittel offen steht und nur die Parteien beschwerdebefugt sind.839 

                                                
828  DCS 
829 Konsumentenschutz 
830  Konsumentenschutz, SPO 
831  Walder Wyss 
832  AR; Peter 
833  AR 
834  BE 
835  BE 
836  Peter 
837  OGer SH 
838  WalderWyss 
839  BE 
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5.58 Art. 352j 
Ein Teilnehmer840 merkt zu Absatz 2 an, dass die Erfüllung des Gruppenvergleichs erst nach 
Ablauf der Austrittsfrist verlangt werden kann, weswegen die Streichung des zweiten Satzes 
zu prüfen ist. 

Die Platzierung der Zuständigkeitsbestimmung in Absatz 3 in diesem Abschnitt wird von einem 
Teilnehmer begrüsst.841 Ein anderer Teilnehmer842 verlangt, dass in Absatz 3 die betroffenen 
Personen ausdrücklich genannt werden, um klarzustellen, dass ihnen in der Erfüllungsphase 
Parteistellung zukommt. Er merkt an, dass das Verfahren, in welchem solche Streitigkeiten 
ausgetragen werden, unklar ist und dass auch die Passivlegitimation unklar ist, da sich der 
Anspruch der betroffenen Person gegen die Person, der eine Rechtsverletzung vorgeworfen 
wird, oder die Organisation oder gar einen Dritten richtet, welcher mit dem Vollzug des Grup-
penvergleichs betraut ist. 

5.59 Art. 352k 
Die Regelung von Absatz 2 wird als klar und vollständig begrüsst.843 Ein Teilnehmer844 stellt 
die Frage, ob Absatz 2 auch dann gilt, wenn es nicht darum geht, dass eine betroffene Person 
nicht mit der Bemessung der Entschädigung einverstanden ist, sondern wenn eine Entschädi-
gung überhaupt verweigert wird, da in diesen Fall wohl nicht nach Artikel 352j vorgegangen 
werden kann. Ein anderer Teilnehmer845 kritisiert die fehlende Anfechtungsmöglichkeit des 
Entscheids der unabhängigen Instanz, insbesondere durch die Person, welche zur Bezahlung 
einer Entschädigung verpflichtet wurde; aus Gründen der Waffengleichheit sei für diese eine 
Anfechtungsmöglichkeit erforderlich. Er kritisiert auch, dass unklar ist, dass mit dem Begriff 
«Gericht» dasjenige Gericht gemeint ist, welches den Vergleich genehmigt hat. Schliesslich 
beantragt er, Buchstabe b zu streichen, da das Beschwerdeverfahren auf die offensichtlich 
falsche Anwendung der im Vergleich enthaltenen Grundsätze für die Entschädigungsbemes-
sung im konkreten Einzelfall beschränkt sein sollte, die Verhältnismässigkeit der Entschädi-
gung aber nicht mehr überprüft werden soll. 

Ein Teilnehmer846 fragt, ob Absatz 3 nur für die Fälle gilt, in denen die Entschädigung von der 
unabhängigen Instanz bemessen wird oder auch für die Fälle nach Artikel 352j; Absatz 3 und 
auch Absatz 4 sollen deshalb systematisch in Artikel 352j eingefügt werden. Ein anderer Teil-
nehmer847 hält die Formulierung «sofern vereinbart» in Absatz 3 für wenig verständlich; sofern 
daran festgehalten wird, soll die Formulierung derjenigen von Absatz 1 angepasst werden. 

Es wird sodann verlangt, dass Absatz 3 flexibler ausgestaltet wird, so dass auch andere Ver-
wirkungsfristen als 3 Jahre vereinbart werden können; anders als im erläuternden Bericht aus-
geführt, soll eine Befristung nicht die Ausnahme, sondern die Regel bilden.848 

Nach einem Teilnehmer849 ist nicht einzusehen, warum bei Absatz 4 bereits ausbezahlte Aus-
zahlungen von der Kürzung verschont bleiben sollten; vorbehalten werden könnte allenfalls 
die Entreicherungseinrede. 

                                                
840  SO 
841  Peter 
842  BE 
843  Peter 
844  BE 
845  WalderWyss 
846  BE 
847  WalderWyss 
848  WalderWyss 
849  BE 
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Es wird auf einen rein sprachlichen Fehler in der italienischen Fassung in Absatz 1 hingewie-
sen.850 

5.60 Art. 372 Abs. 2 
Eine Organisation851 stimmt der vorgeschlagenen Änderung ausdrücklich zu, sofern über die 
Schiedsfähigkeit einer Sache ein staatliches Gericht mit voller Kognition entscheiden kann. 

5.61 Art. 400 Abs. 2bis 
Ein Kanton852 und drei Organisationen853 unterstützen diese Bestimmung. Ein Teilnehmer854 
schlägt vor, einen Schritt weiterzugehen und einen uneingeschränkten Zugang zu den Ent-
scheiden zu ermöglichen, die bundesrechtlichen Regeln über die Veröffentlichung in der ZPO 
und der StPO zu vereinheitlichen und die Kantone in der ZPO analog zu den Bestimmungen 
in der StPO zu ermächtigen, ein Akkreditierungssystem für Journalisten einzuführen. 

Sechs Kantone855 und zwei Organisationen856 sprechen sich gegen die Bestimmung aus. 
Diese führt zu einer Mehrbelastung und zu zusätzlichen Kosten für die Kantone, ohne eine 
merkliche Verbesserung für die Rechtssuchenden herbeizuführen und ohne dass die Notwen-
digkeit einer Vereinheitlichung klar ersichtlich ist. Die Kantone müssen weiterhin die Organi-
sationshoheit über ihre Gerichte bewahren. Und die Einschränkung dieser kantonalen Zustän-
digkeit durch Vorschriften in einer Verordnung des Bundesrates wird abgelehnt. Im Übrigen 
betrifft die Frage auch noch andere Gebiete als das Zivilverfahren, weshalb eine isolierte Be-
stimmung in der ZPO nicht gerechtfertigt ist. Vielmehr sollte ein Spezialgesetz geschaffen wer-
den, das alle Rechtsgebiete abdeckt, vor allem, weil viele Gerichte Zivil- und Strafsachen be-
handeln. 

Es wird verlangt, eine Pflicht zur Publikation sämtlicher zweitinstanzlicher Entscheide vorzu-
sehen.857 

5.62 Art. 401a 
Fünf Kantone858 und sechs Organisationen859 begrüssen diese Bestimmung. Die bisherigen 
Statistiken, beispielsweise im Mietrecht, sind aufgrund ihrer Methodik und ihrer Beschränkung 
auf die Schlichtung wenig aussagekräftig.860 Eine schweizweit einheitliche Datenlage ist un-
abdingbar, um zu erheben, in welche Verfahren Kinder involviert sind und ob diese kinder-
rechtskonform durchgeführt werden.861 Ein Teilnehmer862 macht die Finanzierung durch den 
Bund zur Bedingung. 

Sieben Kantone863 und eine Organisation864 lehnen die Bestimmung ab. Diese führt zu einer 
Mehrbelastung und zu zusätzlichen Kosten für die Kantone, ohne eine merkliche Verbesse-
rung für die Rechtssuchenden herbeizuführen und ohne dass die Notwendigkeit einer Verein-
heitlichung klar ersichtlich ist. Die Kantone müssen weiterhin die Organisationshoheit über ihre 

                                                
850  TI 
851  SGHVR 
852  GR 
853  SGHVR, SMV, WalderWyss 
854  GR 
855  AG, BL, OW, SG, SZ, VD 
856  OGer SH, SVRH 
857  WalderWyss 
858  AR, BE, GE, LU, SG 
859  HEV, JBVD, Kinderanwaltschaft, SVFV, SVR, SVRH 
860  HEV 
861  Kinderanwaltschaft 
862  SVR 
863  AG, BL, OW, SO, SZ, UR, VD 
864  OGer SH 
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Gerichte bewahren. Und die Einschränkung dieser kantonalen Zuständigkeit durch Vorschrif-
ten in einer Verordnung des Bundesrates wird abgelehnt. Schliesslich sollte die Erhebung alle 
Gebiete betreffen und ist deshalb nicht in der ZPO zu regeln. 

Eine in einem Spezialgesetz geregelte allgemeine Statistik für alle Gebiete wird auch von ei-
nigen865 bevorzugt, die dem Vorschlag grundsätzlich zustimmen. 

Die in der Statistik zu erfassenden Elemente müssen genau festgelegt werden, damit sich die 
Kantone entsprechend organisieren können. Zudem sind die Bedürfnisse der Kantone zu be-
rücksichtigen.866 Auch Mediationen und Gruppenvergleiche sollten in die statistischen Erhe-
bungen aufgenommen werden.867 

Mehrere Teilnehmer868 weisen auf die unterschiedlichen von den Gerichten verwendeten Ge-
schäftsverwaltungssysteme und auf die praktischen Probleme hin, die sich daraus ergeben 
können. Durch die notwendigen Anpassungen werden den Kantonen Kosten entstehen. Zu-
dem wird allgemein auf praktische Schwierigkeiten hingewiesen869: Für viele Kantone handelt 
es sich um eine Neuerung und sie müssen finanzielle Mittel investieren und Personal für diese 
neuen Aufgaben bereitstellen. Ausserdem setzt die Umsetzung eine ähnliche Gerichtsorgani-
sation voraus. 

5.63 Art. 7 Abs. 1bis VE-GlG 
Diese Änderung wird von einem Kanton870 und zwei Organisationen871 gutgeheissen. Zwei 
Organisationen872, die sich grundsätzlich gegen die Vorschläge zum kollektiven Rechtsschutz 
stellen, lehnen sie ab. 

Einige873 weisen darauf hin, dass die nur auf privatrechtliche Klagen anwendbaren die Ände-
rungen zu einer Diskrepanz zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht führen. Ein Teilneh-
mer874 sieht darin ein zusätzliches Argument dafür, die Frage der Verbandsklage ausserhalb 
der Revision der ZPO in einer separaten Vorlage umfassend anzugehen. 

5.64 Art. 9 Abs. 3 Bst. a und Abs. 6 VE-BehiG 
Ein Kanton875 und eine Organisation876 begrüssen die Änderung. Zwei Organisationen877, die 
sich grundsätzlich gegen die Vorschläge zum kollektiven Rechtsschutz stellen, lehnen sie ab. 

Die Änderungen, die nur auf privatrechtliche Klagen anwendbar ist, führen zu einer Diskrepanz 
zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht; dies ist ein zusätzliches Argument dafür, die 
Frage der Verbandsklage ausserhalb der Revision der ZPO in einer separaten Vorlage um-
fassend anzugehen.878 

                                                
865  SG; SVRH 
866  GE 
867  JBVD 
868  AR, BE, GE 
869  SG; SVRH 
870  GE 
871  OGer SH, SGB 
872  HEV, SVC 
873  GE; OGer SH 
874  OGer SH 
875  SH 
876  OGer SH 
877  HEV, SVC 
878  OGer SH 
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5.65 Art. 135 Ziff. 3 und 4 VE-OR 
Dieser Vorschlag wird von 14 Organisationen879 befürwortet. Ein Teilnehmer880 regt als Alter-
native an, die Frage für die Verbandsklage nicht zu regeln, da die Klage bereits durch Arti-
kel 135 Ziffer 2 OR erfasst wird. Zwei Organisationen881, die sich grundsätzlich gegen die Vor-
schläge zum kollektiven Rechtsschutz stellen, sprechen sich gegen die Änderung aus. 

Mehrere Teilnehmer882 schlagen vor, dass die Verjährungsunterbrechung für alle von der Ver-
bandsklage Betroffenen gelten soll, nicht nur für die Personen, die sich der Klage angeschlos-
sen haben, zumindest solange sie die Möglichkeit haben, sich der Klage anzuschliessen. Ein 
Teilnehmer883 regt an, dass die Unterbrechung auch rückwirkend für die Personen gilt, die der 
Klage später beitreten. Die in der Botschaft dargelegte Beschränkung auf den Streitgegen-
stand kann zu Problemen bei der praktischen Anwendung führen, wenn etwa die Verjährung 
erst nach mehreren Jahren beurteilt werden muss.884 

Der Anfangszeitpunkt der Verjährungsunterbrechung sollte ebenfalls auf die Einleitung des 
Verfahrens zur Zulassung der Klage (falls dieses Verfahren eingeführt wird)885 oder den Be-
ginn der Verhandlung eines Gruppenvergleichs886 festgelegt werden und zwar durch ein 
Schreiben des Verbands an das Gericht und an die schädigende Person.887 Andernfalls hat 
die schädigende Person keinen Anreiz für einen Vergleich, weil viele Forderungen verjähren 
können, wenn sich die Verhandlung über längere Zeit hinzieht. Der Zeitpunkt, ab dem die 
Verjährung bei einem Gruppenvergleich von neuem zu laufen beginnt, sollte geregelt und auf 
das Ende des diesbezüglich eingeleiteten Verfahrens festgelegt werden.888 

5.66 Art. 56 Sachüberschrift, Abs. 1 Bst. a und b und Abs. 2 VE-MSchG  
sowie Art. 21 VE-WSchG 

Zwei Organisationen889, die sich grundsätzlich gegen die Vorschläge zum kollektiven Rechts-
schutz stellen, sprechen sich gegen diese Änderungen aus. 

5.67 Art. 10 Abs. 2 VE-UWG 
Zwei Organisationen890, die sich grundsätzlich gegen die Vorschläge zum kollektiven Rechts-
schutz stellen, sprechen sich gegen die Änderung aus. 

Eine Organisation891 schlägt vor, eine Klage zur Abschöpfung des Gewinns vorzusehen, der 
durch eine unzulässige geschäftliche Handlung nach Artikel 3 UWG zulasten einer Vielzahl 
von Personen erzielt wird (siehe auch Ziff. 4.2.1 und 6.14). 

5.68 Art. 43 Abs. 1 Bst. b und c VE-KG 
Zwei Organisationen892, die sich grundsätzlich gegen die Vorschläge zum kollektiven Rechts-
schutz stellen, sprechen sich gegen die Änderung aus. 

                                                
879  ACSI, Bergamin, DVSP, FRC, Greenpeace, Konsumentenschutz, Meier, OGer SH, SBS, SGB, SLAW, SPO, SVV, TCS 
880  Bergamin 
881  HEV, SVC 
882  ACSI, FRC, Konsumentenschutz, SBS, SPO 
883  Meier 
884  OGer SH 
885  SLAW 
886  Bergamin, Meier, SLAW 
887  SLAW 
888  SO; Bergamin, Peter 
889  HEV, SVC 
890  HEV, SVC 
891  Konsumentenschutz 
892  HEV, SVC 
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5.69 Art. 8d VE-IPRG 
Diese Bestimmung wird von vier Organisationen893 ausdrücklich gutgeheissen. Von einer Or-
ganisation894 wird sie abgelehnt. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Möglichkeit, in der Schweiz gegen eine schädigende Person zu 
klagen, die ihren Sitz im Ausland mit einem minimalen Bezug zur Schweiz hat, ist wichtig.895 
Diese Möglichkeit wird aber auch abgelehnt896, da der genügende Bezug zur Schweiz fraglich 
ist und die Bestimmung dem im erläuternden Bericht erwähnten Prinzip entgegensteht, dass 
eine beklagte Person nur an ihrem Wohnsitz oder Sitz mit einer Verbandsklage rechnen muss. 

Der sekundäre Gerichtsstand, wenn die beklagte Person im Fall einer Verbandsklage keinen 
Wohnsitz in der Schweiz hat, könnte in Artikel 16a aufgeführt werden.897 

Die in Absatz 3 für den Gruppenvergleich vorgesehene Zuständigkeit stösst auf Kritik898, weil 
in der Schweiz eine einzige Instanz für den Vergleich zuständig sein sollte. Andere Teilneh-
mer899, die sich grundsätzlich gegen die Vorschläge zum kollektiven Rechtsschutz stellen, 
schlagen vor, die Zuständigkeit für den Gruppenvergleich analog zu jener für die Verbands-
klage zu gestalten. Ein Teilnehmer900 schlägt hingegen vor, einen Gerichtsstand in der 
Schweiz vorzusehen, wenn keine der Parteien ihren Sitz bzw. Wohnsitz in der Schweiz hat, 
wie zum Beispiel bei einem Busunfall, von dem ausländische Touristen betroffen sind und an 
dem ein ausländisches Busunternehmen beteiligt ist. Ausserdem wird auf verschiedene Un-
klarheiten hingewiesen901: Bezieht sich die «Wahl der Parteien» auf eine einseitige Wahl jeder 
Partei oder auf eine Vereinbarung unter ihnen? Müssen auch die betroffenen Personen ihre 
Zustimmung zu einer Vereinbarung erteilen? Umfassen die «antragstellenden Parteien» die 
betroffenen Angehörigen der Gruppe, was zur Folge hätte, dass jeder für einen dieser Ange-
hörigen mögliche Gerichtsstand in Betracht käme? 

Es sollte klargestellt werden, dass eine Gerichtsstandsvereinbarung nach Artikel 5 IPRG für 
die Parteien eines Gruppenvergleichsverfahren zulässig ist. Zudem sollte in Betracht gezogen 
werden, die Möglichkeit des Gerichts auszuschliessen, seine Zuständigkeit abzulehnen (vgl. 
Art. 5 Abs. 3 IPRG). Schliesslich sollte die Situation aus Sicht des Lugano-Übereinkommens 
dargelegt werden, das dem IPRG vorgeht und wahrscheinlich häufig zur Anwendung gelangen 
wird.902 

5.70 Art. 11 VE-Entsendegesetz 
Eine Organisation903 begrüsst es grundsätzlich, dass die Bestimmung den neuen Vorschriften 
in der ZPO zur Verbandsklage angepasst wird, regt jedoch an, wie bei den anderen Spezial-
gesetzen einen Verweis auf die Artikel 89 und 89a anzubringen. 

 

                                                
893  SBS, TCS, UNIBE, WalderWyss 
894  SVC 
895  TCS 
896  OGer SH 
897  SBS 
898  OGer SH 
899  SVC, VSI 
900  WalderWyss 
901  UNIBE 
902  UNIBE 
903  OGer SH 
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6 Weitere Vorschläge 
6.1 Kantonale Spezialgerichte für internationale Handelsstreitigkeiten 
Es werden die Schaffung von Spezialgerichten für internationale Handelsstreitigkeiten und 
entsprechende Änderungen vorgeschlagen und von einer Partei904 und vier Organisationen905 
unterstützt. Folgende Änderungen werden vorgeschlagen: 

- Verbindlichkeit von Gerichtsstandsvereinbarungen (vgl. Ziff. 6.7) 
- Englisch als Verfahrenssprache (vgl. Ziff. 6.25) 

6.2 Verfahrensfragen im Familienrecht 
Drei Kantone906 und drei Organisationen907 weisen auf Mängel in den familienrechtlichen Ver-
fahren hin und verlangen Änderungen. 

6.2.1 Allgemeine Bemerkungen (Art. 271 ff. ZPO) 
Mehrere Teilnehmer908 schlagen vor, die Gelegenheit zu nutzen, um allgemein Fragen zu re-
geln, die sich in familienrechtlichen Verfahren stellen, wie die prozessuale Stellung der Kinds-
mutter in Unterhalts- oder Vaterschaftsklagen des Kindes oder ihre Stellung in Drei-Parteien-
Verfahren bei Klagen auf Abänderung des Kindesunterhalts in Fällen der Bevorschussung. 
Die Arbeiten sollten mit einer Expertenkommission und unter Einbezug der erstinstanzlichen 
Gerichte erfolgen. 

Ein Kanton909 weist auch auf Probleme hin, die mit der prozessualen Stellung der Kinder und 
Eltern zusammenhängen, vor allem wenn die Unterhaltsansprüche auf das Gemeinwesen 
übergegangen sind (Art. 289 Abs. 2 ZGB). 

6.2.2 Nebenintervention von Kindern aus einer früheren Beziehung oder von 
ehemaligen Ehegatten 

Ein Teilnehmer910 schlägt vor, dass die volljährigen Kinder aus einer ersten Beziehung sowie 
ehemalige Ehegatten bei einer Unterhaltsklage von minderjährigen Kindern aus einer zweiten 
Beziehung gegen den unverheirateten Schuldner die Möglichkeit zur Nebenintervention haben 
sollten. Da die neuen Unterhaltsforderungen die älteren verdrängen können, wäre eine Erle-
digung im Rahmen eines einzigen Verfahrens vorteilhaft und wirtschaftlich. 

6.2.3 Anwendbares Verfahren beim kontradiktorisch geführten Scheidungs-
verfahren (Art. 288 Abs. 2 und 292 Abs. 3 ZPO) 

Ein Kanton911 schlägt vor, für das kontradiktorisch geführte Scheidungsverfahren (Art. 288 
Abs. 2 und 292 Abs. 3 ZPO) die Anwendung des vereinfachten Verfahrens vorzusehen. Das 
ordentliche Verfahren, wie es heute von den Gerichten angewandt wird, ist zu kompliziert und 
für die Rechtssuchenden nicht ausreichend zugänglich. 

6.2.4 Rolle in selbstständigen Verfahren zur Regelung von Kinderbelangen 
(Art. 295 ZPO) 

Sind die Eltern eines minderjährigen Kindes nicht verheiratet und beide sorgeberechtigt, sollte 
der Prozess nach Ansicht eines Kantons912 wie bei verheirateten Eltern zwischen den beiden 
                                                
904  glp 
905  AG ZICC, Lenz&Staehelin, OAG, WalderWyss 
906  BE, BS, ZH 
907  OGer SH, Reiser, SVR 
908  BS; SVR 
909  BE 
910  Reiser 
911  ZH 
912  ZH 
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Elternteilen geführt werden, wobei es Aufgabe des Gerichts ist, die Parteirollen zu verteilen, 
wobei das Kind als weitere verfahrensbeteiligte Person einbezogen und vertreten wird. Es wird 
folgender Vorschlag gemacht: 
«1 Für selbstständige Klagen gilt das vereinfachte Verfahren. Steht das Kindesverhältnis fest, wird der 
Prozess zwischen den Eltern geführt, solange das Kind minderjährig ist. Das Gericht kann die Partei-
rollen verteilen.». 

Abs. 2 gemäss VE-ZPO 

«3 Ordnet das Gericht die Vertretung des Kindes an, wird dieses als weiterer Verfahrensbeteiligter in 
das Verfahren einbezogen.» 

6.2.5 Anwendbares Verfahren für volljährige Kinder (Art. 296 und 303 ZPO) 
In Anbetracht von Artikel 262 Buchstabe e ZPO, der für die vorsorgliche Leistung einer Geld-
zahlung eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage fordert, schlägt ein Kanton913 vor, in den 
Artikeln 296 und 303 Absatz 1 ZPO klarzustellen, dass diese Bestimmungen auch für volljäh-
rige Kinder gelten. 

6.2.6 Vereinfachtes Verfahren für Unterhaltsklagen nach Art. 328 ZGB  
Entsprechend dem Vorschlag in Artikel 295 ZPO könnte für das gesamte Verfahren nach Ar-
tikel 328 ZGB das vereinfachte Verfahren zur Anwendung gelangen.914 

6.2.7 Suspensivwirkung im Fall von Schuldneranweisungen im Familienrecht 
(Art. 315 ZPO) 

Ein Kanton915 schlägt vor, für die Schuldneranweisungen im Familienrecht eine Ausnahme von 
der Suspensivwirkung der Berufung (vgl. Art. 315 Abs. 4 ZPO) einzuzufügen. Diese Verfahren 
müssen rasch vollstreckt werden können. Allerdings können sie der Berufung unterliegen und 
die in Artikel 315 Absatz 4 Buchstabe b ZPO vorgesehene Ausnahme greift nicht, da es sich 
nicht um vorsorgliche Massnahmen handelt. 

6.3 Beschleunigung der Verfahren, Erledigung innerhalb angemessener 
Frist 

Einige Teilnehmer916 aus juristischen Berufen sind der Auffassung, der Zugang zur Justiz 
müsse bezüglich Verfahrensdauer verbessert werden, weil die Verfahren derzeit viel zu lange 
dauern. 

6.4 Klage gegen unbekannt 
Es wird die Einführung der Möglichkeit verlangt, gegen eine unbekannte Person klagen zu 
können.917 Ausländische Rechtsordnungen sehen eine solche Möglichkeit für diese in der Pra-
xis verbreitete Situation, wie bei einer Verletzung durch eine noch unbekannte Person. 

6.5 Gleiche Verfahrensregeln für die Miete aller unbeweglicher Sachen 
Ein Teilnehmer918 verlangt, dass die für das Mietrecht vorgesehenen Spezialvorschriften jede 
Vermietung und Verpachtung einer unbeweglichen Sache abdecken, nicht nur von Räumlich-
keiten. Er schlägt vor, den Ausdruck «Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen» 
durch «Miete und Pacht von unbeweglichen Sachen» zu ersetzen. 

                                                
913  BS 
914  OGer SH 
915  BE 
916  Anwälte ZH, DJS 
917  WalderWyss 
918  SMV 
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6.6 Sachliche und funktionelle Zuständigkeit (Art. 4 ff. ZPO) 
6.6.1 Konsumentengerichte 
Ein Teilnehmer919 schlägt vor, spezielle erstinstanzliche Behörden für konsumentenrechtliche 
Streitigkeiten nach dem Vorbild der miet- oder arbeitsrechtlichen Schlichtungsbehörden und 
Gerichte einzuführen. 

6.6.2 Mietgerichte 
Ein Teilnehmer920 schlägt vor, in der ganzen Schweiz und auf allen Stufen des kantonalen 
Verfahrens paritätisch zusammengesetzte Spezialgerichte für das Mietrecht vorzusehen. 

6.6.3 Kompetenzattraktion im Fall einer subjektiven oder objektiven Klagen-
häufung 

Ein Teilnehmer921 schlägt vor, für den Fall einer subjektiven oder objektiven Klagenhäufung 
eine Kompetenzattraktion zugunsten einer paritätischen Schlichtungsbehörde oder eines Spe-
zialgerichts vorzusehen. 

6.6.4 Wirkung der kantonalen Zuständigkeitsregelungen auf die Anwendung 
des Bundesrechts (Art. 4 ZPO) 

Im Gesetz könnte festgehalten werden, dass die kantonalen Vorschriften bezüglich der sach-
lichen Zuständigkeit nicht dazu führen dürfen, dass nur ein Teil des Bundesrechts angewandt 
wird.922 Dies gilt vor allem für die Spezialgerichte: Das Arbeitsgericht darf sich nicht auf die 
Prüfung der arbeitsrechtlichen Anspruchsgrundlagen beschränken, sondern muss alle rele-
vanten Anspruchsgrundlagen prüfen. 

6.7 Verbindliche Gerichtsstandswahl bei internationalen Handelsstreitig-
keiten 

Mehrere Teilnehmer923 verlangen, dass die notwendigen Gesetzesänderungen vorgenommen 
werden, um bei internationalen Handelsstreitigkeiten eine verbindliche Gerichtsstandswahl zu-
gunsten der Spezialgerichte erklären zu können. Aus Sicht dieser Teilnehmer ist dies eine 
unabdingbare Voraussetzung für die Attraktivität dieser Gerichte. In diesem Zusammenhang 
wird die Ratifizierung des Haager Übereinkommens vom 30. Juni 2005 über Gerichtsstands-
vereinbarungen vorgeschlagen. Ein weiterer Vorschlag sieht vor, die Möglichkeit einer direkten 
Klage vor einem oberen Gericht nach Artikel 8 ZPO auf die Handelsgerichte auszudehnen und 
Artikel 6 ZPO entsprechend anzupassen. Auch Artikel 5 Absatz 3 IPRG sollte angepasst oder 
aufgehoben werden. 

6.8 Einzige kantonale Instanz im Zusammenhang mit geistigem Eigentum 
(Art. 5 Abs. 1 Bst. a ZPO) 

Es wird vorgeschlagen, die Zuständigkeit einer einzigen kantonalen Instanz für Streitigkeiten 
im Zusammenhang mit geistigem Eigentum aufzuheben, da für diese Streitigkeiten der dop-
pelte Instanzenzug und das vereinfachte Verfahren sinnvoll sind.924 

                                                
919  SBS 
920  SMV 
921  SKG 
922  Bisegger 
923  glp; AG ZICC, Lenz&Staehelin, OAG 
924  BS 
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6.9 Einzige kantonale Instanz für UWG-Streitigkeiten (Art. 5 Abs. 1 Bst. d 
ZPO) 

Es wird vorgeschlagen, den Mindeststreitwert von 30'000 Franken zu streichen, ab dem UWG-
Streitigkeiten einer einzigen kantonalen Instanz vorgelegt werden können.925 

6.10 Vorrang der Regelung der Verfahrensart vor jener über die sachliche 
Zuständigkeit (Art. 5 ZPO) 

Aus Gründen der Kohärenz mit Artikel 6 ZPO wünschen zwei Teilnehmer926 in Artikel 5 eine 
Klarstellung, wonach die Regelung der Verfahrensart jener über die sachliche Kompetenz vor-
geht, auch in Bezug auf Klagen gegen den Bund (Art. 5 Abs. 1 Bst. f ZPO). 

6.11 Zusatzversicherungen zur Unfallversicherung (Art. 7 und 243 ZPO) 
Entgegen der Auffassung des Bundesrates zur Pa.Iv. (Poggia) Golay «Zivilprozess. Klagen 
betreffend Zusatzversicherungen zur obligatorischen Unfallversicherung gleich behandeln wie 
solche betreffend Zusatzversicherungen zur sozialen Krankenversicherung» (Ziffer 1.3.7 des 
erläuternden Berichts) erachtet es eine Partei927 als zielführend, die Zusatzversicherungen zur 
Unfallversicherung und zur sozialen Krankenversicherung in Bezug auf die einzige kantonale 
Instanz (Art. 7 ZPO) und das anwendbare Verfahren (Art. 243 Abs. 2 ZPO) gleichzustellen. 

6.12 Einreichung der Klage in einem falschen Verfahren (Art. 63 Abs. 2 ZPO) 
Die Bestimmung sollte angepasst werden, um die Folgen einer Eingabe in einem falschen 
Verfahren zu regeln.928 Denn die derzeitige Vorschrift kann zu Missbräuchen führen: Eine Per-
son kann eine Eingabe «versehentlich» im vereinfachten Verfahren einreichen und erhält da-
mit eine Frist von 30 Tagen, um eine Eingabe im ordentlichen Verfahren einzureichen. 

6.13 Vertretung im summarischen Verfahren (Art. 68 Abs. 2 ZPO) 
Ein Teilnehmer929 schlägt einen neuen Absatz 2 Buchstabe cbis vor, damit Liegenschaftsver-
walter mit Verwaltungsmandat befugt sind, den Auftraggeber – Eigentümer oder Vermieter – 
in summarischen Verfahren des Rechtsschutzes in klaren Fällen (Art. 248 Bst. b ZPO) zu ver-
treten, namentlich bei Ausweisungen. 

Ein anderer930 schlägt vor, in der ZPO (Abs. 2 Bst. b und d) Vertreter von Rechtsschutzversi-
cherungen generell und nicht nur, soweit es das kantonale Recht vorsieht, als Vertreter vor 
den Schlichtungsbehörden zuzulassen. 

6.14 Verbandsklage zur Gewinnabschöpfung (Art. 71 ZPO) 
Ein Teilnehmer931 schlägt vor, für Verbände, die nach Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe a und b 
UWG legitimiert sind, bei unzulässigen Handlungen nach Artikel 3 UWG eine Gewinnabschöp-
fungsklage vorzusehen (siehe auch Ziff. 4.2.1 und 5.67).  

6.15 Sammelklage 
Ein Teilnehmer932 schlägt vor, dass Parteien ihre Ansprüche in einer Klage vereinen können, 
sofern diese in einem sachlichen Zusammenhang stehen. Mit dieser auf dem bekannten Insti-
tut der Streitgenossenschaft basierenden Regelung für einen neuen Artikel 71a ZPO liesse 

                                                
925  SG 
926  BE; glp 
927  SP 
928  BS 
929  HEV 
930  SVV 
931  SGB 
932  Anwälte ZH 
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sich auf einfache Weise eine Sammelklage für den kollektiven Rechtsschutz schaffen. Die 
Einschaltung eines Verbands, wie in den Artikeln 89 und 89a vorgeschlagen, ist damit nicht 
mehr notwendig. Das ist ein Vorteil, denn das Vorgehen über einen Verband und die erforder-
liche Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen werden die betroffenen Einzelpersonen in 
vielen Fällen davon abhalten, ihre Rechte auszuüben.  

6.16 Haftungsstreitigkeiten bei Körperverletzung  
Ein Teilnehmer933 schlägt vor, in der Botschaft festzuhalten, dass die Bezifferung bei Haftungs-
streitigkeiten nach Körperschädigungen unzumutbar im Sinne von Artikel 85 ZPO ist. Dieser 
Vorschlag erfolgt in Verbindung mit Artikel 96 Absatz 2 (siehe Ziff. 5.14). 

6.17 Schutzwürdiges Interesse an der Feststellungsklage (Art. 88 ZPO) 
Nach einem Teilnehmer sollte in Artikel 88 ZPO ausdrücklich das Bestehen eines besonderen 
Feststellungsinteresses als Voraussetzung der Feststellungsklage verlangt werden.934 Arti-
kel 59 Absatz 2 Buchstabe a ZPO reicht nicht aus. Zudem sollte das besondere Feststellungs-
interesses direkt in den Gesetzestext definiert werden. 

6.18 Streitwert bei wiederkehrenden Leistungen (Art. 92 Abs. 2 ZPO) 
Ein Teilnehmer935 schlägt vor, zur Bestimmung des Streitwerts bei mietrechtlichen Streitigkei-
ten nicht den zwanzigfachen, sondern den zehnfachen Betrag der Jahresmiete zu berücksich-
tigen. Denn die durchschnittliche Mietdauer liegt unter zehn Jahren. 

6.19 Gesonderte Position für die Publikationskosten (Art. 95 Abs. 2 ZPO) 
Ein Kanton936 schlägt vor, die Publikationskosten, die heute in der Entscheidgebühr enthalten 
sind, als gesonderte Position einzuführen. Diese Kosten sind hoch und sollten separat ver-
bucht werden. 

6.20 Befreiung von der Sicherheitsleistung für die Parteientschädigung 
(Art. 99 ZPO) 

Da die Kostenhürde ausschlaggebend dafür ist, dass ein Verband eine Klage nach den Arti-
keln 89 und 89a einleiten kann, schlagen einige Teilnehmer dessen Befreiung von der Sicher-
heitsleistung für die Parteientschädigung vor.937 Nach Auffassung anderer muss diese Sicher-
heitsleistung zudem auch für Individualverfahren nach oben begrenzt werden, wenn der Zu-
gang zu den Gerichten wirklich erleichtert werden soll.938 Auch wird generell für das verein-
fachte Verfahren die Befreiung von einer solchen Sicherheitsleistung vorgeschlagen.939 

6.21 Nachfrist für die Leistung des Vorschusses oder der Sicherheit 
(Art. 101 Abs. 3 ZPO) 

Ein Teilnehmer940 schlägt vor, die Nachfrist zu streichen, die gegenwärtig eingeräumt werden 
muss, wenn der Vorschuss oder die Sicherheit nicht geleistet wird. Ziel ist die Gleichbehand-
lung der Partei, die den geschuldeten Betrag gar nicht leistet, mit jener, deren Betrag verspätet 
eintrifft, ohne dass sie belegen kann, dass er ihrem Konto am letzten Tag der Frist belastet 
wurde. 

                                                
933  Anwälte ZH 
934  Bisegger 
935  SMV 
936  BS 
937  DVSP, Konsumentenschutz, SGB 
938  SGHVR 
939  Anwälte ZH, DJS 
940  FVE 
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6.22 Befreiung von den Gerichtskosten (Art. 113 und 114 ZPO) 
6.22.1 Ausdehnung der Unentgeltlichkeit von mietrechtlichen Verfahren 
Ein Teilnehmer941 verlangt eine Änderung von Artikel 113 Absatz 1 ZPO, so dass in Bezug auf 
die Parteientschädigung für den Urteilsvorschlag (Art. 210 ff. ZPO) und den Entscheid 
(Art. 212 ZPO) ausdrücklich die gleiche Regelung gilt wie im Schlichtungsverfahren. Dasselbe 
muss für die Gerichtskosten nach Artikel 113 Absatz 2 ZPO und für das Entscheidverfahren 
gemäss Artikel 114 ZPO gelten. Zudem verlangt dieser Teilnehmer die Unentgeltlichkeit für 
alle mietrechtlichen Verfahren in allen Stufen des kantonalen Verfahrens sowie die Befreiung 
des Mieters von der Leistung einer Parteientschädigung. Ein anderer Teilnehmer942 schlägt 
ebenfalls eine Befreiung von den Gerichtskosten für das Entscheidverfahren (Art. 114 ZPO), 
für alle Angelegenheiten nach Artikel 243 Absatz 2 Buchstabe c ZPO sowie für die anderen 
mietrechtlichen Verfahren mit einem Streitwert bis 30'000 Franken vor. 

6.22.2 Unentgeltlichkeit von konsumentenrechtlichen Streitigkeiten 
Für konsumentenrechtliche Streitigkeiten wird fallweise Unentgeltlichkeit vor der ersten In-
stanz 943 oder bis zu einem maximalen Streitwert verlangt, wie es in einigen Kantonen bereits 
gilt (30'000 Franken in Genf oder 10'000 Franken im Kanton Waadt)944. 

6.22.3 Unentgeltlichkeit von arbeitsrechtlichen Streitigkeiten 
Die Streitwertgrenze von 30'000 Franken wird als zu tief erachtet945, insbesondere in Anbe-
tracht der Rechtsprechung zur Teilklage, gegen die widerklageweise eine negative Feststel-
lungsklage für die gesamte Forderung erhoben werden kann. 

6.22.4 Unentgeltlichkeit von gleichstellungsrechtlichen Verbandsklagen 
Für Verbandsklagen und Gruppenvergleiche nach dem Gleichstellungsgesetz sollte eine Be-
freiung von den Gerichtskosten vorgesehen werden.946 

6.23 Unentgeltliche Rechtspflege (Art. 117 ff. ZPO) 
Mittelfristig muss die gesamte Regelung der unentgeltlichen Prozessführung überdacht und 
zu einer eigentlichen Prozesskostenhilfe ausgebaut werden.947 

6.24 Bezahlung der Parteientschädigung bei unentgeltlicher Rechtspflege 
(Art. 118, 122-123 ZPO) 

Mehrere Vorschläge sind darauf ausgerichtet, dass die unentgeltlich prozessführende Partei 
bei Unterliegen keine Parteientschädigung bezahlen muss: 

- die unentgeltlich prozessführende Partei wird von der Bezahlung der Parteient-
schädigung befreit948; 

- der Kanton bezahlt der Gegenpartei einen angemessene Parteientschädigung und 
die unterliegende Partei bezahlt den vom Kanton nicht gedeckten Teil949; 

- der Kanton bezahlt der Gegenpartei die Parteientschädigung und es wird eine 
Nachzahlung analog zur Regelung in Artikel 123 ZPO vorgesehen.950 

                                                
941  SMV 
942  MV Zürich 
943  SBS 
944  ACSI, FRC, SBS 
945  SGB 
946  SKG 
947  Meier 
948  SP 
949  Meier 
950  UNIBE 
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6.25 Englisch als Verfahrenssprache (Art. 129 ZPO) 
Eine Partei951 und fünf Organisationen952 schlagen vor, Englisch als Verfahrenssprache zuzu-
lassen, zumindest mit der Zustimmung der Parteien und des Gerichts. Aus Sicht dieser Teil-
nehmer handelt es sich um eine conditio sine qua non, um die Attraktivität der Spezialgerichte 
für internationale handelsrechtliche Streitigkeiten sicherzustellen. Bei den von einer einzigen 
kantonalen Instanz beurteilten handelsrechtlichen Streitigkeiten ist das Bundesgericht die ein-
zige Rechtsmittelinstanz für Verfahren, die in Englisch geführt werden. Bereits heute beurteilt 
es Beschwerden gegen in englischer Sprache abgefasste Schiedsentscheide und im Rahmen 
der Revision des 12. Kapitels IPRG (Internationale Schiedsgerichtsbarkeit) ist geplant, diese 
Möglichkeit im Bundesgerichtsgesetz einzuführen953. 

Die Zulassung von Englisch könnte sich auf Verfahren vor spezialisierten Gerichten beschrän-
ken und müsste nicht auch den Entscheid des Gerichts umfassen. Dem Entscheid, der nach 
wie vor in der Amtssprache erlassen werden könnte, wäre eine Übersetzung auf Englisch bei-
zulegen.954 

6.26 Eingaben und Zustellungen in elektronischer Form (Art. 130, 139 ZPO) 
Eine Partei955 schlägt vor, dass professionelle Parteivertreter, namentlich Anwältinnen und An-
wälte, sowie die Gerichte grundsätzlich auf elektronischem Weg kommunizieren. 

6.27 Koordination der Bestimmungen des SchKG und der ZPO zu den Ferien 
und dem Fristenstillstand (Art. 145 Abs. 4 ZPO) 

Gemäss Artikel 1 Buchstabe c ZPO findet die ZPO auf gerichtliche Angelegenheiten des 
Schuldbetreibungs- und Konkursrechts (SchKG) Anwendung, während Artikel 145 Absatz 4 
ZPO einen Vorbehalt zugunsten der Bestimmungen des SchKG über die Betreibungsferien 
und den Rechtsstillstand enthält. Damit ist unklar, welche Bestimmungen anwendbar sind. Aus 
Sicht zweier Teilnehmer956 sollten diese Bestimmungen im Rahmen der vorliegenden Revision 
koordiniert werden, indem zum Beispiel Artikel 145 Absatz 4 ZPO aufgehoben wird.957 

6.28 Reduzierte Anforderungen in der vorsorglichen Beweisführung bei 
Massenverfahren (Art. 158 ZPO) 

Im Rahmen der vorsorglichen Beweisführung könnten die Anforderungen an die Bezeichnung 
der Beweismittel aus Sicht eines Teilnehmers958 bei Massenverfahren gelockert werden. Da-
mit liessen sich langwierige Musterprozesse im Vorfeld von Gruppenvergleichsverfahren ver-
meiden. 

6.29 Amtlicher Befund (Art. 168 ff. ZPO) 
Ein Teilnehmer959 schlägt vor, das Institut des amtlichen Befunds zu übernehmen, das im Kan-
ton Zürich besteht (Art. 143 des zürcherischen Gerichtsorganisationsgesetzes). 

                                                
951  glp 
952  AG ZICC, Bisegger, Lenz&Staehelin, OAG, WalderWyss 
953  AG ZICC 
954  AG ZICC 
955  glp 
956  OGer SH, WalderWyss 
957  OGer SH 
958  Peter 
959  WalderWyss 
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6.30 Einvernahme von Zeugen, Parteien oder Sachverständigen mittels  
Videokonferenz  

Aus Gründen der Verfahrensökonomie und der Kosteneffizienz sollte aus Sicht eines Teilneh-
mers960 die Einvernahme mittels Videokonferenz oder ähnlichen technischen Mitteln analog 
zu Artikel 144 StPO eingeführt werden. Der Teilnehmer schlägt vor, dies in einem neuen Arti-
kel 170a ZPO und einem Verweis in Artikel 187 als Kann-Vorschrift einzuführen. 

6.31 System der Ausnahmen vom Schlichtungsverfahren (Art. 198-199 ZPO) 
Aus systematischer Sicht wäre es gemäss einem Teilnehmer961 vorzuziehen, die obligatori-
sche Schlichtung als Regel verbunden mit der Möglichkeit vorzusehen, als Ausnahme direkt 
ein Entscheidverfahren einzuleiten. Denn das derzeitige System (obligatorische Schlichtung, 
Ausschluss der Schlichtung in Ausnahmefällen und Wahl zwischen der Schlichtung und dem 
Entscheidverfahren als Ausnahme von der Ausnahme) beinhaltet im internationalen Verhältnis 
die Gefahr, dass die Einleitung eines Schlichtungsverfahrens keine Rechtshängigkeit begrün-
det, sodass wiederum durch rasche Einleitung eines Verfahrens im Ausland ein Verfahren in 
der Schweiz verunmöglicht werden kann. 

6.32 Schlichtungsverfahren in personenstands- oder familienrechtlichen  
Angelegenheiten (Art. 198 ZPO) 

Ein Teilnehmer962 schlägt vor, Artikel 198 Absatz 1 Buchstabe b bis d ZPO zu streichen und 
Artikel 198 Absatz 1 Buchstabe a und g ZPO zu ändern, um in den entsprechenden personen-
stands- oder familienrechtlichen Angelegenheiten ein Schlichtungsverfahren vorzusehen. 
Denn Kindern unverheirateter Eltern steht ein Schlichtungsversuch zu, mit dem sich ein 
Rechtsstreit vermeiden lässt, nicht jedoch Kindern verheirateter Eltern.  

Vier Kantone963 und drei Organisationen964 schlagen vor, Artikel 198 Absatz 1 Buchstabe bbis 
ZPO aufzuheben oder zu revidieren. Denn diese mit dem neuen Unterhaltsrecht eingeführt 
Bestimmung führt zu Schwierigkeiten bei der Auslegung (Unter welchen Voraussetzungen gilt 
die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde als angerufen? Schränkt der Verweis auf die Ar-
tikel 298b und 298d ZGB die Tragweite der Bestimmung ein?) und der Vorhersehbarkeit und 
wird in den Kantonen unterschiedlich umgesetzt. Zudem hat die Schlichtungsbehörde nicht die 
Kompetenz, Vereinbarungen über Kinderunterhaltsbeiträge zu genehmigen (Art. 287 Abs. 1 
ZGB), so dass in jedem Fall das Gericht angerufen werden muss. Schliesslich können sich 
verheiratete Eltern direkt an das Gericht wenden, während unverheiratete Eltern ein Schlich-
tungsverfahren durchlaufen müssen. Einige965 schlagen vor, die Schlichtung in allen familien-
rechtlichen Verfahren auszuschliessen und stattdessen das vereinfachte Verfahren anzuwen-
den. Vorgeschlagen wird auch, die Schlichtung für alle Angelegenheiten im Zusammenhang 
mit dem Unterhalt des Kindes966 oder des minderjährigen Kindes967 auszuschliessen sowie die 
Voraussetzung der Anrufung der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde zu streichen968. Ein 
Teilnehmer969 schlägt vor, in Absatz 1 Buchstabe c das streitige Abänderungsverfahren auf-
zuführen. 

                                                
960  AG ZICC 
961  WalderWyss 
962  Reiser 
963  BS, BE, GE, ZH 
964  Friedensrichter ZH, SVFV, SVR 
965  BS; SVR 
966  SVFV 
967  BS 
968  SVFV 
969  SGAV 
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6.33 Paritätische Schlichtungsbehörde im Urheberrecht  
Eine Organisation970 schlägt die Schaffung einer paritätischen Schlichtungsbehörde für das 
Urheberrecht vor, um der Situation im Kulturbereich Rechnung zu tragen. Für diesen Bereich 
fehlt eine Behörde, die für Kulturschaffende niederschwellig zugänglich ist und die Aufgabe 
hat, eine gütliche Einigung herbeizuführen. Die Änderung von Artikel 198 Absatz 1 Buchstabe f 
und Absatz 2 geht zwar in die richtige Richtung, genügt jedoch nicht.  

6.34 Bezeichnung der beklagten Partei bei Laieneingaben  
Zwei Teilnehmer971 schlagen eine neue Regelung in Artikel 202 ZPO mit folgendem Wortlaut 
vor: «Die Schlichtungsbehörde stellt bei Eingaben von Laien von Amtes wegen fest, ob die 
Bezeichnung der Parteien korrekt ist, und korrigiert sie von Amtes wegen, wenn sie falsch oder 
unvollständig ist.» Denn in mietrechtlichen Verfahren wissen Mieter oft nicht, wen sie einklagen 
müssen, und laufen Gefahr, dass das Verfahren aus diesem Grund scheitert, vor allem wenn 
das materielle Recht Verwirkungsfristen vorsieht. 

6.35 Schlichtungsverhandlung und persönliches Erscheinen (Art. 204 ZPO) 
Das persönliche Erscheinen von juristischen Personen sollte im Gesetz geregelt werden.972 
Für im Handelsregister eingetragene klagende Parteien mit Sitz im Verfahrenskanton wird die 
Möglichkeit vorgeschlagen, sich durch einen Arbeitnehmer vertreten zu lassen.973 Umgekehrt 
sollte aus Sicht eines Kantons974 für Parteien mit ausserkantonalem Wohnsitz die Möglichkeit 
gestrichen werden, nicht persönlich zu erscheinen. 

Ein anderer Teilnehmer975 schlägt vor, dass die Parteien in gegenseitigem Einvernehmen auf 
die Durchführung der Schlichtungsverhandlung verzichten können, wenn beide anwaltlich ver-
treten sind. Da Anwälte verpflichtet sind, eine einvernehmliche Lösung anzustreben, würde ein 
solcher Verzicht zur Prozessökonomie beitragen. 

6.36 Säumnis an der Schlichtungsverhandlung (Art. 206 ZPO) 
Ein Teilnehmer976 schlägt vor, bei Säumnis der klagenden Partei an der Schlichtungsverhand-
lung die allgemeinen Bestimmungen von Artikel 147 ZPO anzuwenden, da die Bestimmung in 
Artikel 206 Absatz 1 ZPO erhebliche Probleme verursacht. 

6.37 Von einer unzuständigen Behörde erlassene Klagebewilligung  
(Art. 209 ZPO) 

Ein Teilnehmer977 schlägt vor, die Gültigkeit von Klagebewilligungen, die von einer unzustän-
digen Schlichtungsbehörde erlassen wurden, vorzusehen. Da Schlichtungsbehörden in der 
Regel ihre Zuständigkeit nicht prüfen dürfen, können Schlichtungsverfahren gelegentlich vor 
unzuständigen Behörden stattfinden. Es ist überspitzt formalistisch, die klagende Partei zu 
verpflichten, die Schlichtung vor der zuständigen Behörde zu wiederholen. 

6.38 Urteilsvorschlag (Art. 210 ZPO) 
Ein Teilnehmer978 vertritt die Auffassung, dass es nicht dem freien Ermessen der Schlichtungs-
behörde überlassen werden darf, ob sie einen Urteilsvorschlag macht oder nicht und schlägt 
daher vor, Artikel 210 Absatz 1 ZPO wie folgt zu ändern: «Scheitert der Schlichtungsversuch, 
                                                
970  Suisseculture 
971  MV Zürich, SMV 
972  SGHVR 
973  FDP 
974  BS 
975  SGAV 
976  SMV 
977  Bisegger 
978  SMV 



Vernehmlassungsbericht Revision der Zivilprozessordnung (Verbesserung der Praxistauglichkeit und der  
Rechtsdurchsetzung) 
Referenz/Aktenzeichen: COO.2180.109.7.290929 / 236.1/2017/00005 

 

 

71/82 

 

unterbreitet die Schlichtungsbehörde den Parteien einen Urteilsvorschlag (Entscheidvor-
schlag) [...]» 

6.39 Wirkungen des Urteilsvorschlags (Art. 211 ZPO) 
Ein Kanton979 schlägt vor, die Rechtsmittel gegen die Feststellungen der Schlichtungsbehörde 
in Bezug auf die Ablehnung oder Nichtablehnung des Urteilsvorschlags durch die Parteien zu 
regeln. 

6.40 Entscheid der Schlichtungsbehörde (Art. 212 ZPO) 
Fünf Kantone980, eine politische Partei981 und drei Organisationen982 schlagen vor, die Ent-
scheidkompetenz der Schlichtungsbehörde zu erweitern und den maximalen Streitwert analog 
zur vorgeschlagenen Regelung für den Urteilsvorschlag auf 4'000, 5'000 oder 10'000 Franken 
zu erhöhen. Da der Urteilsvorschlag kann von den Parteien angefochten werden, kann der 
Fall auch nicht rechtskräftig erledigt werden. Mit einem Entscheid der Schlichtungsbehörde 
könnten Rechtsstreitigkeiten einfach, kostengünstig und rasch erledigt werden. 

Das Entscheidverfahren sollte geregelt werden, indem in Absatz 2 vorgesehen wird, dass die 
Bestimmungen des vereinfachten Verfahren sinngemäss gelten.983 Denn die fehlende Rege-
lung führt in der Praxis immer wieder zu Schwierigkeiten. 

6.41 Bestreitung der Behauptungen 
Ein Teilnehmer984 verlangt, den Zeitpunkt und die Form der Bestreitung der Behauptungen 
insbesondere während des Schriftenwechsels genauer zu regeln. Vor allem sollten Behaup-
tungen, die in der Duplik oder einer späteren Eingabe erhoben werden, als bestritten gelten, 
sofern sie nicht ausdrücklich als richtig anerkannt wurden. Dadurch würde der Druck zu um-
fangreichen Eingaben in der Replik gemindert. Diese in der Praxis wichtigen Punkte, welche 
die Kosten des Prozesses beeinflussen, sollten mit der Revision angegangen werden. 

6.42 Inhalt der Klage bei Verbandsklagen 
Ein Teilnehmer985 schlägt vor, im Fall einer Verbandsklage den Inhalt der Klage gemäss Artikel 
221 ZPO zu ergänzen, indem die betroffenen Personen angegeben (Abs. 1 Bst. g) und die 
Vollmachten beigelegt werden, die dem Verband erteilt werden (Abs. 2 Bst. e). Diese Bestim-
mungen würden sinngemäss für das Schlichtungsgesuch gelten, was in Artikel 202 ZPO auf-
geführt werden müsste. 

6.43 Information über die Möglichkeit, nach der Instruktionsverhandlung 
neue Tatsachen und Beweismittel vorzubringen (Art. 226 Abs. 2 ZPO) 

Ein Teilnehmer986 schlägt vor, in Artikel 226 Abs. 1 ZPO die bundesgerichtliche Rechtspre-
chung zu diesem Punkt zu kodifizieren und das Gericht dazu zu verpflichten, den Parteien mit 
der Vorladung zur Instruktionsverhandlung mitzuteilen, ob und inwieweit anschliessend neue 
Tatsachen und Beweismittel ausgeschlossen sind. 

                                                
979  AG 
980  BS, GE, LU, SZ, ZG 
981  glp 
982  Bisegger, SGAV, SVFV 
983  ZH 
984  WalderWyss 
985  SVC 
986  SGAV 
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6.44 Replik und Duplik sowie zweite Vorträge (Art. 228 Abs. 2 und Art. 232 
Abs. 1 ZPO) 

Die Replik und Duplik sowie die zweiten Vorträge können im Hinblick auf die Straffung des 
Verfahrens aufgehoben werden.987 Das rechtliche Gehör und das Replikrecht gelten ohnehin. 

6.45 Novenrecht im ordentlichen Verfahren (Art. 229 ZPO) 
Ein Teilnehmer988 schlägt vor, die Zulässigkeit neuer Tatsachen und Beweismittel im ordentli-
chen Verfahren zu überdenken. Die geltende Regelung ist äusserst streng, denn oft lädt das 
Gericht nach zwei Schriftenwechseln zur Hauptverhandlung. Die Parteien haben somit keine 
Möglichkeit, in der Hauptverhandlung neue Tatsachen oder Beweismittel mündlich vorzutra-
gen. Dies benachteiligt vor allem nicht anwaltlich vertretene Parteien, die sich nicht gewohnt 
sind, präzise und umfassende Schriften zu verfassen. Diese Möglichkeit sollte gewährt wer-
den, wobei zusätzlich vorzusehen, dass einer Partei die Kosten auferlegt werden, wenn sie 
Tatsachen oder Beweismittel absichtlich für die Hauptverhandlung zurückhält. 

6.46 Inhalt der Entscheidgründe 
Ein Teilnehmer989 bedauert, dass die ZPO keine Bestimmung zum Inhalt der Entscheidgründe 
enthält. Dies hat zur Folge, dass die Gerichte heute sehr lange Entscheide verfassen, um 
sicherzustellen, dass der Entscheid nicht von einer oberen Instanz wegen mangelhafter Be-
gründung aufgehoben wird. Ein erheblicher Teil dieser Entscheide ist für die Parteien jedoch 
nicht zweckdienlich. Mit einer Regelung im Gesetz liesse sich die Situation klären. In Anleh-
nung an das deutsche Recht könnten die Entscheidgründe gemäss einem neuen Artikel 238a 
ZPO Folgendes umfassen: die Anträge der Parteien, eine kurze Darstellung der Prozessge-
schichte, den unbestrittenen Sachverhalt und die bestrittenen Tatsachenbehauptungen, die 
rechtlichen Erwägungen sowie die Beweiswürdigung, soweit der rechtserhebliche Sachverhalt 
strittig ist oder von Amtes wegen festzustellen ist. 

6.47 Rechtsmittelinstanzen: Begründung der Entscheide (Art. 239 in Verbin-
dung mit Art. 318 Abs. 2 und Art. 327 Abs. 5 ZPO) 

Mehrere Teilnehmer990 schlagen vor, die Rechtsmittelinstanzen von der Begründung ihrer Ent-
scheide zu befreien, indem Artikel 239 Absatz 1 und 2 ZPO wie auf die erstinstanzlichen Ge-
richte auch auf sie angewandt wird oder indem eine ähnliche Regelung vorgesehen wird. Die 
geltende Regelung verursacht einen hohen Arbeitsaufwand. 

6.48 Entscheid bei Gegenstandslosigkeit (Art. 242 ZPO) 
Ein Teilnehmer991 schlägt vor, Artikel 242 ZPO dahingehend anzupassen, dass aus dem Wort-
laut ausdrücklich hervorgeht, dass das Gericht bei Gegenstandslosigkeit einen berufungs- o-
der beschwerdefähigen Entscheid erlässt. Auch der ungenaue Gliederungstitel des 6. Kapitels 
sollte angepasst und der Begriff «ohne Entscheid» durch «ohne Sachentscheid» ersetzt wer-
den. 

6.49 Geltungsbereich des vereinfachten Verfahrens  
(Art. 243 Abs. 2 und 3 ZPO) 

Zwei Teilnehmer992 schlagen vor, das vereinfachte Verfahren auf alle Streitigkeiten aus Kon-
sumentenverträgen, der persönlichen Vorsorge und wegen Personenschäden anzuwenden. 

                                                
987  ZH 
988  Bisegger 
989  Bisegger 
990  SG; FDP; OGer SH 
991  UNIBAS 
992  Anwälte ZH, DJS 
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Für Zusatzversicherungen zur sozialen Krankenversicherung gilt das vereinfachte Verfahren 
bereits, was zu Abgrenzungsschwierigkeiten führt. Das vereinfachte Verfahren sollte für alle 
Streitigkeiten gelten, bei denen sich ungleich starke Parteien gegenüberstehen und bei denen 
zwecks Existenzsicherung oder zur Herstellung des Rechtsfriedens rasch eine Streiterledi-
gung herbeigeführt werden soll. 

Ein Teilnehmer993 schlägt vor, für Streitigkeiten aus Miete und Pacht von Wohn- und Ge-
schäftsräumen die Anwendung des ordentlichen Verfahrens aufzuheben, was grundsätzlich 
die Anwendung des vereinfachten Verfahrens voraussetzt. 

6.50 Festlegung von Fristen für das vereinfachte Verfahren 
Zwei Teilnehmer994 schlagen vor, konkrete Zeitvorgaben für das vereinfachte Verfahren ein-
zuführen. Das Gericht stellt somit eine Klage, die keine Begründung enthält, der beklagten 
Partei sofort zu und lädt die Parteien innert zwei Monaten zur Verhandlung vor (vgl. Art. 245 
Abs. 1 ZPO). Enthält die Klage eine Begründung, setzt es der beklagten Partei eine einmalige 
Frist zur Stellungnahme (vgl. Art. 245 Abs. 2 ZPO). Bis zum Entscheid dauert das Verfahren 
18 Monate, abgesehen von Ausnahmefällen im Zusammenhang mit der Beweisabnahme 
(Art. 246 Abs. 1 ZPO). Bei Vereinfachung des Prozesses (Art. 125 ZPO) wird das Verfahren 
so beschleunigt, dass diese Dauer eingehalten wird, und eine Verfahrenssistierung (Art. 126 
ZPO) ist nicht zulässig (neuer Art. 246 Abs. 2 ZPO). 

Das vereinfachte Verfahren soll zu einer raschen Erledigung der Rechtsstreitigkeiten beitra-
gen. Das ist jedoch nicht der Fall: Die klagende Partei trägt die Behauptungs- und Beweisfüh-
rungslast; der soziale Untersuchungsgrundsatz ist in der Praxis nicht von grosser Bedeutung; 
es sind dieselben Beweismittel zulässig wie im ordentlichen Verfahren; die Widerklage und 
Klageänderungen sind zulässig. In der Regel müssen die Parteien einen Anwalt beiziehen und 
aufgrund der hohen Prozesskosten sind sie oft gehalten, Teilklage zu erheben. Die Vorschläge 
sind darauf ausgerichtet, das Verfahren zu beschleunigen und zu vereinfachen. 

6.51 Beweis im vereinfachten Verfahren 
Ein Teilnehmer995 verlangt, die Beweislastregel im vereinfachten Verfahren aufzuweichen. Die 
vorgeschlagene Bestimmung für Artikel 247 ZPO sieht vor, dass jener Sachverhalt als erstellt 
gilt, den das Gericht für den wahrscheinlichsten hält. Das Gericht kann somit seinem Entscheid 
diesen Sachverhalt zugrunde legen. Mit den derzeitigen Verfahrensregeln stellt die Beweis-
führungslast das grösste Hindernis zur Durchsetzung von Rechtsansprüchen dar. Denn sobald 
Zweifel an einem Sachumstand bestehen, kann der Anspruch aufgrund der Beweislastregel in 
Artikel 8 ZGB nicht durchgesetzt werden. Durch den Zeitablauf werden die Beweismittel ent-
kräftet; dies gilt für Zeugenaussagen, die erst nach Jahren gemacht werden, ebenso wie für 
Expertisen zu Sachumständen, die Jahre zurückliegen. Daher ist die klagende Partei im Nach-
teil. Eine Aufweichung der Beweislastregel ist zumindest im vereinfachten Verfahren gerecht-
fertigt, in dem die Parteien über ungleich lange Spiesse verfügen. 

Ein anderer Teilnehmer996 schlägt vor, die Bestimmungen zur Prognose des Gerichts hinsicht-
lich der künftigen Entwicklung, typischerweise im Fall von Artikel 42 Absatz 2 OR bei der Fest-
setzung des Schadens, genauer zu regeln. Der Vorschlag besteht darin, dass sich das Gericht 
auf jenen Entwicklungsverlauf stützt, der bei Annahme einer konstanten und absehbaren Ent-
wicklungsrichtung am wahrscheinlichsten erscheint. 

                                                
993  SMV 
994  Anwälte ZH, DJS 
995  DJS 
996  Anwälte ZH 
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6.52 Geltungsbereich des summarischen Verfahrens (Art. 250 ZPO) 
Ein Kanton997 schlägt vor, in Buchstabe c (Gesellschaftsrecht) zwei Verfahren hinzuzufügen: 
gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung das Auskunftsrecht der Mitglieder des Verwal-
tungsrates (Art. 715a Abs. 1 OR) sowie die Löschung der Gesellschaft von Amtes wegen (Art. 
938a Abs. 1 und 2 OR), wie von der Lehre postuliert. 

6.53 Kompetenzattraktion bei Ausweisung und Kündigungsanfechtung  
Zwei Teilnehmer998 schlagen vor, die Bestimmung des früheren Artikels 274g OR, wonach das 
für die Ausweisung zuständige Gericht auch für die Anfechtung der Kündigung durch den von 
der Ausweisung betroffenen Mieter zuständig ist, in einem neuen Artikel 250 Buchstabe e ZPO 
wieder einzuführen. In Anbetracht der Voraussetzungen des Verfahrens in klaren Fällen ver-
kompliziert das mit der eidgenössischen ZPO eingeführte System Ausweisungen erheblich. 

6.54 Neue Tatsachen und Beweismittel im summarischen Verfahren  
Ein Teilnehmer999 schlägt vor, das Novenrecht für das summarische Verfahren in Artikel 252 
ZPO zu regeln. Da die ZPO keine entsprechende Regelung enthält, finden im Prinzip die Be-
stimmungen des ordentlichen Verfahrens Anwendung. Einige Gerichte wie die Obergerichte 
der Kantone Bern und Zürich vertreten allerdings die Ansicht, dass im summarischen Verfah-
ren neue Tatsachen und Beweismittel nur bis zum Abschluss des ersten Schriftenwechsels 
zulässig sind. Die Situation ist unbefriedigend und erfordert ein Eingreifen des Gesetzgebers. 

6.55 Abweisung des Gesuchs im Verfahren in klaren Fällen  
(Art. 257 Abs. 3 ZPO) 

Ein Teilnehmer1000 verlangt, dass das Verfahren in klaren Fällen entgegen der derzeitigen 
Rechtsprechung des Bundesgerichts bei klarer Sach- und Rechtslage auch zu einer Abwei-
sung des Gesuchs führen kann. 

6.56 Frist für die Einreichung des Begehrens im Fall von Art. 961 Abs. 3 ZGB  
In Artikel 263 ZPO ist die Rechtsprechung des Bundesgerichts zu korrigieren, wonach die Frist 
in Artikel 961 Absatz 3 ZGB materiell-rechtlicher Natur ist.1001 Dass hier die Gerichtsferien nicht 
gelten, ergibt sich bereits daraus, dass es sich um ein summarisches Verfahren handelt. Zu-
dem wäre dies der einzige Fall, bei dem die Dauer einer materiell-rechtlichen Frist vom Gericht 
festgelegt wird, und eine Wiederherstellung der Frist ist nicht möglich. 

6.57 Mitteilung der Schutzschrift (Art. 270 Abs. 2 ZPO) 
Ein Teilnehmer1002 schlägt eine Klarstellung vor, dass weder der Inhalt noch das Bestehen der 
Schutzschrift mitgeteilt werden dürfen. Artikel 270 Absatz 2 ZPO wird von den Gerichten un-
terschiedlich ausgelegt. Einige gehen davon aus, dass mitgeteilt werden darf, dass eine 
Schutzschrift eingereicht wurde. Eine solche Praxis dient dem Rechtsfrieden nicht, da sie die 
andere Partei zu einem Verfahren verleiten kann. 

6.58 Rechtsmittelfristen (Art. 311-312, 314, 321-322 ZPO) 
Ein Teilnehmer1003 schlägt vor, ein System mit einer kurzen gesetzlichen Frist für die Rechts-
mittelanmeldung und nachmaliger Ansetzung einer Frist durch das Gericht zu prüfen. Dieses 

                                                
997  ZH 
998  HEV, WalderWyss 
999  Bisegger 
1000  UNIBAS 
1001  UNIBAS 
1002  Bisegger 
1003  WalderWyss 
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System, das in verschiedenen kantonalen Zivilprozessordnungen vorgesehen war, ist viel fle-
xibler und lässt sich auf den Einzelfall abstimmen. 

Ein anderer Teilnehmer1004 schlägt vor, für alle Berufungs-, Beschwerde- und Antwortfristen 
eine Frist von 30 Tagen vorzusehen. 

6.59 Abweisung der unbegründeten Berufung oder Beschwerde (Art. 312 
Abs. 1 und 322 Abs. 1 ZPO) 

Ein Kanton1005 schlägt vor, unbegründete Berufungen oder Beschwerden ohne Antwort der 
Gegenpartei abzuweisen, und dieses Vorgehen im Unterschied zum geltenden Recht nicht 
nur auf offensichtlich unbegründete Berufungen zu beschränken. Dies trägt zu einer beförder-
lichen Prozessführung bei und ist im Interesse der Berufungsgegenpartei. 

6.60 Hinfälligkeit der Anschlussberufung (Art. 313 Abs. 2 Bst. b ZPO) 
Zwei Teilnehmer1006 weisen darauf hin, dass Artikel 313 Absatz 2 Buchstabe b ZPO keine 
Berechtigung hat, da eine offensichtlich unbegründete Berufung der Gegenpartei nicht zuge-
stellt wird (Art. 312 Abs. 1 ZPO) und deshalb auch keine Anschlussberufung erhoben werden 
kann. 

6.61 Formulierung von Art. 315 Abs. 2 und 3 ZPO 
Aus Sicht eines Kantons1007 kann die aufschiebende Wirkung nicht entzogen werden, da sie 
von Gesetzes wegen eintritt. Daher sollte Absatz 3 richtigerweise wie folgt lauten: «Richtet 
sich die Berufung gegen einen Gestaltungsentscheid, so kann die Vollstreckbarkeit nicht vor-
zeitig bewilligt werden.» Oder Absatz 3 ist zu streichen und Absatz 2 wie folgt zu ändern: «Die 
Rechtsmittelinstanz kann die vorzeitige Vollstreckung bewilligen, ausgenommen bei der Beru-
fung gegen einen Gestaltungsentscheid.» 

6.62 Internationale Schiedsgerichtsbarkeit für arbeitsrechtliche Ansprüche 
(Art. 354 ZPO) 

Ein Teilnehmer1008 schlägt vor, in Streitigkeiten über internationale Arbeitsvertragsverhältnisse 
die Möglichkeit der Schiedsgerichtsbarkeit für jene Ansprüche auszuschliessen, auf die der 
Arbeitnehmer gemäss Artikel 341 OR nicht verzichten kann, wie dies für die Binnenschieds-
gerichtsbarkeit gilt. 

6.63 Vollstreckung der Urteile über die Ausweisung von Mietern 
Es muss ein Schutz geschaffen werden, damit das Gericht eine Interessenabwägung vorneh-
men und dem Mieter Zeit einräumen kann, um eine Ersatzwohnung zu finden.1009 

6.64 Elektronische Kommunikation; Projekt Justitia 4.0 
Eine Partei1010 weist auf die Bedeutung der Entwicklung der elektronischen Kommunikation 
hin und fordert, dass das Projekt Justitia 4.0 mit hoher Priorisierung vorangetrieben wird. 

6.65 Staatliche Kontrolle im Mietrecht 
Gemäss einem Teilnehmer1011 wäre es wünschenswert, ein System zur staatlichen Kontrolle 
missbräuchlicher Mieten und Zinsen nach dem Modell vorzusehen, das in mehreren Kantonen 

                                                
1004  SAV 
1005  ZH 
1006  ZH; SVR 
1007  BL 
1008  SGB 
1009  SMV 
1010  glp 
1011  SMV 



Vernehmlassungsbericht Revision der Zivilprozessordnung (Verbesserung der Praxistauglichkeit und der  
Rechtsdurchsetzung) 
Referenz/Aktenzeichen: COO.2180.109.7.290929 / 236.1/2017/00005 

 

 

76/82 

 

für Mietzinserhöhungen nach Bauarbeiten besteht. Dazu könnte zum Beispiel der Mechanis-
mus herangezogen werden, der mit der genferischen Loi sur les démolitions, transformations 
et rénovations de maisons d’habitation (LDTR) eingeführt wurde. Denn ein System, das auf 
freiwilligen Massnahmen der Mieter beruht, ist vor allem aufgrund der Verfahrenskosten nicht 
zielführend. 

6.66 Evaluation der Bestimmungen über den kollektiven Rechtsschutz 
Ein Teilnehmer1012 schlägt eine Regelung vor, wonach die neuen Vorschriften über den kol-
lektiven Rechtsschutz evaluiert werden. Gemäss dieser Bestimmung würde das EJPD fünf 
Jahre nach Inkrafttreten der Revision einen Evaluationsbericht mit Vorschlägen für das weitere 
Vorgehen in Bezug auf diese neuen Vorschriften und gegebenenfalls deren Aufhebung vorle-
gen. 

6.67 Verbandsklage in öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen 
Ein Teilnehmer schlägt vor, die Voraussetzungen der Verbandsklagen für öffentlich-rechtliche 
Arbeitsverhältnisse auf Bundes-, Kantons- und Gemeindeebene auf jene abzustimmen, die für 
das Privatrecht erlassen werden.1013 

6.68 Klageberechtigung der Gewerkschaften in allen Bereichen des Arbeits-
rechts 

Ein Teilnehmer1014 verlangt, dass die Klageberechtigung der Gewerkschaften über die ZPO 
hinaus im gesamten Arbeitsrecht anerkannt wird. 

6.69 Erfolgsabhängige Honorare 
In diesem Punkt besteht aus Sicht zweier Teilnehmer1015 Regelungsbedarf, um insbesondere 
die Möglichkeiten zur Finanzierung von Verbandsklagen oder Einzelklagen zu erweitern. Er-
wähnt wird diese Möglichkeit insbesondere im Zusammenhang mit der – als nicht angebracht 
erachteten – vorgeschlagenen Aufklärungspflicht des Gerichts gemäss Artikel 97.1016 

6.70 Erbrecht 
Ein Teilnehmer1017 schlägt Massnahmen vor, um die Verfahren für die Erben besser zugäng-
lich zu machen und letztlich die Erbschleicherei zu bekämpfen. Vorgeschlagen werden daher 
die sofortige Auszahlung der Pflichtteile an die Erben nach dem Tod des Erblassers, die Mög-
lichkeit der kostengünstigen Anzeigeerstattung ohne Anwalt sowie Anstrengungen zur Sicher-
stellung der Qualität bei der Fallbearbeitung seitens der Behörde. Zur Sicherung der Vermö-
genswerte am Sterbeort, die in Artikel 28 Absatz 2 ZPO vorgesehen ist, wird vorgeschlagen, 
dass der Bund verbindliche Anweisungen erlässt. 

 

7 Bemerkungen zum erläuternden Bericht 
Verschiedene Bemerkungen sind zu den Ausführungen im erläuternden Bericht eingegangen. 
Sie wurden in einer gesonderten Tabelle zusammengestellt, die unter folgender Adresse ab-
gerufen werden kann: https://www.bj.admin.ch/dam/data/bj/staat/gesetzgebung/aenderung-
zpo/auswertung-d.pdf. 

                                                
1012  KMU-Forum 
1013  SKG 
1014  SGB 
1015  Nivalion, SGHVR 
1016  SGHVR 
1017  SVgE 
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8 Zugang zu den Stellungnahmen 
Gemäss Artikel 9 des Bundesgesetzes vom 18. März 2005 über das Vernehmlassungsverfah-
ren (SR 172.061) sind die Vernehmlassungsunterlagen, nach Ablauf der Vernehmlassungs-
frist die Stellungnahmen der Vernehmlassungsteilnehmer und nach Kenntnisnahme durch den 
Bundesrat der Ergebnisbericht, öffentlich zugänglich. Die vollständigen Stellungnahmen sind 
auf der Vernehmlassungsdatenbank aufgeschaltet (Art. 16 der Vernehmlassungsverordnung; 
SR 172.061.1). 
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Anhang 

 
Verzeichnis der Eingaben 
Liste des organismes ayant répondu 
Elenco dei partecipanti 

Kantone / Cantons / Cantoni 
AG Aargau / Argovie / Argovia 
AI Appenzell Innerrhoden / Appenzell Rh.-Int. / Appenzello Interno 
AR Appenzell Ausserrhoden / Appenzell Rh.-Ext. / Appenzello Esterno 
BE Bern / Berne / Berna 
BL Basel-Landschaft / Bâle-Campagne / Basilea-Campagna 
BS Basel-Stadt / Bâle-Ville / Basilea-Città 
FR Freiburg / Fribourg / Friburgo 
GE Genf / Genève / Ginevra 
GL Glarus / Glaris / Glarona 
GR Graubünden / Grisons / Grigioni 
JU Jura / Giura 
LU Luzern / Lucerne / Lucerna 
NE Neuenburg / Neuchâtel 
NW Nidwalden / Nidwald / Nidvaldo 
OW Obwalden / Obwald / Obvaldo 
SG St. Gallen / Saint-Gall / San Gallo 
SH Schaffhausen / Schaffhouse / Sciaffusa 
SO Solothurn / Soleure / Soletta 
SZ Schwyz / Svitto 
TG Thurgau / Thurgovie / Turgovia 
TI Tessin / Ticino 
UR Uri 
VD Waadt / Vaud 
VS Wallis / Valais / Vallese 
ZG Zug / Zoug / Zugo 
ZH Zürich / Zurich / Zurigo 
 

Parteien / Partis politiques / Partiti politici 
CVP Christlichdemokratische Volkspartei CVP 

Parti Démocrate-Chrétien PDC 
Partito Popolare Democratico PPD 

FDP FDP. Die Liberalen 
PLR. Les Libéraux-Radicaux 
PLR. I Liberali Radicali 
PLD. Ils Liberals 



Vernehmlassungsbericht Revision der Zivilprozessordnung (Verbesserung der Praxistauglichkeit und der  
Rechtsdurchsetzung) 
Referenz/Aktenzeichen: COO.2180.109.7.290929 / 236.1/2017/00005 

 

 

79/82 

 

glp Grünliberale Partei glp 
Parti vert'libéral pvl 

GPS Grüne Partei der Schweiz GPS 
Parti écologiste suisse PES 
Partito ecologista svizzero PES 

SP Sozialdemokratische Partei der Schweiz SP 
Parti Socialiste Suisse PS 
Partito Socialista Svizzero PS 

SVP Schweizerische Volkspartei SVP 
Union Démocratique du Centre UDC 
Unione Democratica di Centro UDC 

 

Interessierte Organisationen und Privatpersonen / Organisations intéressées et  
particuliers / Organizzationi interessate e privati 
ACC Association of Corporate Counsel 
ACSI Associazione consumatrici e consumatori della Svizzera italiana 

Advokaten ZG Advokaten des Kantons Zug 
AG ZICC Arbeitsgruppe Zurich International Commercial Court des Zürcher 

Anwaltsverbands 
Amcham Swiss-American Chamber of Commerce 
Anwälte ZH Verschiedene Anwältinnen und Anwälte des Zürcher Anwaltsverbands 

(ZAV) 
bauenschweiz Dachorganisation der Schweizerischen Bauwirtschaft 

Organisation nationale de la construction 
Organizzazione nationale della costruzione 

BAV Bernischer Anwaltsverband 
Association des avocats bernois 

Bergamin Dr. iur. Christof Bergamin 
BezGer Kulm Bezirksgericht Kulm 
Bisegger Simon Bisegger 
CP Centre patronal 
DJS Demokratische Juristinnen und Juristen der Schweiz DJS 

Juristes démocratiques de Suisse JDS 
Giuristi e Giuriste Democratici Svizzeri GDS 

DVSP Dachverband Schweizerischer Patientenstellen 
Fédération Suisse des Patients 

economiesuisse Verband der Schweizer Unternehmen 
Fédération des entreprises suisses 
Federazione delle imprese svizzere 

EKK Eidgenössische Kommission für Konsumentenfragen 
Commission fédérale de la consommation 
Commissione federale del consumo 
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Expertsuisse Expertenverband für Wirtschaftsprüfung, Steuern und Treuhand 
Association suisse des experts en audit, fiscalité et fiduciaire 
Associazione di esperti contabili, fiscali e fiduciari 

FER Fédération des Entreprises Romandes 
FRC Fédération romande des consommateurs 
Friedensrichter ZH Verband der Friedensrichter und Friedensrichterinnen des Kantons 

Zürich 
FVE Fédération vaudoise des entrepreneurs 
Greenpeace Greenpeace Schweiz 

Greenpeace Suisse 
HEV Hauseigentümerverband Schweiz 
HGer AG Handelsgericht des Kantons Aargau 
Hochschulen ZH Pädagogische Hochschule Zürich (PHZH) 

Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften (ZHAW) 
Zürcher Hochschule der Künste (ZHdK) 

interpharma Verband der forschenden pharmazeutischen Firmen der Schweiz 
Association des entreprises pharmaceutiques suisses pratiquant la 
recherche 

JBVD Jeune Barreau vaudois 
KFS Konsumfinanzierung Schweiz (KFS) 

Financement à la consommation Suisse (FCS) 
Kinderanwaltschaft Kinderanwaltschaft Schweiz 
KKJPD Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen  

und -direktoren KKJPD 
Conférence des directrices et directeurs des départements  
cantonaux de justice et police CCDJP 
Conferenza delle direttrici e die direttori die dipartimenti cantonali  
di giustizia et polizia CDDGP 

KMU-Forum KMU-Forum 
Forum PME 
Forum PMI 

Konsumentenschutz Stiftung für Konsumentenschutz 
Lenz&Staehelin Lenz&Staehelin 
Meier Prof. Dr. Isaak Meier 
MV Zürich Mieterverband Zürich 
Nivalion Nivalion AG 
OAG Ordre des avocats de Genève 
OGer SH Obergericht des Kantons Schaffhausen 
Peter Dr. iur. Matthis Peter 
Reiser Etude Reiser Anne  
SAV Schweizerischer Anwaltsverband (SAV) 

Fédération Suisse des Avocats (FSA) 
Federazione Svizzera degli Avvocati (FSA) 
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SBS Dettes Conseils Suisse 
Schuldenberatung Schweiz 

SBV Schweizerischer Baumeisterverband SBV 
Société Suisse des Entrepreneurs SSE 
Società Svizzera degli Impresari-Costruttori SSIC 

scienceindustries Wirtschaftsverband Chemie Pharma Biotech 
Association des Industries Chimie Pharma Biotech 

SGAV St.Galler Anwaltsverband 
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund 

Union syndicale suisse 
Unione sindacale svizzera 

SGHVR Schweizerische Gesellschaft für Haftpflicht- und Versicherungsrecht 
Société suisse du droit de la responsabilité civile et des assurances 
Società svizzera di diritto della responsabilità civile e delle assicurazioni 

SGV Schweizerischer Gewerbeverband SGV 
Union suisse des arts et métiers USAM 
Unione svizzera delle arti e mestieri USAM 

SKG Schweizerische Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten 
Conférence Suisse des Délégué e s à l’Égalité entre Femmes et 
Hommes 
Conferenza Svizzera delle Delegate alla Parità fra Donne e  
Huomini 

SLAW Schwärzler Rechtsanwälte 
SLV Schweizerischer Leasingverband (SLV) 

Association Suisse des Sociétés de Leasing (ASSL) 
Associazione Svizzera delle Società di Leasing (ASSL) 

SMV Schweizerischer Mieterinnen- und Mieterverband 
Association suisse des locataires 
Associazione Svizzera Inquilini 

SPO Schweizerische Stiftung SPO Patientenschutz 
Organisation Suisse des Patients OSP 
Organisazione Svizzera die Patienti OSP 

Suisseculture Suisseculture 
SVC Schweizerischer Verband Creditreform 
SVFV Schweizerischer Verband der Friedensrichter und Vermittler 
SVgE Schweizerische Vereinigung gegen Erbschleicherei 

Association suisse contre la captation d’héritage 
Associazione svizzera contra la caccia all’eredità 

SVR Schweizeriche Vereinigung der Richterinnen und Richter SVR 
Association suisse des magistrats de l‘ordre judiciaire ASM 
Associazione svizzera die magistrati ASM 

SVRH Schweizer Verband der Richter in Handelssachen 
SVV Schweizerischer Versicherungsverband (SVV) 

Association Suisse d’ Assurances (ASA) 
Associazione Svizzera d’Assicurazioni (ASA) 
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Swico Verband der ICT-Anbieter der Schweiz 
Organisation des fournisseurs du secteur des TIC 

Swisscom Swisscom AG 
Swisscom SA 
Swisscom SA 

SwissHoldings Verband der Industrie- und Dienstleistungskonzerne in der Schweiz 
Fédération des groupes industriels et de services en Suisse 

TCS Touring Club Schweiz 
Touring Club Suisse 
Touring Club Svizzero 

UBS UBS 
UNIBAS Universität Basel (Thomas Sutter-Somm / Christoph Leuenberger / 

Benedikt Seiler) 
UNIBE Universität Bern 
UNIFR Universität Freiburg 
UNIL Universität Lausanne 
USPI Union suisse des professionnels de l’immobilier (USPI Suisse) 
VKMB Kleinbauern-Vereinigung 
VSEI Verband Schweizerischer Elektro-Installationsfirmen 

Union Suisse des Installateurs-Electriciens 
Unione Svizzera degli Installatori Elettricisti 

VSI Verband Schweizerischer Inkassotreuhandinstitute 
Association Suisse des Sociétés Fiduciaires de Recouvrement 

WalderWyss WalderWyss Rechtsanwälte 
Zürcher Dr. iur. Johann Zürcher  

 

Verzicht auf Stellungnahme 
− Schweizerischer Arbeitgeberverband 

Union patronale suisse 
Unione svizzera degli imprenditori 

− Schweizerischer Gemeindeverband 
Association des Communes Suisses 
Associazione dei Comuni Svizzeri 

− Schweizerischer Städteverband 
Union des villes suisses 
Unione delle città svizzere 


	1 Allgemeines
	2 Verzeichnis der Vernehmlassungsteilnehmer
	3 Allgemeine Bemerkungen zum Vorentwurf
	3.1 Grundsätzliche Zustimmung
	3.2 Grundsätzliche Ablehnung
	3.3 Keine grundsätzliche Haltung
	3.4 Kritik an unzureichenden Vorschlägen des Vorentwurfs

	4 Stellungnahmen zu den Hauptpunkten des Vorentwurfs
	4.1 Kostenrecht
	4.1.1 Stellungnahmen in den allgemeinen Bemerkungen
	4.1.2 Zusammenfassung der Stellungnahmen

	4.2 Kollektiver Rechtsschutz: erweiterte Verbandsklage und Gruppenvergleich
	4.2.1 Stellungnahme in den allgemeinen Bemerkungen
	4.2.2 Zusammenfassung der Stellungnahmen

	4.3 Verfahrenskoordination: erweiterte Streitgenossenschaft,  Klagenhäufung, Widerklage und Streitverkündungsklage
	4.4 Mitwirkungsverweigerungsrecht von Unternehmungsjuristinnen  und -juristen
	4.5 Selektive Übernahme der Rechtsprechung des Bundesgerichts und Ausbau des Schlichtungsverfahrens
	4.6 Weitere verlangte Änderungen

	5 Bemerkungen zu einzelnen Artikeln
	5.1 Bemerkungen zum Ersatz eines Ausdrucks
	5.2 Art. 5 Abs. 1 Bst. j und k
	5.3 Art. 6 Abs. 2 Bst. c sowie Abs. 3, 6 und 7
	5.4 Art. 16a
	5.5 Art. 51 Abs. 3
	5.6 Art. 60a
	5.7 Art. 70 Abs. 2
	5.8 Art. 71
	5.9 Art. 81 Abs. 1 und 3
	5.10 Art. 82 Abs. 1
	5.11 Art. 89 Abs. 1, Abs. 2 Bst. c und d, Abs. 3
	5.12 Art. 89a
	5.13 Art. 90
	5.14 Art. 96
	5.15 Art. 97
	5.16 Art. 98
	5.17 Art. 101 Abs. 2
	5.18 Art. 106 Abs. 1, 1bis und 3
	5.19 Art. 107 Abs. 1 Bst. g
	5.20 Art. 109 Abs. 1
	5.21 Art. 111 Abs. 1 und 2
	5.22 Art. 115a
	5.23 Art. 118 Abs. 2
	5.24 Art. 125 Bst. b
	5.25 Art. 127 Abs. 1
	5.26 Art. 143 Abs. 1bis
	5.27 Art. 149
	5.28 Art. 160a
	5.29 Art. 177
	5.30 Art. 198 Abs. 1 Bst. f und i sowie Abs. 2
	5.31 Art. 206 Abs. 4
	5.32 Art. 209 Abs. 4
	5.33 Art. 210 Abs. 1 und Bst. c
	5.34 Art. 224 Abs. 1 und 2bis
	5.35 Art. 236 Abs. 4
	5.36 Art. 239 Abs. 2 und 2bis
	5.37 Art. 241 Abs. 4
	5.38 Art. 243 Abs. 3
	5.39 Art. 249 Bst. a Ziff. 5
	5.40 Art. 250 Bst. c
	5.41 Art. 265 Abs. 4
	5.42 Art. 266 Bst. a
	5.43 Art. 295 Abs. 2
	5.44 Art. 296
	5.45 Art. 314 Abs. 1 und 2
	5.46 Art. 317 Abs. 1bis
	5.47 Art. 328 Abs. 1 Bst. d
	5.48 Art. 352a ff.: Gruppenvergleiche
	5.49 Art. 352a
	5.50 Art. 352b
	5.51 Art. 352c
	5.52 Art. 352d
	5.53 Art. 352e
	5.54 Art. 352f
	5.55 Art. 352g
	5.56 Art. 352h
	5.57 Art. 352i
	5.58 Art. 352j
	5.59 Art. 352k
	5.60 Art. 372 Abs. 2
	5.61 Art. 400 Abs. 2bis
	5.62 Art. 401a
	5.63 Art. 7 Abs. 1bis VE-GlG
	5.64 Art. 9 Abs. 3 Bst. a und Abs. 6 VE-BehiG
	5.65 Art. 135 Ziff. 3 und 4 VE-OR
	5.66 Art. 56 Sachüberschrift, Abs. 1 Bst. a und b und Abs. 2 VE-MSchG  sowie Art. 21 VE-WSchG
	5.67 Art. 10 Abs. 2 VE-UWG
	5.68 Art. 43 Abs. 1 Bst. b und c VE-KG
	5.69 Art. 8d VE-IPRG
	5.70 Art. 11 VE-Entsendegesetz

	6 Weitere Vorschläge
	6.1 Kantonale Spezialgerichte für internationale Handelsstreitigkeiten
	6.2 Verfahrensfragen im Familienrecht
	6.2.1 Allgemeine Bemerkungen (Art. 271 ff. ZPO)
	6.2.2 Nebenintervention von Kindern aus einer früheren Beziehung oder von ehemaligen Ehegatten
	6.2.3 Anwendbares Verfahren beim kontradiktorisch geführten Scheidungsverfahren (Art. 288 Abs. 2 und 292 Abs. 3 ZPO)
	6.2.4 Rolle in selbstständigen Verfahren zur Regelung von Kinderbelangen (Art. 295 ZPO)
	6.2.5 Anwendbares Verfahren für volljährige Kinder (Art. 296 und 303 ZPO)
	6.2.6 Vereinfachtes Verfahren für Unterhaltsklagen nach Art. 328 ZGB
	6.2.7 Suspensivwirkung im Fall von Schuldneranweisungen im Familienrecht (Art. 315 ZPO)

	6.3 Beschleunigung der Verfahren, Erledigung innerhalb angemessener Frist
	6.4 Klage gegen unbekannt
	6.5 Gleiche Verfahrensregeln für die Miete aller unbeweglicher Sachen
	6.6 Sachliche und funktionelle Zuständigkeit (Art. 4 ff. ZPO)
	6.6.1 Konsumentengerichte
	6.6.2 Mietgerichte
	6.6.3 Kompetenzattraktion im Fall einer subjektiven oder objektiven Klagenhäufung
	6.6.4 Wirkung der kantonalen Zuständigkeitsregelungen auf die Anwendung des Bundesrechts (Art. 4 ZPO)

	6.7 Verbindliche Gerichtsstandswahl bei internationalen Handelsstreitigkeiten
	6.8 Einzige kantonale Instanz im Zusammenhang mit geistigem Eigentum (Art. 5 Abs. 1 Bst. a ZPO)
	6.9 Einzige kantonale Instanz für UWG-Streitigkeiten (Art. 5 Abs. 1 Bst. d ZPO)
	6.10 Vorrang der Regelung der Verfahrensart vor jener über die sachliche Zuständigkeit (Art. 5 ZPO)
	6.11 Zusatzversicherungen zur Unfallversicherung (Art. 7 und 243 ZPO)
	6.12 Einreichung der Klage in einem falschen Verfahren (Art. 63 Abs. 2 ZPO)
	6.13 Vertretung im summarischen Verfahren (Art. 68 Abs. 2 ZPO)
	6.14 Verbandsklage zur Gewinnabschöpfung (Art. 71 ZPO)
	6.15 Sammelklage
	6.16 Haftungsstreitigkeiten bei Körperverletzung
	6.17 Schutzwürdiges Interesse an der Feststellungsklage (Art. 88 ZPO)
	6.18 Streitwert bei wiederkehrenden Leistungen (Art. 92 Abs. 2 ZPO)
	6.19 Gesonderte Position für die Publikationskosten (Art. 95 Abs. 2 ZPO)
	6.20 Befreiung von der Sicherheitsleistung für die Parteientschädigung (Art. 99 ZPO)
	6.21 Nachfrist für die Leistung des Vorschusses oder der Sicherheit (Art. 101 Abs. 3 ZPO)
	6.22 Befreiung von den Gerichtskosten (Art. 113 und 114 ZPO)
	6.22.1 Ausdehnung der Unentgeltlichkeit von mietrechtlichen Verfahren
	6.22.2 Unentgeltlichkeit von konsumentenrechtlichen Streitigkeiten
	6.22.3 Unentgeltlichkeit von arbeitsrechtlichen Streitigkeiten
	6.22.4 Unentgeltlichkeit von gleichstellungsrechtlichen Verbandsklagen

	6.23 Unentgeltliche Rechtspflege (Art. 117 ff. ZPO)
	6.24 Bezahlung der Parteientschädigung bei unentgeltlicher Rechtspflege (Art. 118, 122-123 ZPO)
	6.25 Englisch als Verfahrenssprache (Art. 129 ZPO)
	6.26 Eingaben und Zustellungen in elektronischer Form (Art. 130, 139 ZPO)
	6.27 Koordination der Bestimmungen des SchKG und der ZPO zu den Ferien und dem Fristenstillstand (Art. 145 Abs. 4 ZPO)
	6.28 Reduzierte Anforderungen in der vorsorglichen Beweisführung bei Massenverfahren (Art. 158 ZPO)
	6.29 Amtlicher Befund (Art. 168 ff. ZPO)
	6.30 Einvernahme von Zeugen, Parteien oder Sachverständigen mittels  Videokonferenz
	6.31 System der Ausnahmen vom Schlichtungsverfahren (Art. 198-199 ZPO)
	6.32 Schlichtungsverfahren in personenstands- oder familienrechtlichen  Angelegenheiten (Art. 198 ZPO)
	6.33 Paritätische Schlichtungsbehörde im Urheberrecht
	6.34 Bezeichnung der beklagten Partei bei Laieneingaben
	6.35 Schlichtungsverhandlung und persönliches Erscheinen (Art. 204 ZPO)
	6.36 Säumnis an der Schlichtungsverhandlung (Art. 206 ZPO)
	6.37 Von einer unzuständigen Behörde erlassene Klagebewilligung  (Art. 209 ZPO)
	6.38 Urteilsvorschlag (Art. 210 ZPO)
	6.39 Wirkungen des Urteilsvorschlags (Art. 211 ZPO)
	6.40 Entscheid der Schlichtungsbehörde (Art. 212 ZPO)
	6.41 Bestreitung der Behauptungen
	6.42 Inhalt der Klage bei Verbandsklagen
	6.43 Information über die Möglichkeit, nach der Instruktionsverhandlung neue Tatsachen und Beweismittel vorzubringen (Art. 226 Abs. 2 ZPO)
	6.44 Replik und Duplik sowie zweite Vorträge (Art. 228 Abs. 2 und Art. 232 Abs. 1 ZPO)
	6.45 Novenrecht im ordentlichen Verfahren (Art. 229 ZPO)
	6.46 Inhalt der Entscheidgründe
	6.47 Rechtsmittelinstanzen: Begründung der Entscheide (Art. 239 in Verbindung mit Art. 318 Abs. 2 und Art. 327 Abs. 5 ZPO)
	6.48 Entscheid bei Gegenstandslosigkeit (Art. 242 ZPO)
	6.49 Geltungsbereich des vereinfachten Verfahrens  (Art. 243 Abs. 2 und 3 ZPO)
	6.50 Festlegung von Fristen für das vereinfachte Verfahren
	6.51 Beweis im vereinfachten Verfahren
	6.52 Geltungsbereich des summarischen Verfahrens (Art. 250 ZPO)
	6.53 Kompetenzattraktion bei Ausweisung und Kündigungsanfechtung
	6.54 Neue Tatsachen und Beweismittel im summarischen Verfahren
	6.55 Abweisung des Gesuchs im Verfahren in klaren Fällen  (Art. 257 Abs. 3 ZPO)
	6.56 Frist für die Einreichung des Begehrens im Fall von Art. 961 Abs. 3 ZGB
	6.57 Mitteilung der Schutzschrift (Art. 270 Abs. 2 ZPO)
	6.58 Rechtsmittelfristen (Art. 311-312, 314, 321-322 ZPO)
	6.59 Abweisung der unbegründeten Berufung oder Beschwerde (Art. 312 Abs. 1 und 322 Abs. 1 ZPO)
	6.60 Hinfälligkeit der Anschlussberufung (Art. 313 Abs. 2 Bst. b ZPO)
	6.61 Formulierung von Art. 315 Abs. 2 und 3 ZPO
	6.62 Internationale Schiedsgerichtsbarkeit für arbeitsrechtliche Ansprüche (Art. 354 ZPO)
	6.63 Vollstreckung der Urteile über die Ausweisung von Mietern
	6.64 Elektronische Kommunikation; Projekt Justitia 4.0
	6.65 Staatliche Kontrolle im Mietrecht
	6.66 Evaluation der Bestimmungen über den kollektiven Rechtsschutz
	6.67 Verbandsklage in öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen
	6.68 Klageberechtigung der Gewerkschaften in allen Bereichen des Arbeitsrechts
	6.69 Erfolgsabhängige Honorare
	6.70 Erbrecht

	7 Bemerkungen zum erläuternden Bericht
	8 Zugang zu den Stellungnahmen

